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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser, 

ein Bundesminister der Grünen, der in die arabischen Golfstaaten reist, um dort die Lieferung 
größerer Mengen fossiler Brennstoffe für den Verbrauch in Deutschland zu vereinbaren – diese 
Nachricht ist für viele ein Sinnbild dafür, wie sich die Maßstäbe auch in der Energiepolitik im 
Frühjahr 2022 verschoben haben. Der russische Angriff auf die Ukraine hat vieles verändert – 
nicht zuletzt unseren Blick auf den Umgang mit Ressourcen. War dieser Blick zuvor geprägt 
von dem Versuch, ökonomische Effizienz und ökologische Nachhaltigkeit in Einklang zu brin-
gen, so ist nun ein Aspekt hinzugekommen, der objektiv gesehen schon immer wichtig, in der 
öffentlichen Debatte in Deutschland aber weitgehend abwesend war: Macht.

Wer über Ressourcen wie beispielsweise Energieträger verfügt, kann diese nicht nur verkaufen 
und aus den Einnahmen „klassische“ Machtinstrumente wie Panzer und Raketen finanzieren. 
Er kann sie auch als Druckmittel gegenüber Abnehmern verwenden, die sich allzu abhän-
gig gemacht haben. Mit der Androhung von Lieferstopps wird Angst geschürt, die Stimmung 
beeinflusst und so Macht ausgeübt.

Sich aus solchen Abhängigkeiten zu befreien, ist eine sicherheitspolitische Notwendigkeit – 
aber auch ein anspruchsvolles Unterfangen. Das zeigt sich in den deutschen und europäischen 
Energiebeziehungen mit Russland und dort insbesondere beim Thema Gas. Bei der Suche nach 
alternativen Lieferquellen geht der Blick vielfach nach Nordafrika und in den Nahen Osten. 
Doch sind dort zwar große Mengen fossiler Energieträger vorhanden, aufgrund logistischer 
Hindernisse und politischer Risiken kann und sollte die Region kurzfristig jedoch nicht das 
Gros der deutschen und europäischen Importe aus Russland ersetzen. Sie kann nur ein Teil einer 
neuen Diversifizierungsstrategie sein, analysieren Simon Engelkes und Ludwig Schulz in dieser 
Ausgabe der Auslandsinformationen.

Die Wirksamkeit von Sanktionen wiederum, insbesondere von Energieembargos gegen Russ-
land, hängt auch davon ab, ob es Moskau gelingt, seine Rohstoffe statt nach Europa in andere 
Weltregionen zu verkaufen. Dabei kommt dem asiatischen Markt eine zentrale Bedeutung 
zu. Christian Hübner beschreibt in seinem Beitrag, wie China, aber auch Indien die Situation 
als Chance begreifen und die Rohstoffe, die Russland im Westen nicht mehr zu Geld machen 
kann, zu Billigpreisen abnehmen könnten.

Neben Importen aus anderen Kontinenten ist eine gesteigerte eigene Förderung für die euro-
päischen Staaten eine Möglichkeit, die Abhängigkeit von Russland zu reduzieren. Rumänien 
könnte, so Otilia Nutu, nicht nur sich selbst, sondern auch seine südosteuropäische Nachbar-
schaft mit Gas und Strom versorgen. Nötig aber wäre dafür eine grundlegende Reform der 
politischen Rahmenbedingungen, die Investitionen in diesen Sektoren in den vergangenen 
Jahren abgewürgt haben.
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Auch bei den Agrarressourcen hat der Krieg in der Ukraine die Prioritäten verändert. Zurecht 
hat das Thema Nachhaltigkeit in der europäischen Agrarpolitik in der jüngeren Vergangenheit 
großen Raum eingenommen. Vor dem Hintergrund der Kämpfe in der Ukraine und der damit 
einhergehenden Lieferausfälle etwa von Getreide müssen jedoch bestimmte Maßnahmen 
wie Flächenstilllegungen überdacht werden. Der Nahrungsmittelsicherheit sollte Vorrang 
eingeräumt werden, schreibt André Algermißen. Gleichzeitig dürfe die aktuelle Krise nicht 
als Vorwand genutzt werden, um Umweltschutzbemühungen in der Landwirtschaft auf unbe-
stimmte Zeit zu vertagen.

Ökologische Herausforderungen wie der Klimawandel machen bei aller berechtigter Auf-
merksamkeitskonzentration auf den Ukrainekrieg keine Pause. Dafür zu sorgen, dass auch die 
internationale Klimaschutzdiplomatie vor der 27. Weltklimakonferenz in Ägypten weiter vo- 
ranschreitet, ist daher eine wichtige Aufgabe. Anja Berretta erläutert, wie afrikanische Staaten 
ihr Gewicht in den Weltklimaverhandlungen dank geschickter Koordination beträchtlich haben 
erhöhen können und warum sie dennoch – bei allen Unterschieden von Land zu Land – häufig 

„zu Hause“ eine schlechte Bilanz in Sachen Umwelt- und Klimaschutz aufweisen.

Mangelnder Klimaschutz wiederum ist seit einigen Jahren vermehrt Streitgegenstand vor inter-
nationalen Menschenrechtsgerichten. Aber können Richter tatsächlich das Klima retten? Mit 
dieser Frage setzen sich Franziska Rinke und Hartmut Rank auseinander und legen dabei 
den Schwerpunkt auf Lateinamerika sowie Europa. Ihre Bilanz fällt gemischt aus, denn die 
Justiz kann mit ihren Urteilen zwar Signale setzen, aber keinen fehlenden politischen Willen 
der Staaten ersetzen.

Beim Thema Ressourcen wird es also für die europäischen Staaten künftig darum gehen, in 
einem Dreiklang zu handeln, der ökologische und wirtschaftliche Erwägungen einbezieht, 
aber eben auch das Denken in strategischen, machtpolitischen Kategorien. Konkret heißt das, 
in Zukunft bei allen ressourcenpolitischen Entscheidungen neben Erwägungen der Nachhal-
tigkeit und des Preises immer auch die Frage zu stellen: Erhöhen oder senken wir durch diese 
Entscheidung unsere politische Erpressbarkeit? Dieses Umdenken wird Deutschland vielleicht 
noch mehr als manches Nachbarland auf politischer sowie gesellschaftlicher Ebene fordern. 
Daran führt jedoch kein Weg vorbei – will man die Fehler der Vergangenheit nicht wiederholen.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Ihr

Dr. Gerhard Wahlers ist Herausgeber der Auslandsinformationen (Ai), stellvertretender Generalsekretär 
und Leiter der Hauptabteilung Europäische und Internationale Zusammenarbeit der Konrad-Adenauer-
Stiftung (gerhard.wahlers@kas.de).
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Der russische Krieg gegen die Ukraine erhöht den Druck auf 
Europa, sich aus der energiepolitischen Abhängigkeit von 
Russland zu lösen. Die Politik richtet daher den Blick auch auf 
den Nahen Osten und Nordafrika, die seit jeher Herkunfts- 
region fossiler Brennstoffe gewesen sind. Dies erscheint ange-
sichts der dortigen Reserven nicht unberechtigt, muss aber 
differenziert betrachtet werden. Zudem bricht dort, insbeson-
dere in den arabischen Golfstaaten, das Zeitalter regenerativer 
Energiesysteme an. Statt sich in neue Abhängigkeiten zu 
begeben, sollte Europa eine Strategie breiter Diversifikation 
seiner Energiequellen sowie den Auf- und Ausbau von Energie- 
Innovationspartnerschaften verfolgen.

Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine 
hat nicht nur alte Gewissheiten der deutschen 
und europäischen Außen- und Sicherheits
politik infrage gestellt. Er fordert Europa auch 
hinsichtlich seiner Energieversorgung heraus: 
Bis zum großflächigen politischen Ausstieg aus 
der Lieferung russischen Erdöls und Erdgases 
sind Europas Wirtschaft und Haushalte von 
diesen Importen abhängig, während zugleich 
die Zahlungen hierfür dem Kreml dabei helfen, 
seinen Krieg zu finanzieren. Ferner übt Moskau 
aufgrund seiner starken Stellung auf dem europä-
ischen Energiemarkt Druck auf Europa aus, wie 
bereits Energieembargos etwa gegen Bulgarien 
und Polen offensichtlich machten. Gleichwohl 
scheinen Deutschland und seine europäischen 
Nachbarn entschlossen, ihre Abhängigkeiten 
von Russland, dem bislang global zweitgrößten 
Ölexporteur und größten Lieferanten von Erd-
gas, zu reduzieren oder sogar zu beenden. Die 
EU kündigte im März 2022 an, bis Ende des Jah-
res die Einfuhren von russischem Gas um zwei 
Drittel senken und ab 2027 weder Gas noch Öl 
aus Russland importieren zu wollen.1 Die deut-
sche Bundesregierung zog nach und erklärte das 
Ziel, bis Jahresende 2022 Öl- und Kohleimporte 
aus Russland einzustellen, sowie die Absicht, bis 
Mitte 2024 von russischem Gas gänzlich abzu-
rücken.2 Bei alledem hängt zugleich noch das 
Damoklesschwert des Klimawandels auch über 
Deutschland und Europa, die sich einer strikten 

Abkehr von fossilen Brennstoffen, einer Dekar-
bonisierung3 und der Förderung von regenera-
tiver Energie verschrieben haben. So musste vor 
dem Hintergrund des Ukraine-Kriegs selbst der 
Grüne Bundeswirtschafts- und Klimaminister 
Robert Habeck einräumen, in Anbetracht der 
neuen Gefahren sei Versorgungssicherheit „im 
Zweifel“ wichtiger als Klimaschutz.4

Im Kern der aktuellen Debatte steht die Frage, 
über welche Potenziale mögliche alternative Lie-
ferländer verfügen, um russisches Öl und Gas für 
Europa zu ersetzen. Dabei gilt es jedoch, einer-
seits zu hinterfragen, welche Faktoren hierfür 
einschränkend wirken könnten – welche Trans-
portmöglichkeiten bestehen, welche regional- 
und energiepolitischen Dynamiken zu beachten 
sind – und andererseits langfristige Perspektiven 
mit Blick auf eine nachhaltige Umstellung der 
europäischen Energieversorgung auf erneuer-
bare Energiequellen mitzudenken. Im Folgenden 
wird gezeigt, wie sich diese Gemengelage mit 
Blick auf den Nahen Osten und Nordafrika, ins-
besondere die arabischen Golfstaaten, darstellt.

Europas und Deutschlands Abhängigkeit  
von Energieimporten

Deutschland und große Teile Europas sind von 
Energieimporten für Industrie und Haushalte, 
zur Stromgewinnung und für unzählige weitere 
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von 19,4 Milliarden Euro.8 Diese Quoten konnten 
in den Wochen nach Kriegsbeginn bereits kurz-
fristig gesenkt werden: Ende April 2022 machte 
russisches Öl nur noch 12 und russisches Erdgas 
noch 35 Prozent der deutschen Importe aus.9 
Gleichwohl gibt es auch noch Stimmen, gerade 
aus der deutschen Industrie, die mit Blick auf 
Arbeitsplätze und Auftragsbücher davor warnen, 
überstürzt und gänzlich auf Energieimporte aus 
Russland zu verzichten.

Die Handelsbeziehungen  
Europas im Bereich fossiler 
Brennstoffe mit nordafrika­
nischen Ländern sind etabliert 
und teilweise belastungsfähig.

Getrieben vom Handlungsdruck, nach alter-
nativen Importlieferanten für Energie zu 
suchen, konnte zuletzt eine Art Schaulaufen 

Anwendungen abhängig. Die Dependenzrate – 
also die Messgröße dafür, inwieweit sich eine 
Wirtschaft auf Energieimporte verlässt, um ihren 
eigenen Bedarf zu decken  – lag im Jahr 2020 
europaweit im Durchschnitt bei 61 Prozent und 
laut EU-Kommission sind 20 Mitgliedstaaten 
von Energieimporten aus Russland abhängig 
gewesen.5 2020 kam ein Viertel der Rohöl
importe der EU aus Russland; fast die Hälfte der 
russischen Exporte von Rohöl und Erdölproduk-
ten ging nach Europa. Beim Erdgas, für dessen 
Verbrauch die EU zu 90 Prozent auf Importe 
angewiesen ist, stellte Russland vor Kriegsbe-
ginn fast die Hälfte der Importe und bei festen 
Energieträgern wie Kohle zeichnete das Land für 
mehr als 50 Prozent der EU-Einfuhren verant-
wortlich.6 Auch Deutschland als Europas größte 
Volkswirtschaft steht energiepolitisch in einer 
starken Abhängigkeit von Russland. Im deut-
schen Energiemix entfielen bis vor Kurzem noch 
55 Prozent der Erdgasimporte auf Russland, bei 
Kohle waren es 50 Prozent und bei Rohöl 35 Pro-
zent.7 2021 beliefen sich die russischen Öl- und 
Gasexporte nach Deutschland auf einen Wert 

Abb. 1: Fossile Energiereserven und Flüssiggasexporte ausgewählter Länder der südlichen und  
	 südöstlichen Nachbarschaft Europas 2020

Quelle: eigene Darstellung nach BP 2021, N. 31, S. 16, 34, 44.



9Macht und Ressourcen

der Europäer beobachtet werden. Für die EU 
bereiste Energiekommissarin Kadri Simson 
zuletzt eifrig die Golfregion sowie Ägypten, Alge-
rien und Aserbaidschan. Die Reiseziele überra-
schen dabei kaum. Denn zum einen hatten die 
nach Russland größten europäischen Öl- und 
Gaslieferanten  – Norwegen, Großbritannien 
und die Niederlande – zuletzt erklärt, nur ein-
geschränkt in der Lage zu sein, ihre Kapazitäten 
zu erhöhen.10 Zum anderen aber liegt es nahe, 
gerade die Staaten der süd- und südöstlichen 
europäischen Nachbarschaft – von Nordafrika bis 
an den arabischen Golf mit ihren reichen Öl- und 
Gasreserven – in den Fokus zu nehmen. Hierbei 
gilt es jedoch, die Möglichkeiten und Grenzen 

alternativer Energieimporte nach Europa abzu-
schätzen.

Nordafrika und das östliche Mittelmeer:  
Partner mit Wenn und Aber

Die Handelsbeziehungen Europas im Bereich 
fossiler Brennstoffe mit nordafrikanischen Län-
dern wie Marokko, Algerien, Libyen und Ägyp-
ten sind etabliert und teilweise belastungsfähig. 
Es bestehen seit Jahrzehnten direkte Pipeline-
verbindungen: Medgaz transportiert algerisches 
Gas direkt nach Spanien oder es gelangt über 
die beiden Transitstaaten Tunesien (Trans-
Med) und Marokko (Maghreb-Europe-Pipeline, 

Quelle: eigene Darstellung nach Holleis, Jennifer / Schwikowski, Martina 2022: Erdgas für Europa: Afrika rückt nach, 
Deutsche Welle, 03.03.2022, in: https://p.dw.com/p/47yVi [10.05.2022].

Abb. 2: Gaspipelines von Nordafrika nach Europa
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aus europäischer Sicht zwar nicht zu einem 
unzuverlässigen, aber doch zu einem mit Vor-
sicht zu betrachtenden Partner.

Libyen wiederum verfügt über große Rohöl- und 
Gasreserven (6,3 Milliarden Tonnen Rohöl; 1,4 
Billionen Kubikmeter Erdgas). Im Jahr 2020 
erreichten 4,2 Milliarden Kubikmeter libyschen 
Gases vornehmlich als Flüssiggas Europa. Bei 
Flüssigerdgas (Liquefied Natural Gas, LNG) wird 
Erdgas soweit heruntergekühlt, dass es sich ver-
flüssigt und unabhängig von einer bestehenden 
Pipeline-Infrastruktur etwa per Schiff transpor-
tiert werden kann. Steigerungen beim Öl- und 
Gasexport in das benachbarte Europa werden 
erwartet, wenn die Förderung und Produktion am 
großen Feld Tahara-Hamada im Westen des Lan-
des im laufenden Jahr zunimmt und notwendige 
Investitionen in die bestehende, aber nur auf klei-
ner Kapazität laufende Gaspipeline Greenstream 
fließen.12 Doch schränken die seit Ausbruch 
des Bürgerkrieges 2011 beschädigte Infrastruk-
tur sowie der noch ungelöste politische Konflikt 

MEP), die ihrerseits ebenfalls algerisches Gas 
beziehen, nach Südeuropa. Im subregionalen 
Vergleich verfügt Algerien mit 2,3 Billionen 
Kubikmetern über die größten Erdgasreser-
ven. Grenzen für die Verfügbarkeit algerischen 
Erdgases für den Export nach Europa beste-
hen allerdings in der in die Jahre gekommenen 
Pipeline-Infrastruktur sowie der Anfälligkeit 
für politische Krisen. Die seit 1996 bestehende 
MEP etwa ist seit 2021 aufgrund bilateraler 
Spannungen zwischen Algerien und Marokko 
außer Betrieb. Algier verlängerte den Liefer-
vertrag nicht mehr, um Rabat – bislang erfolg-
los – zu Konzessionen im Westsaharakonflikt, 
der beide Nachbarn seit Jahrzehnten entzweit, 
zu zwingen. Für die iberische Halbinsel entstand 
somit aufgrund ihrer Abhängigkeit von algeri-
schem Gas die Notwendigkeit, sich an die neue 
Lage anzupassen.11 Zudem unterhält Algerien 
aus historischen Gründen auf den Feldern Poli-
tik, Rüstung und Energie enge Beziehungen zu 
Moskau – etwa über eine Gazprom-Beteiligung 
an algerischen Gasfeldern. Dies macht Algerien 

Abb. 3: Gasvorkommen im östlichen Mittelmeer und in der umstrittenen exklusiven Wirtschaftszone Zyperns

Quelle: eigene Darstellung nach Weisflog 2019, N. 13.
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zwischen West- und dem ölreichen Ostlibyen, 
welches seinerseits auch von Russland unterstützt 
wurde, sowohl die Produktion als auch den Export 
auf absehbare Zeit ein.

Im östlichen Mittelmeer haben sich des Weite-
ren in den letzten Jahren Ägypten und Israel zu 
wichtigen energiepolitischen Akteuren sowie 
möglichen Exporteuren fossiler Energie nach 
Europa entwickelt. Direkte Pipelineverbindun-
gen aus der Region nach Europa gibt es bislang 
allerdings nicht. Ägypten steigerte durch die 
Erschließung des Offshore-Gasfelds Zohr – mit 
möglicherweise 850 Milliarden Kubikmetern 
das größte Reservoir im Mittelmeer13  – seine 
Erdgasreserven auf 2,1 Billionen Kubikmeter.
Israel wiederum verbucht durch das Feld Levi-
athan etwa 600 Milliarden Kubikmeter auf sich. 
Während das Land bislang Erdgas zum einen 
für den Eigenbedarf fördert, es zum anderen 
als Handelsgut und politisches Mittel nutzt, um 
seine Beziehungen mit Nachbarländern wie 
Ägypten oder Jordanien zu stabilisieren, bergen 
die ägyptischen Reserven durchaus Potenzial 
für den Export nach Europa: Im Jahr 2021 belie-
ferte Ägypten Europa mit etwa zwei Milliarden 
Kubikmetern Erdgas über seine beiden Flüssig-
gasterminals Idku und Damietta. Etwa 15 Pro-
zent der ägyptischen Gasexporte gingen 2021 an 
europäische LNG-Terminals. Kairo könnte diese 

Zahlen nach Expertenmeinung innerhalb von 
drei Jahren steigern und etwa 200 Milliarden 
Kubikmeter russischen Gases kompensieren. 
Hierfür müssten allerdings erst die Kapazitä-
ten in Idku und Damietta erweitert werden und 
Europa müsste seinerseits die Kapazitäten für 
den Import und die Einspeisung von Flüssiggas 
erhöhen.14 Zudem wirkt der eigene Energiebe-
darf des bevölkerungsreichen Landes am Nil 
einschränkend auf die Exportmöglichkeiten.

Im östlichen Mittelmeer gibt  
es weiterhin Streit über die 
Verteilung exklusiver  
Wirtschaftszonen.

Hinderlich für etwaige Ausbaupläne sind zudem 
die weiterhin hohen Kosten für die Gasexplo-
ration im östlichen Mittelmeer, inklusive der 
nötigen Verflüssigung und Verschiffung. Unklar 
bleibt insofern, unter welchen genauen Bedin-
gungen ägyptisches Gas zu wettbewerbsfähi-
gen Preisen angeboten werden kann.15 Zudem 
bestehen weiterhin Streitpunkte zwischen den 
Mittelmeeranrainerstaaten über die Verteilung 
exklusiver Wirtschaftszonen. Zwar gründeten 
Ägypten, Israel, Zypern und Griechenland 2019 

Quelle: eigene Darstellung nach Weisflog 2019, N. 13.

Abb. 4: EastMed-Gaspipeline unter Umgehung der Türkei
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halten es daher für wahrscheinlich, dass „Gas 
aus dem östlichen Mittelmeer […] die Staaten 
wohl kaum in die Lage versetzen [wird], in nen-
nenswertem Umfang Gas nach Europa liefern 
zu können. Die Energiequellen dürften deshalb 
vor allem zur Versorgung der heimischen Märkte 
verwertbar sein.“17

Die Ausgrenzung der Türkei aus dem Koopera
tionsregime der östlichen Mittelmeeranrainer 
hatte in den vergangenen Jahren zudem eine 
aggressive Haltung Ankaras gegenüber seinen 
Nachbarn hervorgerufen, die bislang im Bereich 
der regionalen Energiepolitik nur geringfügig 
abgenommen hat. Weiterhin sieht sich die Tür-
kei im Recht, Explorationen innerhalb der von ihr 
wahrgenommenen und darin von internationalen 

mit dem sogenannten East Mediterranean Gas 
Forum eine intergouvernementale Organisation, 
mit der sie – unter Beteiligung Italiens, Frank-
reichs und anderer Staaten, jedoch unter Aus-
schluss der Türkei – einen regionalen Gasmarkt 
mit entsprechend wettbewerbsfähigen Gasprei-
sen entwickeln möchten. Elementarer Teil des-
sen ist der Bau einer fast 2.000 Kilometer langen 
Pipeline (EastMed) aus Gasfeldern des östlichen 
Mittelmeeres entlang der südlichen zyprioti-
schen Küste nach Kreta, die mit einer Kapazität 
von bis zu 20 Milliarden Kubikmetern einen Bei-
trag zur Energieversorgung Europas leisten soll.16 
Allerdings wurde bislang keine endgültige Ent-
scheidung über den Bau der Pipeline getroffen, 
da teilweise große Skepsis besteht, ob sich die-
ser rechnet und technisch machbar ist. Experten 

Erdgasfeld Leviathan: Vor der israelischen Küste lagern beträchtliche Mengen des fossilen Energieträgers. 
Experten bezweifeln jedoch, dass diese Vorräte in nennenswertem Umfang zur Energieversorgung in Europa 
beitragen werden. Quelle: © Amir Cohen, Reuters.
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gelingen, darüber hinaus auch noch verstärkt Öl 
und Gas aus dem Irak oder sogar aus Iran (im 
Falle eines Wegfalls westlicher Sanktionen gegen 
das Regime in Teheran) in sein Transportsystem 
zu integrieren, könnte sich das Land als zentraler 
Lieferant fossiler Energie für Europa profilieren22 –  
ein Faktor, der sowohl im Beitrittsgesuch der Tür-
kei gegenüber der Europäischen Union als auch 
hinsichtlich der machtpolitischen Position von 
Präsident Recep Tayyip Erdoğan zunehmend ins 
Gewicht fallen dürfte.

Neue Bedarfe, alte Bekannte: Die Golfstaaten

Auf der Suche nach neuen Lieferanten für Öl 
und Gas fällt der europäische Blick gerade 
auch auf die großen Energieproduzenten und 
langjährigen Partner am Golf. Als Alterna-
tive für Rohölimporte aus Russland böte sich 
grundsätzlich Saudi-Arabien an. Das König-
reich besitzt rund 17 Prozent der nachgewie-
senen Erdölreserven der Welt, ist der weltweit 
größte Rohölexporteur und besitzt derzeit eine 
freie Kapazität von etwa 180 Tausend Tonnen 
pro Tag, während den Vereinigten Arabischen 
Emiraten (VAE) täglich 160 Tausend Tonnen 
zur Verfügung stünden. Gemeinsam könnten 
sie Experten zufolge den erwarteten Ölmangel 
auf den Weltmärkten verhindern und Preise 
senken.23 Doch die bereits jetzt zunehmende 
Politisierung der Energiemärkte verkompliziert 
die Lage. Der Ölpreis ist wegen des Krieges in der 
Ukraine auf über 100 Dollar pro Fass gestiegen, 
den höchsten Stand seit 2014. Russland bezieht 
40 Prozent seiner Einnahmen aus dem Öl- und 
Gasgeschäft. Seit Ausbruch des Konflikts haben 
die USA und die EU versucht, Saudi-Arabien, 
die VAE und Katar zu ermutigen, ihre Produk-
tion zu steigern, um dadurch die Weltmarkt-
preise zu senken und die Abhängigkeit Europas 
von Importen aus Russland zu verringern. Die 
von Saudi-Arabien geführte Organisation erd-
ölexportierender Länder (Organization of the 
Petroleum Exporting Countries, OPEC) lehnte 
es anfangs kategorisch ab, entscheidend mehr 
Öl zu fördern und hielt an dem mit Russland 
im Rahmen der Gruppe OPEC+ vereinbarten 
Ölförderplan fest. Anfang Juni 2022 verkün-
dete das Ölkartell auf Druck der USA und ihrer 

Regeln abweichenden Seegrenzen zu betreiben. 
Mit dieser teilweise sogar militarisierten Politik 
isolierte sich Ankara und büßte stark an Verläss-
lichkeit gegenüber seinen Nachbarn ein. Des 
Weiteren verhindert der ungelöste Zypernkon-
flikt und konkret der Ausschluss der nur von der 
Türkei anerkannten Türkischen Republik Nordzy-
pern von jeglicher Verteilung der Energiegewinne 
nennenswerte Fortschritte in der regionalen ener-
giepolitischen Kooperation, gerade auch hinsicht-
lich eines Pipelinebaus. Dieser müsste die Türkei 
und Zypern einbeziehen, um ökonomisch und 
ökologisch sinnvoll sowie politisch tragfähig zu 
sein.18

Die OPEC lehnt es bislang ab, 
mehr Öl zu fördern und hält  
an dem mit Russland verein­
barten Ölförderplan fest.

Zwar präsentiert sich die Türkei seit Ende 2021 
als konzilianter regionaler Player mit enger 
Anbindung an Europa sowie nicht zuletzt auch 
als diplomatischer Vermittler im Krieg zwi-
schen Russland und der Ukraine.19 Energiepo-
litisch bleibt Ankara allerdings ein komplexer 
und schwieriger Partner Europas, der zudem 
bezüglich seiner eigenen Energieversorgung 
weiterhin stark von Russland abhängig ist20 und 
durch seine Pipelinepolitik mit Russland auch die 
Schwächung der Ukraine und die Abhängigkeit 
des Balkans von Russland beförderte. Allerdings 
kann sich die Türkei weiterhin als Transitland 
für alternative fossile Energieflüsse nach Europa 
anbieten: Sie leitet über die seit 1998 bestehende 
ostanatolische Ölpipeline aserbaidschanisches 
Erdöl über Georgien an die türkische Mittel-
meerküste (Baku-Tbilisi-Ceylan, BTC). Jüngere 
Gasfunde an der Schwarzmeerküste verringern 
die eigene Abhängigkeit von Russland, wobei seit 
2018 vor allem auch aserbaidschanisches Erdgas 
mittels der Transanatolischen Pipeline (TANAP) 
über Georgien und die Türkei nach Griechenland 
und Italien gelangt. Von derzeit 16 Milliarden 
Kubikmetern Gas soll die Transportmenge bis 
2026 verdoppelt werden.21 Würde es der Türkei 
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Verbündeten jedoch eine Erhöhung der zusätzli-
chen Fördermenge und Riad erklärte sich bereit, 
Ausfälle russischen Öls auf dem Markt zu kom-
pensieren, sollte es aufgrund der Sanktionen 
gegen Moskau zu einem Versorgungsengpass 
kommen.

Die Hintergründe dieser Partnerschaft sowie 
der golfarabischen Zurückhaltung hinsichtlich 
einer klaren Positionierung gegen Russland 
sind vielfältig und durch verschiedene wirt-
schafts- und außenpolitische Motive bedingt.
Auch mit Blick auf Erdgas ist Russland ein 
wichtiger Gesprächspartner für die arabischen 
Golfmonarchien – und zwar im Forum der Gas 
exportierenden Länder (Gas Exporting Coun-
tries Forum, GECF). Alternativanbieter beim 
Gas sind begrenzt und dieses kann aus der Golf- 
region ebenso wenig wie Rohöl per Pipelines, son-
dern nur als verflüssigtes Erdgas per Schiff nach 
Europa transportiert werden. Katar mit seinen 
riesigen Gasreserven ist der weltweit größte Liefe-
rant von Flüssigerdgas. Doha erklärte zuletzt zwar 
seine Bereitschaft, zur europäischen Energie
sicherheit durch zusätzliche Lieferungen beizu-
tragen, wies jedoch gleichzeitig darauf hin, dass es 
nicht in der Lage sei, einseitig zu unterstützen. Für 
Katar wäre eine Umleitung von 10 bis 15 Prozent 
möglich, was aber nicht ausreicht, um russisches 
Gas kurzfristig zu ersetzen.24 Bis 2027 plant Katar, 
seine jährlichen LNG-Kapazitäten von 106 auf 174 
Milliarden Kubikmeter zu erhöhen.25 Allerdings 
ist einerseits der Großteil des katarischen LNG in 
langfristigen Lieferverträgen, vorrangig mit asia-
tischen Ländern wie China und Japan, gebunden. 
Andererseits mangelt es vielen europäischen Län-
dern, insbesondere Deutschland, an einer ausrei-
chend ausgebauten LNG-Infrastruktur (vor allem 
Speicher- und Regasifizierungsanlagen, in denen 
das importierte Flüssigerdgas in das europäische 
bzw. deutsche Energienetz eingespeist würde). 
Die Bundesregierung kündigte bereits den Bau 
zweier stationärer LNG-Terminals in Wilhelms- 
haven und Brunsbüttel bis 2025 an. Zusätzlich 
sind derzeit deutschlandweit drei schwimmende 
LNG-Anlagen geplant; das erste mobile LNG-Ter-
minal könnte schon Ende 2022 ans Netz gehen. 
Damit könnten rund neun Milliarden Kubikme-
ter Gas bezogen werden  – fast 20 Prozent der 

Gasmenge, die bislang aus Russland bezogen 
wird.26 Die Kostenfrage der aufwändigen Neu-
schaffung von Infrastruktur für das grundsätzlich 
teurere LNG ist bei alledem bislang jedoch ebenso 
wenig beantwortet wie Fragen des Umweltschut-
zes mit Blick auf die wenig ressourcenschonende 
globale LNG-Verschiffung.

Wirtschaftsminister Habeck reiste im März 
2022 zu politischen Gesprächen nach Katar und 
in die VAE, um über die Zukunft der deutschen 
Energieversorgung zu verhandeln. In Doha ver-
einbarten Deutschland und Katar eine langfris-
tige Energiepartnerschaft für LNG-Lieferungen. 
Dies ist bisher jedoch eher als ein strategischer 
Fahrplan zu verstehen. Insbesondere die Grünen, 
die noch wenige Wochen vor der durch den rus-
sischen Angriffskrieg initiierten „Zeitenwende“ 
mit großer Skepsis auf die arabischen Golfstaaten 
blickten, vollziehen in Anbetracht der neuen Ent-
wicklungen einen bemerkenswerten Sinneswan-
del und mutierten vom Kläger zum „Bittsteller“27. 
Das bisherige Grüne Narrativ einer Energiepolitik 
der Zukunft, die die umstrittenen Produzenten 
am Golf ausklammert, scheint gescheitert.

Hohe Öl- und Gaspreise  
befördern nicht nur in Europa 
und den USA, sondern auch 
am Golf das Umdenken hin  
zu alternativen Energien.

Aber: Auch diese Weltregion und ihr Ener-
giesystem sind nicht frei von regionalen Insta-
bilitäten. Die fast schon regelmäßigen Angriffe 
der jemenitischen Houthi-Gruppe auf Aramco-
Einrichtungen in Saudi-Arabien zeigen, dass 
mit einer Neuausrichtung der Energiever-
sorgung an den Golf andere Störfaktoren wie 
militärische Angriffe auf Exportinfrastrukturen 
die Versorgungssicherheit beeinflussen kön-
nen. Und nicht zuletzt bleibt trotz gegenwär-
tiger relativer Entspannung auch die regionale 
Rivalität insbesondere zwischen Saudi-Arabien 
und Iran ein Problem, das sich wie schon in der 
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Vergangenheit negativ etwa auf die Durchfahrt 
von Tankern durch die Straße von Hormus aus-
wirken kann. Vor allem aber gilt: Eine langfris-
tige Bindung Europas an die Abnahme von 
mehr Rohöl aus Saudi-Arabien und den VAE 
oder Erdgas aus Katar würde zwar die Abhän-
gigkeit von Moskau verringern, aber gleichzei-
tig neue Abhängigkeitsverhältnisse schaffen. 
Zudem sollte Europa aufmerksam die Strategie 
der Golfstaaten verfolgen, durch die Förderung 
erneuerbarer Energien für den nationalen Ver-
brauch mehr fossile Brennstoffe für den Export 
bereitzustellen. Damit reizen sie potenzielle 
Importländer gegenwärtig zusätzlich an, sich 
in stärkere Abhängigkeiten zu begeben.

Aufbruch in eine erneuerbare Epoche:  
Grüner Strom …

Zusätzlich zur entscheidenden Rolle, die ins-
besondere den arabischen Golfstaaten bei der 
weltweiten Öl- und Gasversorgung zukommt, 
hat die Region auch mit Blick auf einen wei-
teren Aspekt das Potenzial, zum Gravitations- 
zentrum der energiepolitischen Debatten der 
kommenden Jahre aufzusteigen. Trotz allen 
Rückgriffs auf fossile Energieträger werden 
die politischen Auswirkungen des Ukraine- 
Kriegs die klimabedingte Energiewende schnel-
ler als gedacht vorantreiben. Denn hohe Öl- 
und Gaspreise befördern nicht nur in Europa 
und den USA, sondern auch am Golf das 
Umdenken in Richtung alternativer Energien. 
So bahnt sich derzeit auch im fossilen Kraft-
werk der Welt ein energiepolitischer Epochen-
wandel an.

Die Golfregion verfügt sowohl über die natür-
lichen Gegebenheiten für die Erschließung 
erneuerbarer Energiequellen und damit ein-
hergehend den Abbau von CO2-Emissionen 
als auch über die notwendigen Finanzmittel, 
um die globale und regionale Energiewende 
voranzutreiben. Diese finanziellen Voraus-
setzungen werden sich vor dem Hintergrund 
des weltweit gestiegenen Bedarfs an fossiler 
Energie weiter verstetigen. Umwelt- und ener-
giepolitische Interessen und Beweggründe ste-
hen dabei auch, aber nicht nur im Vordergrund, 

denn ebenso entscheidend sind regional- und 
machtpolitische sowie sicherheits-, wirtschafts- 
und wohlstandspolitische Aspekte. Zudem 
können die arabischen Golfstaaten bei der 
Abkehr von fossilen Brennstoffen – trotz oder 
eben gerade wegen der zentralen Bedeutung, 
die Öl und Gas auch weiterhin für ihre Wirt-
schafts- und Gesellschaftsmodelle haben – auf 
einen vorhandenen Erfahrungsschatz und 
viele zukunftsgewandte Versprechungen ver-
weisen.28

Je schneller Erdöl an Bedeutung 
verliert, desto mehr geraten der 
Wohlstand und die regionale 
Machtposition der Golfstaaten 
in Bedrängnis.

Einst weltwirtschaftlich marginalisierte Klein-
staaten auf der arabischen Halbinsel, stiegen 
die arabischen Golfmonarchien in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts zu wohlhabenden 
und mächtigen Petrostaaten auf. Je schneller 
die Bedeutung des „schwarzen Goldes“ ab- 
und jene des grünen Stroms zunimmt, desto 
eher geraten der Wohlstand und die regionale 
Machtposition der Golfstaaten in Bedrängnis. 
Das in ihrer Geschichte als wichtige weltweite 
Energielieferanten erworbene oder importierte 
Fachwissen der Golfstaaten im Energiesektor ist 
für ihren eigenen Wohlstandserhalt, aber eben 
auch für den Übergang in eine „postkarboni-
sche Wirtschaftsordnung“ unabdingbar. In den 
letzten Jahren haben sie begonnen, sich auf ein 
kommendes Zeitalter nach dem Öl vorzuberei-
ten und sich für die Übernahme einer regionalen 
und globalen Führungsrolle bei der Energie-
wende in Stellung gebracht. Beweggründe hier-
für sind in vielen Fällen das Bedürfnis, die 
eigenen rentierstaatlichen Herrschaftssysteme 
innenpolitisch weiter legitimieren zu können, 
die politischen Verhältnisse in den eigenen 
Gesellschaften zu stabilisieren, zugleich „Nation 
Branding“ zu betreiben und international an 
Reputation zu gewinnen.
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Dabei scheinen die Länder des Golfkoopera-
tionsrats bei ihren Ansätzen einem gemeinsa-
men Muster zu folgen. In ihren umfangreichen 
nationalen Strategieplänen und „Visionen“ 
haben sich die Golfstaaten auf ambitionierte 
Zielsetzungen mit Blick auf erneuerbare Ener-
gien und Wasserstoff als Energieträger der 
Zukunft festgelegt. Saudi-Arabien beispiels-
weise – weiterhin der weltweit größte Erdölex-
porteur, dessen Staatseinnahmen zu fast 90 
Prozent aus dem Ölsektor stammen  – strebt 
an, bis 2030 die Hälfte seiner Energie aus 
erneuerbaren Quellen zu gewinnen. Derzeit 
liegt der Anteil erst bei 0,3 Prozent, weshalb 
das Vorhaben Expertenmeinungen zufolge als 
ambitioniert bis unrealistisch einzuordnen 
ist.29 Gleichwohl sollen Milliarden in die For-
schung und Entwicklung von Projekten flie-
ßen. Die VAE wiederum kündigten 2021 ihre 
strategische Initiative „Net Zero 2050“ an, die 
eine Nullsetzung der Nettokohlenstoffemissi-
onen bis zum Jahr 2050 vorsieht, wobei sau-
bere Energie aus erneuerbaren Quellen (und 
Atomkraft) eine der wichtigsten Säulen bei der 
Reduzierung der CO2-Emissionen darstellt.30

In den vergangenen Jahren steigerten Länder wie 
Saudi-Arabien und die VAE – bei gleichzeitiger 
Erhöhung der Öl- und Gasproduktion – die Pro-
duktionsmengen von aus erneuerbaren Quellen 
generiertem Strom deutlich; die VAE erreichen 
mittlerweile eine Menge ähnlich derer europä-
ischer Länder wie Ungarn oder der Schweiz.31 
Gerade aufgrund ihres enormen und nicht aus-
reichend genutzten Solarenergiepotenzials 
haben die Golfstaaten einige der größten Solar-
projekte der Welt initiiert, darunter das 2012 
südlich von Dubai begonnene, mit einer ange-
strebten Leistung von fünf Gigawatt weltgrößte 
Solarenergiekraftwerk mit einer Fläche von 

77 Quadratkilometern und einem Investitionsvo-
lumen von 13,6 Milliarden US-Dollar. Auch geht 
das Potenzial an Solarenergie über die reine Ener-
gieversorgung hinaus. So bereitet beispielsweise 
ein saudisches Großprojekt, die weltweit größte 
solarbetriebene Meerwasserentsalzungsanlage in 
Al Khafdschi, Salzwasser unter Einsatz von Photo-
voltaikstrom zu Süßwasser auf – täglich genug für 
100.000 Menschen.

Die Energie kommt längst nicht mehr nur aus  
dem Boden: Die arabischen Golfstaaten haben  

im Laufe des vergangenen Jahrzehnts einige der  
größten Solarenergieprojekte der Welt gestartet.  

Quelle: © Ashraf Mohammad Alamra, Reuters.
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Nicht zu unterschätzen ist dabei natürlich auch 
die außen- und innenpolitische Dynamik des 
Anspruchs eines grünen Hochglanz-Images. Die 
Region zieht nicht nur mit „grünen“ internationa-
len Großereignissen weltweite Aufmerksamkeit 
auf sich – von der Expo 2020 (2021/22) in Dubai 
mit ihren nachdrücklichen Themenschwer-
punkten auf green economy und Innovationen 
in Klimaschutz und Nachhaltigkeit, über die 

Weltklimakonferenz von Abu Dhabi (COP 28, 
2023) bis hin zur Fußballweltmeisterschaft 
2022 in Katar. Letztere wird von ihren Orga-
nisatoren als kohlenstoffneutrales Event unter 
dem Titel „Green Qatar 2022“ beworben und 
soll entsprechende innovative Nachhaltigkeit-
sideen, wie etwa die schnelle Rückmontage der 
aufgebauten Stadien, umsetzen.32 Auch enga-
gieren sich die Golfstaaten vor allem finanziell 
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für den internationalen Kampf gegen den 
Klimawandel und gehen neue Allianzen ein. 
So stellten die Emirate am Rande der Welt-
klimakonferenz in Glasgow 2021 eine Part-
nerschaft mit der Internationalen Agentur für 
Erneuerbare Energien (IRENA), mit Sitz in der 
Öko-Modellstadt Masdar City bei Abu Dhabi, 
vor. Mit ihr soll eine „Energy Transition Accele-
rator Financing“-Plattform als internationales 
Finanzierungswerkzeug entwickelt werden, das 
es Entwicklungsländern ermöglichen soll, die 
Wende hin zu erneuerbaren Energien zu voll-
ziehen. Die VAE wollen hierfür 400 Millionen 
US-Dollar bereitstellen und so einen gewichti-
gen Beitrag dafür leisten, dass mindestens eine 
Milliarde US-Dollar an Mitteln zusammen
kommt, die für die Erzeugung von 1,5 Gigawatt 
sauber erzeugter und gespeicherter Energie bis 
2030 eingesetzt werden sollen.33

… und Wasserstoff aus der Wüste

Schließlich wetteifern Saudi-Arabien und die 
VAE darum, in der Energiewelt der Zukunft 
weltweit führende Exporteure von Wasserstoff 
zu werden. Dabei handelt es sich vor allem um 
blauen oder grünen Wasserstoff, bei dem Strom 
aus der Erdgasverbrennung bzw. aus erneu-
erbaren Energiequellen zur Elektrolyse  – der 
Spaltung von Wasser in Wasserstoff und Sau-
erstoff – genutzt werden kann. Die Herstellung 
erfolgt mit reduzierten beziehungsweise ohne 
Kohlenstoffemissionen. Der erzeugte Wasser-
stoff kann entweder direkt als Antriebskraft 
für Motoren und Turbinen genutzt oder über 
eine Methanisierungsstufe zu synthetischem 
Gas (power-to-gas) – Wasserstoff soll mittelfris-
tig vor allem Erdgas ersetzen – oder zu Flüssig-
kraftstoffen (power-to-liquid) weiterverarbeitet 
werden. Diese green fuels lassen sich dann in 
der Wärmeerzeugung und im Mobilitätssektor 
sowie in der Stahl- oder Chemieindustrie einset-
zen. Experten erwarten, dass grüner Wasserstoff 
eine Schlüsselrolle bei der Defossilisierung der 
Weltenergiewirtschaft spielen wird.34

Die VAE verfügen über sehr gute Voraussetzun-
gen für die kostengünstige Produktion von Was-
serstoff aus erneuerbaren Energien und wollen 

bereits 2022 erste Wasserstofflieferungen nach 
Deutschland ermöglichen.35 2021 wurde in 
Dubai die erste solarbetriebene Anlage für grü-
nen Wasserstoff in der Region errichtet. Tagsüber 
nutzt die Anlage einen Teil des erzeugten Stroms 
aus dem angegliederten Solarpark, um Wasser-
stoff zu erzeugen. In der Nacht wird der grüne 
Wasserstoff in Strom umgewandelt, um die Stadt 
mit nachhaltiger Energie zu versorgen. Und 
auch Saudi-Arabien plant die grüne Wasserstoff- 
zukunft in großen Maßstäben: In NEOM, einer 
geplanten 85 Quadratkilometer großen, kohlen
stofffreien „Zukunftsstadt“ im Norden des 
Königreichs, soll die weltweit größte Anlage für 
grünen Wasserstoff entstehen. Deren Elektro- 
lyseanlage soll aus einer installierten Leistung 
erneuerbarer Energie in Höhe von vier Gigawatt 
betrieben werden – ein Bedarf, der zehnmal grö-
ßer ist als die aktuell bestehende Solarkapazität 
Saudi-Arabiens.36

Der Golf könnte zu einem  
Testfall für den Ausbau  
grüner Elektrifizierung  
werden.

Auch verfolgen die Golfstaaten große Pläne 
mit Ammoniak, das sich aufgrund seines hohen 
Wasserstoffgehalts als Brennstoff eignet und in 
flüssiger Form leicht zu speichern und zu trans-
portieren ist. Aufsehen erregte der weltgrößte 
Ölkonzern Saudi Aramco im September 2020, 
als er erstmals blauen Ammoniak aus Saudi- 
Arabien nach Japan exportierte. Ebenso treiben 
die VAE in Abu Dhabi den Bau einer Produk-
tionsanlage für blauen Ammoniak voran und 
schlossen ihrerseits 2021 ein Kooperations
abkommen für Ammoniak mit Japan ab.37

Beispiele wie diese zeigen, dass die Golfstaaten 
bereit sind, ihre Einnahmen aus dem Geschäft 
mit fossilen Brennstoffen in zukünftige Inno-
vationen sowie in die regionale und weltweite 
Energiewende zu stecken. Insgesamt könnte der 
Golf zu einem Testfall für den Ausbau grüner 
Elektrifizierung werden, mit Ausstrahlungskraft 
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auf den gesamten Nahen Osten und Nordafrika – 
eine Region mit erheblichem Nachholbedarf bei 
der Modernisierung und effizienten Gestaltung 
ihrer Energieinfrastruktur.

Langfristige und vielfältige Partnerschaften: 
Zeit für „polygame“ Energiepolitik

Die vorangegangene Betrachtung zeigt: Die 
Länder des Nahen Ostens und Nordafrikas, 
insbesondere die arabischen Golfstaaten, 
werden derzeit als ein möglicher Ausweg aus 
dem europäischen Energieversorgungsdi-
lemma betrachtet. Aufgrund ihrer Reserven 
an Öl und Gas sowie bestehender Infrastruk-
turen können sie die EU kurz- bis mittelfristig 
mit einer begrenzten Menge an zusätzlichen 
fossilen Brennstoffen versorgen. Um Ener-
gieimporte aus Russland aber gänzlich zu 
ersetzen, kann Europa nicht allein auf die 
Länder der südlichen und südöstlichen Nach-
barschaft bauen: Mit Ausnahme Nordafrikas 
bestehen keine direkten Pipelineverbindun-
gen nach Europa für eine kostengünstige Her-
anschaffung von Erdgas. Zudem verfügt das 
europäische Verbundnetz noch nicht über aus-
reichende Kapazitäten für die LNG-Anlandung 
und -Einspeisung. Darüber hinaus werden 
viele vor allem asiatische Länder einen anhal-
tend hohen Bedarf an Rohöl und Flüssigerd- 
gas zu decken haben und mit Europa um golf
arabisches LNG konkurrieren.

Die Diskussion um fossile Substitute für russi-
sches Öl und Gas wäre zudem zu kurz gedacht, 
bezöge man nicht den energiepolitischen Zei-
tenwandel mit ein. Schon vor dem Beginn des 
russischen Angriffskrieges auf die Ukraine stan-
den auch in Europa die Zeichen auf Umschwung 
hin zu alternativen Energieträgern. Diese Dyna-
mik hat durch die schmerzhafte Realisierung 
der europäischen Energieabhängigkeiten star-
ken Aufwind erfahren. Neben dem European 
Green Deal von 2019 schlug die EU-Kommis-
sion im Frühjahr 2022, in Verbindung mit der 
Ankündigung des Ausstiegs aus dem Öl- und 
Gashandel mit Russland, die Entwicklung eines 
neuen Energieplans vor, der sowohl die Wider-
standsfähigkeit des EU-weiten Energiesystems 

erhöhen als auch Klimaschutzzielen Genüge tun 
soll: So soll etwa nicht nur die Öl- und Gasver-
sorgung durch ausgebaute Pipeline-Anbindun-
gen an nicht-russische Lieferanten diversifiziert 
und vermehrt Flüssigerdgas importiert werden. 
Ebenso wird angestrebt, durch eine Produk-
tions- und Import-Ausweitung von Biomethan 
und grünem Wasserstoff eine schnellere Verrin-
gerung des Einsatzes fossiler Brennstoffe und 
den Ausbau der erneuerbaren Energien sowie 
Versorgungssicherheit zu erreichen.38 Gerade 
auch in diesem Zusammenhang bieten sich 
die Länder des Nahen Ostens, allen voran die 
arabischen Golfstaaten, als vielversprechende 
Ansprechpartner und zentrale – wenn auch kri-
tisch zu betrachtende  – Akteure einer zuneh-
mend dekarbonisierten Weltökonomie an.

Eine beständige Überwindung der Abhängigkeit 
von Moskau erfordert also eine Anpassung der 
deutschen und europäischen Politik gegenüber 
den Golfstaaten sowie langfristige Kooperation 
und Partnerschaft mit den arabischen Nachbar-
ländern bei der Investition in den Aufbau einer 
gemeinsamen Infrastruktur  – für die Produk-
tion und den Handel von Öl und Gas, aber eben 
auch von Solar- und Windenergie sowie grünem 
Wasserstoff. Letztlich bleibt entscheidend, den 
deutschen und europäischen Energiemix so 
breit wie möglich aufzustellen und die Zahl der 
Energiequellen und -lieferanten so groß wie 
möglich zu halten, um stärkere Abhängigkei-
ten – von Petro- wie Elektrostaaten – zu verhin-
dern. Zugleich können und sollten Europa und 
Deutschland den Energieproduzenten und -lie-
feranten im Nahen Osten und Nordafrika nicht 
als Bittsteller, sondern als Partner begegnen. Mit 
Energie-Innovations-Partnerschaften können die 
Länder die Transformation hin zu erneuerbaren 
Energien, mehr Energieeffizienz, green economy 
und der anbrechenden Wasserstoffzukunft 
bewerkstelligen. Europa und Deutschland haben 
hier Know-how und Verlässlichkeit zu bieten, die 
auch in der Region Anklang finden werden.

Simon Engelkes und Ludwig Schulz sind Referenten 
in der Abteilung Naher Osten und Nordafrika der 
Konrad-Adenauer-Stiftung.
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Der russische Angriff auf die Ukraine hat auch auf den  
asiatischen Energiemärkten für Turbulenzen gesorgt. Die Folgen 
sind vielfältig: Einerseits dürfte der Preissprung für fossile 
Energieträger der Dekarbonisierung in vielen asiatischen Staaten 
neuen Schwung verleihen. Andererseits könnten Länder wie 
Indien und insbesondere China versuchen, die von den 
westlichen Staaten zunehmend verschmähten russischen 
Energieressourcen günstig zu beziehen. Dem von Sanktionen 
überzogenen Moskau entstehen daraus Möglichkeiten für 
neue Energiekooperationen – aber auch Risiken in Form von 
wachsenden Abhängigkeiten.

Auf den Energiemärkten ist der Ausnahmezu-
stand mittlerweile Normalzustand. Allein in den 
vergangenen zwei Pandemiejahren mussten die 
Energieversorgungsinfrastrukturen zunächst 
aufgrund der Lockdowns Tiefst- und später im 
Zuge der wirtschaftlichen Erholung Höchst-
preise bewältigen. Die hohen Energiepreise 
wirken daher bereits spürbar bremsend auf die 
weltwirtschaftliche Entwicklung. Hinzu kommen 
Rohstoffengpässe, unter anderem bei kritischen 
Mineralien im Bereich der Technologien für 
erneuerbare Energien, in der Halbleiterbranche 
und in der chemischen Industrie. Die globalen 
Folgen sind unterbrochene Wertschöpfungs-
ketten und Produktionseinschränkungen. Der 
Angriff Russlands auf die Ukraine verschärft 
diese Entwicklungen und könnte darüber hin-
aus zu einer grundlegenden Neuordnung der 
globalen Energiesicherheitsstrukturen führen, 
die auch und vielleicht sogar besonders in Asien 
sichtbar werden wird.

In Rekordzeit hat der Russland-Ukraine-Kon-
flikt die Gewissheit über zuverlässige Gaslie-
ferungen aus Russland für Europa, die sogar 
während des Kalten Krieges galt, über Bord 
geworfen. Das Erstaunliche daran ist, dass 
die energiepolitische Entkoppelung zwischen 
Europa sowie weiteren westlichen Demokratien 
und Russland nun anscheinend mutwillig von 
beiden Seiten angestrebt wird. Für Europa, das 
zwar mit der Dekarbonisierung bis 2050 seine 
Energieversorgung ohnehin weitestgehend auf 

regenerative Energieträger umstellen will, ist 
das trotzdem ein gewagter Schritt. Kurzfristig ist 
es auf Gas-, Öl- und Kohleimporte aus Russland 
sowie auf für Dekarbonisierungstechnologien 
wichtige kritische Mineralien angewiesen und 
riskiert Energieausfälle. Dennoch ist Europa zu- 
nehmend willens, in Anbetracht der sicherheits-
politischen Dimensionen des Krieges einen hohen 
Preis für die Energieunabhängigkeit von Russland 
zu bezahlen. Inwieweit Russland diese Entwick-
lung vorausgedacht hat, lässt sich im Nachgang 
schwer einschätzen, allerdings arbeitet es seit  
Jahren intensiv am Ausbau seiner asiatischen 
Energiebeziehungen, insbesondere zu China.

In der Region Asien und Pazifik befinden sich die 
Energiegroßkonsumenten China, Indien, Japan 
und Südkorea, deren Energienachfrage globale 
Wirkung besitzt. Die russische Orientierung 
Richtung Osten ist aus energiewirtschaftlichen 
Gründen deshalb nicht verwunderlich. Ob Asien 
aber tatsächlich als Ersatzregion für den Energie-
export taugt, muss sich angesichts der Reaktion 
des Westens, die Russland in einem historisch 
einmaligen Vorgang innerhalb kürzester Zeit 
zum am stärksten sanktionierten Land der Welt 
gemacht hat, erst noch zeigen.

Asiatische Energiemärkte

Der Krieg zwischen der Ukraine und Russland 
wirkt sich über direkte und indirekte Kanäle 
auf die Energiesicherheit der Region Asien und 
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Pazifik aus. Von unmittelbarer Bedeutung sind 
die Energiebeziehungen Russlands zu Asien. Von 
Russlands Ölexporten gingen 2021 knapp die 
Hälfte nach Europa und etwas weniger als 40 
Prozent nach Asien.1 Beim Gas gingen knapp 75 
Prozent nach Europa und nur 13 Prozent nach 
Asien.2 Bei der Kohle hingegen exportierte 
Russland mehr als 50 Prozent nach Asien und 
nur knapp 30 Prozent nach Europa.3 Die Ener-
giesanktionen der USA, die zwar kurzfristig 
durchaus zu einer ökonomischen und politischen 
Isolation Russlands auf den Weltenergiemärkten 
führen, werden an diesem Energiegeschäft kaum 
etwas ändern können. Denn China als asiatischer 
Hauptabnehmer für Öl, Kohle und Gas aus Russ-
land hat deutlich gemacht, dass es seinen Handel 
mit Moskau nicht wegen der westlichen Sankti-
onspolitik einschränken wird.4

Die indirekten Effekte des 
Krieges in Europa auf den 
Energiemarkt zeigen schon 
heute ihr disruptives Potenzial 
für Asien.

Daneben importieren im nennenswerten 
Umfang Japan, Südkorea und Vietnam russi-
sches Flüssiggas (Liquefied Natural Gas, LNG), 
Kohle und Öl, allerdings im Vergleich zu China 
in einem weitaus geringeren Maße. Japan ist 
zudem unmittelbar an LNG- und Ölprodukti-
onsanlagen im russischen Teil des Ostpazifiks 
beteiligt. Japan unterstützt einen Beschluss der 
G7-Staaten, Ölimporte aus Russland zu beenden 
bzw. auslaufen zu lassen. Allerdings wird Japan, 
das in einem hohem Maße von Energieimpor-
ten abhängig ist, aus Energiesicherheitsgründen 
keine schnelle Loslösung von Ölimporten aus 
Russland vornehmen.

Die indirekten Energiemarkteffekte des Krieges 
in Europa zeigen indes schon heute ihr disrupti-
ves Potenzial für Asien. Europäische Regierun-
gen und Unternehmen treiben die sich ohnehin 
auf hohem Niveau befindlichen Preise für Kohle, 

Öl und Gas mit ihrer Nachfrage nach Alternativen 
zu Energieimporten aus Russland weiter nach 
oben. Für Asien, das in der Gesamtbetrachtung 
eine Energienettoimportregion ist, folgt daraus 
die Erhöhung der lokalen Energiepreise, die wie-
derum die Inflation von Landeswährungen in 
vielen Ländern der Region Asien und Pazifik zur 
Folge hat.5 Die Verschuldung in der Region dürfte 
durch fiskalpolitische Gegenmaßnahmen vieler 
Regierungen zunehmen und langfristig zu einer 
Abschwächung der wirtschaftlichen Entwicklung 
insgesamt führen.6

Es gibt in der Region Asien-Pazifik aber auch 
Ausnahmen von dieser Entwicklung: Malaysia, 
Indonesien und Australien sind Energienetto
exporteure und werden zumindest aus der volks-
wirtschaftlichen Gesamtbetrachtung heraus von 
der erhöhten Energierohstoffnachfrage profitie-
ren.7 Malaysia ist der zweitgrößte Ölproduzent in 
Südostasien und der fünftgrößte LNG-Exporteur 
der Welt. Das Land liegt geografisch zudem 
geradezu ideal für den Welthandel: Die Straße 
von Malakka ist ein zentrales Nadelöhr für den 
globalen Rohstoffhandel. Indonesien ist das 
größte Kohleausfuhrland der Welt und exportiert 
ebenfalls LNG. Beide südostasiatischen Staaten 
erwarten durch die steigenden globalen Ener-
giepreise erhebliche Mehreinnahmen. Auf der 
anderen Seite gewähren sie umfassende Ener-
giesubventionen, um ihre heimischen Energie-
preise für die Endverbraucher in der Industrie, 
aber auch im Privatbereich gering zu halten. Ein 
Teil der Mehreinnahmen wird dort deshalb für 
die erhöhten Energiesubventionskosten aufge-
braucht werden. Indonesien muss zudem einen 
großen Teil seines Öls importieren und ist des-
halb von den hohen Ölpreisen negativ betroffen. 
Hier schließt sich eine strenge Regulierung der 
Kohleexporte an, die sicherstellen soll, dass die 
heimische Energieversorgung nicht gefährdet ist. 
Im Januar 2022 führte diese sogar kurzfristig zu 
einem Exportstopp. Insgesamt werden Malaysia 
und Indonesien jedoch wirtschaftlich betrachtet 
die Risiken vergleichsweise gut bewältigen.

Mehreinnahmen durch Rohstoffexporte erzielt 
gegenwärtig Australien. Schon während der Ener-
gieknappheit Ende vergangenen Jahres im Zuge 
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der wirtschaftlichen Erholung von der Pandemie 
konnte Australien von steigenden Preisen in Asien 
für Kohle und LNG profitieren. Jetzt sind es auch 
noch europäische Energieunternehmen, die nicht 
nur kurzfristig australische Energieressourcen 
kaufen wollen, sondern gewillt sind, langfristige 
Verträge abzuschließen. Das deutsche Energieun-
ternehmen EON plant zudem den Import von aus-
tralischem grünen Wasserstoff.8

Gas gilt in vielen asiatischen 
Ländern als sichere Brücken- 
energie.

Vom Krieg in der Ukraine besonders betrof-
fen ist in Asien der Gasmarkt.9 Der Preis für 
LNG wird durch die Nachfrage aus Europa, das 
händeringend nach Alternativen zu Importen 
aus Russland sucht, nach oben getrieben. Für 
asiatische LNG-Importeure insbesondere in 
Süd- und Südostasien ist das eine Herausfor-
derung, da sie, im Vergleich zu den ostasia-
tischen Abnehmern Japan und Südkorea, in 
diesen hohen Preiskategorien oftmals nicht 
mitbieten können, ohne sich umfassend zu 
verschulden. Bangladesch ist dabei in einem 
besonderen Maße betroffen.10 Gas gilt in vielen 
asiatischen Ländern als sichere Brückenenergie, 
um CO2-Emissionen mittel- bis langfristig zu 
senken, aber auch um die wachsende Energie-
nachfrage zu decken. Die geplanten und bereits 
getätigten Investitionen in den Gassektor sind 
deshalb sehr hoch. In Indonesien, den Philippi-
nen, Vietnam, Südkorea und Japan übersteigen 
die Planungen für den Aufbau von Kapazitäten 
für die Gasnutzung schon heute die Abschalt-
quote von Kohlekraftwerken.11

Die größten Investitionen tätigt gegenwärtig 
China beim Aufbau seiner Gasinfrastruktur. 
China kann als einziges asiatisches Land auf 
eine Gaspipeline nach Russland zurückgreifen, 
die mit langfristigen Lieferverträgen vor dem 
überhitzten asiatischen LNG-Markt schützt. Hier 
schließt sich an, dass China auch russisches LNG 
über den Schiffsweg importieren kann. Schwierig 

wird es jedoch für die südostasiatischen Länder, 
insbesondere Vietnam, Thailand und Myanmar, 
die sehr stark in den Aufbau von heimischen 
Gaskraftwerken und LNG-Terminals investiert 
haben. Diese Investitionen geraten nun aufgrund 
der anhaltend hohen LNG-Preise auf den Prüf-
stand. Die Folgen für diese und andere Länder 
könnten hohe Risiken für die Energiesicherheit 
sein.

Neue Energiepartnerschaften:  
Russland-Indien

Wie verheerend die indirekten Energiemarkt
effekte in Asien kurzfristig sind, die zugleich 
auch mittel- bis langfristig zu direkten Verände-
rungen der regionalen Energielieferbeziehungen 
führen können, zeigt sich am Beispiel Indien. 
Für den nach China zweitgrößten Ölimporteur 
Asiens, der mehr als 80 Prozent seines Ölver-
brauchs importiert, sind die hohen Energiepreise 
besonders riskant.12 Umfassende Subventions-
regime zur Sicherung von Energiepreiskorrido-
ren sind nur rudimentär vorhanden und können 
deshalb die Energiepreissteigerungen13 nicht 
wirkungsvoll abschwächen. Die hohen Preise 
werden mehr oder weniger direkt an die End-
verbraucher in der Industrie und die Privathaus-
halte weitergegeben. Die indische Regierung 
erwägt deshalb, ihre Öl-, Kohle- und Flüssiggas
importe aus Russland, die bisher weniger als 
fünf Prozent der Gesamtenergieimporte aus-
machen, auszuweiten.14 In diesem Zusammen-
hang ist auch die mögliche Beteiligung indischer 
Energieunternehmen an russischen Energie-
projekten zu sehen. Der Handel soll mit Blick 
auf westliche Sanktionen über ein eigens dafür  
eingerichtetes Rubel-Rupie-Zahlungssystem 
abgewickelt werden.15

Für Indien ist günstiges russisches Öl eine attrak-
tive Gelegenheit. Russland bietet sein Öl mit 
erheblichen Preisnachlässen an.16 Indien muss sich 
dabei auch keine politische Inkonsequenz vorwer-
fen lassen. Es kann auf eine lange Partnerschaft 
mit Russland zurückblicken. Der Kritik begegnet 
Indien zudem mit dem validen Argument, dass 
auch Europa weiterhin russische Energieressour-
cen importiert.
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Die Herausforderungen im Ausbau der Energie
handelsbeziehungen zu Russland liegen für 
Indien indes eher darin, dass sich indische Raf-
finerien auf die russische Ölqualität einstellen  
müssen, die vom Öl aus dem Nahen Osten 
abweicht. Zudem könnte die Handelslogistik 
kompliziert werden. Die US-Sanktionen auf 
russisches Öl würden den finanziellen Teil 
des Handels aufgrund des geplanten Rubel-
Rupie-Zahlungssystems zwar nicht betreffen, 
aber Logistikunternehmen würden sich einem 
gewissen Reputationsrisiko aussetzen, das 
sich real etwa in hohen Versicherungsprämien 
für den Schiffsverkehr niederschlagen könnte. 
Hinzu kommt, dass sich bisherige Öllieferan-
ten aus dem Nahen Osten oder Kohleexpor-
teure wie Australien und Indonesien schnell 
und gegebenenfalls langfristig auf andere 
Nachfrager wie Japan und/oder Südkorea 

ausrichten könnten. Für Indien könnten damit 
etablierte langjährige Energiebeziehungen 
gefährdet werden und die Abhängigkeit von  
russischen Energieressourcen steigen.

Russisch-chinesische Energiepartnerschaft

Die enge Energiepartnerschaft zwischen Russland  
und China ist nicht nur aus der aktuellen poli-
tischen Situation heraus betrachtet konsequent. 
Russland verfügt über große Vorkommen fossiler 
Energieträger wie Öl, Kohle und Gas, aber auch 
Aluminium und kritische Mineralien wie Nickel, 
die unter anderem bei Technologien für erneuer
bare Energien gebraucht werden. China wiede-
rum ist zur globalen Marktmacht aufgestiegen. 
Es produziert diverse Güter für den Weltmarkt 
und braucht dafür Energie und Rohstoffe. Zu- 
gleich verbindet beide Länder die geografische 

Günstige Gelegenheit: Während westliche Staaten russische Energieträger zunehmend ersetzen, könnte Indien 
sie Moskau künftig zu Billigpreisen abnehmen. Quelle: © Adnan Abidi, Reuters. 
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Nähe in Form einer langen gemeinsamen Grenze. 
Es ergeben sich energiewirtschaftliche Vorteile 
für beide Seiten.

Gegenwärtig ist Russland für China nach Saudi- 
Arabien der zweitgrößte Öllieferant, nach Indo-
nesien der zweitgrößte Kohlelieferant und nach 
Turkmenistan und Australien der drittgrößte 
Gaslieferant (Pipeline- und LNG-Importe 
zusammengenommen).17 Umgekehrt ist China 
unter anderem an russischen LNG-Terminals 
sowie gemeinsamen Pipelines beteiligt. Ein wei-
terer Einstieg chinesischer Energieunternehmen 
in russische Energieversorgungsunternehmen 
ist durchaus denkbar. Russland gehört damit 
für China zum festen Energiepartnerportfolio. 
Allerdings ergibt sich daraus noch keine einsei-
tige Energieabhängigkeit Chinas von Russland. 
China achtet auf einen breiten Energieimport-
mix aus verschiedensten Ländern weltweit. Der 
Löwenanteil der chinesischen Energieimporte 
stammt nicht aus Russland. Auf der anderen Seite 
ist China für Russland in Asien das wichtigste 
Energieexportland.

Die energiewirtschaftlichen Beziehungen zwi-
schen beiden Ländern haben sich vor allem in 
den vergangenen Jahren – nicht zuletzt im Vor-
feld und Nachgang der russischen Besetzung der 
Krim – intensiviert. Seit 2019 liefert die Pipeline 
Power of Siberia 1 (POS 1) Gas direkt von Russ-
land nach China. Die Kooperation für die POS 1 
sowie die chinesischen Beteiligungen an den rus-
sischen LNG-Terminals Yamal LNG und Arctic 
LNG 2 kamen unmittelbar im Anschluss an die 
Krimkrise zustande. Während der Olympischen 
Winterspiele in Peking verkündeten China und 
Russland weitere Energieabkommen. So sollen 
die Gasexporte von Russland nach China erhöht 
werden. Dafür soll Gas aus den Vorkommen vor 
der russischen Pazifikinsel Sachalin nach Nord-
china fließen. Gegebenenfalls könnte dabei 
die POS 1 mit der entsprechenden Pipeline vom 
Pazifik (Sachalin-Chabarowsk-Wladiwostok) 
verbunden werden.18 Ebenfalls während der 
Olympischen Winterspiele wurde ein Ölabkom-
men erneuert, infolgedessen russisches Öl über 
eine bestehende Pipeline durch Kasachstan nach 
China exportiert wird. Sie ergänzt die russische 

Ostsibirien-Pazifik-Pipeline. Die russisch-chine-
sischen Energiebeziehungen könnten zudem per-
spektivisch durch die Power of Siberia 2 (POS 2),  
die durch die Mongolei verlaufen soll und dort 
Sojus-Wostok-Pipeline genannt wird, eine wei-
tere Intensivierung erfahren. Diese Pipeline soll 
sogar in der Lage sein, auf Gas zuzugreifen, das 
eigentlich für die Versorgung Europas gedacht ist.

Erste chinesische Unternehmen 
verhalten sich zurückhaltend, 
wenn es um den Erwerb von 
russischem Öl geht.

Für China ist der Ausbau der Energiebezie-
hungen zu Russland vor allem mit Blick auf die 
Pipelines und LNG-Terminals ein attraktives 
Geschäft. China hat ehrgeizige Klimaziele und 
will, auch wenn der Ausbau der Kohlekraftwerke 
und die Reaktivierung von Kohleminen anläss-
lich der Energiekrise Ende 2021 wieder Fahrt 
aufgenommen haben, seinen Kohleanteil am 
Energiemix perspektivisch reduzieren. Gas ist 
dafür von großer Bedeutung. Die langfristigen 
Pipeline-Anbindungen zu Russland sind dabei 
eine stabile Variante insbesondere angesichts der 
volatilen Preise für LNG auf dem Weltmarkt, die 
durch die europäische Gasnachfrage weiter nach 
oben getrieben werden. China kann sich damit 
vom hochkompetitiven globalen LNG-Markt 
entkoppeln. Die enge Energiepartnerschaft trägt 
zudem zur Verbesserung der Energiesicherheit 
in China bei.

Das intensivierte Energiegeschäft zwischen 
Russland und China ist für das Reich der 
Mitte allerdings nicht ohne Risiko. Zwar kann 
das Land dauerhaft wichtige Energierohstoffe 
günstig erwerben, aber die US-Sanktionen 
können vor allem für international agierende 
chinesische Energieunternehmen zum Prob-
lem werden. Der Ausschluss russischer Banken 
aus SWIFT ist dabei aus energiewirtschaftli-
cher Sicht zwischen Russland und China nur 
ein geringes Problem. Die chinesische Alterna-
tive Cross-Border Interbank Payments System 
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(CIPS) könnte substituierend zum Einsatz 
kommen, indem Zahlungsabwicklungen in 
Yuan getätigt werden. Schwierig wird es aber, 
wenn die USA tatsächlich nachgelagerte Sank-
tionen einsetzen. Dann könnten international 
agierende chinesische Energieunternehmen 
von den internationalen Märkten oder Ban-
ken ausgeschlossen werden. Und tatsächlich 
verhalten sich erste chinesische Unterneh-
men zurückhaltend, wenn es um den Erwerb 
von russischem Öl geht.19 Ob chinesische 

Energieunternehmen aber nicht doch Wege 
finden werden, um die Sanktionen legal zu 
umgehen, wird sich zeigen.

Energiegeopolitik und Dekarbonisierung

Aus energiepolitischer Sicht scheint der Krieg 
zwischen Russland und der Ukraine eine schon 
länger anhaltende Entwicklung zu beschleu-
nigen: Die weltweiten Anbieter fossiler Ener-
gieträger aus Afrika, dem Nahen Osten und 
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Lateinamerika orientieren sich nach Asien, 
weil dort schon heute und zukünftig ohnehin 
eine höhere Nachfrage für Öl, Kohle und Gas 
herrscht. Die Orientierung Russlands zum asi-
atischen Energiemarkt kann rein wirtschaftlich 
gesehen und auch mit Blick auf die Klima-
ziele der EU deshalb durchaus als strategisch 
konsequent betrachtet werden. Russlands 
Energiebeziehungen zu China sind dabei von 
grundlegender Bedeutung. Es geht nicht nur 
um den chinesischen Energiemarkt, welcher 

der größte asiatische Energieabsatzmarkt ist, 
sondern auch darum, insgesamt einen Zugang 
nach Asien zu bekommen.

China kann aufgrund  
des strategischen Ausbaus  
der Energiebeziehungen  
zu Russland seine Energie­
sicherheit verbessern.

Für Russland könnte dieser Schritt nun aber 
mit einer voraussichtlich nahezu vollständigen  
wirtschaftlichen und politischen Entkoppelung 
von Europa und weiteren westlichen Demokratien 
verbunden sein. Russlands Kalkül, gegebenen-
falls seine fossilen Energierohstoffe in Asien und 
Europa gleichzeitig anzubieten und diese Situation 
strategisch zu nutzen, wird damit vermutlich mit-
telfristig nicht aufgehen. Die Folge der Sanktionen 
ist ein wirtschaftlich enorm geschwächtes Russland, 
das immer stärker in ökonomische Abhängigkeit 
von China gerät. Russland muss dabei hinnehmen, 
dass die Abwicklung seiner Handelsgeschäfte, die 
noch mehrheitlich auf US-Dollar-Basis stattfindet, 
nicht den Rubel stärkt, sondern den chinesischen 
Yuan. Die Ankündigung Russlands, gegenüber 

„unfreundlichen Staaten“ Energiegeschäfte nur 
noch in Rubel abzuwickeln, kann wohl als Reak-
tion auf diese Erkenntnis gewertet werden. Auf 
der anderen Seite besitzt Russland nicht nur Öl, 
Kohle und Gas. Auch kritische Mineralien wie 
Nickel, die essenziell für den Bau von Batterien für 
Elektroautos sind, gehören dazu. Die Preise dafür 
sind ebenfalls massiv gestiegen. Europa wird auch 
diese Rohstoffimporte aus Russland angesichts 
der aktuellen Situation ersetzen müssen, wenn es 
seine Klimaziele erreichen will. Es wird dabei mit 
China im Wettbewerb stehen, das diese Rohstoffe 
ebenfalls braucht.

Aus Sibirien nach China: Seit 2019 leitet eine Pipeline 
Gas direkt von Russland ins Reich der Mitte. Über eine 
geplante neue Trasse könnte künftig auch ursprünglich 
für Europa vorgesehenes Gas gen Peking fließen.  
Quelle: © Maxim Shemetov, Reuters.
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Der Ausbau von Energiebeziehungen zwischen 
Indien  – US-Verbündeter im Indopazifik  – und 
Russland könnte eine fundamentale Signalwir-
kung auf die Energiesicherheit der ganzen Region 
entfalten. Hierbei geht es nicht nur um die global-
politische Systemkonkurrenz, sondern auch um 
regionale Einflusssphären. Indien ist neben China 
der größte Energieimporteur in Asien. Es wird 
sich nun zeigen, ob auch andere asiatische Länder 
angesichts der hohen Weltmarktpreise auf ver-
gleichsweise billige Energieressourcen Russlands 
zurückgreifen werden und damit US-Sanktionen 
zuwiderlaufen. Es ist auch nicht ausgeschlos-
sen, dass süd- und südostasiatische Staaten, die 
gegenwärtig von hohen LNG-Preisen besonders 
betroffen sind, auf russisches LNG zurückgreifen. 
Letztlich beziehen auch die europäischen Staaten 
nach wie vor russische Energieressourcen.

Für Russland ist die Erweiterung seiner Energie-
beziehungen nach Asien nicht ohne Risiko. Sein 
fester Energiepartner China und der womöglich 
neue Energiepartner Indien stehen in regionaler 
Konkurrenz zueinander und die russisch-pakista-
nischen Energiebeziehungen könnten durchaus 
eine negative Wirkung auf das Verhältnis zu 
Indien entfalten. Aber vielleicht ist gerade diese 
Verbindung Russlands zu Pakistan auch ein Grund 
für Indien, die Handelsbeziehungen zu Russland 
zu vertiefen. Auf der anderen Seite unterhält Russ-
land schon seit Jahrzehnten Handelsbeziehungen 
mit verschiedensten Ländern in der Region, vor 
allem im Bereich Waffenexporte, was unter 
geopolitischen Gesichtspunkten als noch viel 
sensibler einzuordnen ist. Dennoch wird Indien 
abwägen müssen, wie es die Aufrechterhaltung 
eines politischen Gegengewichts zu China in der 
Region und die dafür notwendigen Kooperationen 
mit anderen westlichen Demokratien mit seinen 
nationalen Energiesicherheitsinteressen dauer-
haft in Einklang bringen will.

China kann aufgrund des strategischen Ausbaus 
der Energiebeziehungen zu Russland seine Ener-
giesicherheit verbessern. Es erhält weiteren und 
dauerhaften Zugang zu russischen Energieres-
sourcen und Infrastrukturen. Für China geht es 
aber nicht nur darum, seine Energiesicherheit 
zu verbessern, sondern auch die chinesischen 

Klimaziele (CO2-Emissionsspitze bis 2030 und 
CO2-Neutralität bis 2060) mit Gas als Alternative 
zu Kohle voranzutreiben. Hier schließt sich der 
Ausbau seiner Grüne-Technologien-Industrie mit 
heimischen Wertschöpfungsketten an, die längst 
eine globale Dimension hat. China unterhält 
mittlerweile dank seiner Monopole auf kritische 
Mineralien wie Seltene Erden auf heimischem 
Boden und dank des Engagements staatlicher 
chinesischer Unternehmen bei der Förderung 
weiterer wichtiger Rohstoffe in zahlreichen 
anderen Staaten – etwa in Indonesien und auf 
den Philippinen – einen profitablen Wirtschafts-
zweig rund um Technologien für erneuerbare 
Energien. Im Bereich der Solarpanelproduktion 
ist es sogar weltweit führend. China könnte sich 
mit den zusätzlichen Gasimporten und den daraus 
perspektivisch folgenden geringeren CO2-Emissio-
nen auch wesentlich besser auf den europäischen 
CO2-Grenzausgleich einstellen, der für die CO2-
intensive chinesische Exportindustrie zu einem 
großen Problem werden könnte.

Wie sich der Krieg in Europa auf die Dekarboni-
sierung in Asien insgesamt auswirkt, ist schwer 
vorherzusehen. Allerdings kann wohl davon 
ausgegangen werden, dass die enorme Verteue
rung fossiler Energieträger die ohnehin schon 
wirtschaftlich konkurrenzfähigen erneuerbaren 
Energien im Vergleich noch billiger macht. Viele 
Staaten in Asien werden vor diesem Hintergrund 
den Einstieg in die erneuerbaren Energien oder 
deren breiten Ausbau vermutlich intensivieren und 
den Ausbau von Brückenenergien wie Gas redu-
zieren. Womöglich wird auch die Kernkraft davon 
profitieren. Für die asiatische Energiesicherheit hat 
der Krieg in Europa in jedem Fall Konsequenzen. 
Neue Energiepartnerschaften werden Einfluss auf 
die großen systemischen Auseinandersetzungen in 
Asien nehmen – und die Dekarbonisierung könnte 
am Ende sogar beschleunigt werden.

Dr. Christian Hübner leitet das Regionalprogramm 
Energiesicherheit und Klimawandel Asien und  
Pazifik der Konrad-Adenauer-Stiftung mit Sitz in 
Hongkong.
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Mehr Energiesicherheit  
in Südosteuropa

Kann Rumänien Teil der Lösung sein?
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Dank seiner relativen Energieunabhängigkeit könnte Rumänien 
zu einem regionalen Akteur für Energiesicherheit werden und 
damit die Bemühungen der EU unterstützen, sich von russischen 
Energielieferungen abzukoppeln. Doch dazu bedarf es Einsatz-
bereitschaft und Willenskraft. Derzeit ist ein Großteil der Infra-
struktur veraltet und wird weder den Umweltanforderungen 
noch den massiven Nachfrageveränderungen der postkommu-
nistischen Zeit gerecht, wodurch sogar die Energiesicherheit 
des Landes selbst gefährdet ist. Die kritischen Schwachstellen 
liegen genau dort, wo es gilt, die russische Dominanz rasch  
zu begrenzen, nämlich bei Gas und indirekt auch bei Strom.

Auf den ersten Blick scheint Rumänien in den 
europäischen Statistiken heute zu den energie
unabhängigsten EU-Mitgliedsländern zu gehö-
ren. 2020 lagen Rumäniens Einfuhren russischer 
Energieträger – Gas (15,5 Prozent), Öl (37 Prozent) 
oder Kohle (11,8 Prozent) – anteilsmäßig unter dem 
EU-Durchschnitt. Während die Abhängigkeit der 
EU von russischen Energielieferungen insgesamt 
bei 24 Prozent liegt, sind es in Rumänien lediglich 
17 Prozent.1 Zudem verfügt das Land im Vergleich 
zum Rest der Union auch nur über einen relativ 
kleinen Energiesektor. Mit einem Gesamtener
gieverbrauch von 25 Millionen Tonnen Öläquiva-
lenten (TOE) im Jahr 2020 entsprach Rumäniens 
Energiekonsum gerade einmal 2,5 Prozent des EU- 
Gesamtverbrauchs oder 11 Prozent des deut-
schen und weniger als ein Drittel des polnischen 
Verbrauchs.2 Angesichts dessen ließe sich die 
rumänische Energiesicherheit verhältnismäßig 
einfach durch eine koordinierte EU-Energie
sicherheitspolitik gewährleisten. Dazu würden 
etwa ein schnelleres Erreichen der Verbund
fähigkeit von Infrastrukturen, gemeinsame 
Gaseinkäufe unter Federführung der Europäi-
schen Kommission oder Solidaritätsmechanismen 
zur gegenseitigen Unterstützung der EU-Mit-
glieder gehören. Da Rumänien zudem der 
zweitgrößte Gasproduzent in der EU ist und 
über unerschlossene Ressourcen im Schwarzen 
Meer und an Land sowie über ein beachtliches 
Potenzial für Strom aus regenerativen Energien 
verfügt, könnte das Land sogar die Energiesicher-
heit in der gesamten Region gewährleisten und 

zu einem alternativen Lieferanten für Länder mit 
relativ geringem Energieverbrauch wie Bulgarien, 
Ungarn, Serbien oder die Republik Moldau (eben-
falls Teil des EU-Energiemarktes) werden.

Leider hat die relative Energieunabhängigkeit 
in Verbindung mit mangelnder Kompetenz, 
schlechter Regierungsführung und dem Ver-
trauen auf Unterstützung durch die EU im Fall 
der Fälle dazu geführt, dass Rumänien bisher 
wenig Anreiz dafür sah, seinen Energiesektor 
umzustrukturieren. Seit Jahren mangelt es den 
rumänischen Entscheidungsträgern in der Energie- 
wirtschaft an Gespür für die Dringlichkeit von 
Investitionen in wichtige Energieinfrastrukturen, 
und EU-Fördermittel und privatwirtschaftliche 
Finanzmittel fließen nach wie vor nur unzu- 
reichend in die Modernisierung des Sektors.

Dabei ist Energieabhängigkeit an sich kein 
besonderer Grund zur Beunruhigung. Sie sollte 
für Verbraucher und Länder kein Grund zur 
Sorge sein, solange es genügend Lieferanten, 
Transportwege und faire Handelsbedingun-
gen zur Deckung des Energiebedarfs gibt. Die 
entscheidende Frage  – und das Kernproblem 
der Energiesicherheit in der Welt nach dem 
24. Februar – ist, inwieweit ein Energielieferant 
sie als Druckmittel für politische Zugeständ-
nisse oder zum Missbrauch einer marktbe-
herrschenden Stellung einsetzen kann. Selbst 
wenn ein Land zu 100 Prozent von Energie- 
importen abhängt, stellt dies kein größeres 
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Problem dar, solange es genügend alternative 
Lieferanten mit Sitz in demokratischen Ländern 
gibt, die sich – von rein kommerziellen Motiven 
geleitet – an faire Marktregeln halten und keine 
versteckte politische Agenda verfolgen. Niemand 
in Europa hat heute irgendwelche Bedenken bei 
Importen aus anderen EU-Mitgliedstaaten, den 
USA oder Norwegen. Und andersherum: Selbst 
wenn ein Land nur relativ geringe Mengen eines 
bestimmten Energieträgers, etwa Gas, aus Russ-
land bezieht, muss das nicht zwangsläufig Ent-
warnung bedeuten. Ob eine solche Abhängigkeit 
ein entscheidender Schwachpunkt ist oder aber 
leicht überwunden werden kann, hängt davon ab, 
ob das betreffende Land die aus Russland impor-
tierten Gasmengen leicht aus anderen Quellen 
(einheimischer Art oder über Gasimporte aus 
anderen Ländern) ersetzen oder den Verbrauch 
entsprechend reduzieren kann, ohne dass damit 
allzu schmerzhafte Anpassungen für Haushalte 
oder Industrie verbunden sind.

Angesichts der Charakteristika der unterschied-
lichen Energieträger, wie etwa leichter Zugang 
zu alternativen Quellen und Versorgungs- 
wegen, Substitutionsoptionen oder Möglich-
keiten zur Reduzierung des Verbrauchs, sind 
Öl- oder Kohleimporte aus Russland für Länder 
wie Rumänien weniger problematisch als Gasim-
porte, selbst wenn die Mengen, für die Lieferalter- 
nativen benötigt werden, größer sind als im Fall 
von Gas. Dies liegt daran, dass sowohl Kohle als 
auch Öl relativ einfach auf den internationalen 
Märkten eingekauft werden können und weni-
ger von einer auf einem „natürlichen Mono-
pol“ basierenden Netzinfrastruktur abhängig 
sind. Wenngleich der Zugang kaum ein Pro-
blem darstellt, dürften die Preise für Alter-
nativen zu Importen aus Russland über dem 
Niveau vor 2020 liegen. Doch diesen Preis 
lohnt es sich zu zahlen. 2021 war der globale 
Energiemarkt infolge der wirtschaftlichen 
Erholung nach der Pandemie und der daraus 
resultierenden Diskrepanz zwischen Energie- 
angebot und -nachfrage bereits angespannt. Nun 
sorgt die russische Invasion in der Ukraine mit 
ihren enormen globalen Folgen für erhebliche Vola-
tilität.3 Rumänien ist auf keine weiteren Energie- 
importe aus Russland, wie Kernenergie oder 

Abb. 1: �Abhängigkeit von Energieimporten  
2010 und 2020 (in Prozent)

Energieabhängigkeit über alle Sektoren, 2010 und 2020 
(Prozent der Nettoimporte an verfügbarer Bruttoenergie 
in Terajoule). Norwegens Wert lag 2010 bei -512,8 und 
2020 bei -623,1 Prozent. Der Exportüberschuss wurde 
aus Gründen der Veranschaulichung unvollständig dar-
gestellt. Für Georgien und das Vereinigte Königreich sind 
keine vollständigen Daten verfügbar. Quelle: Eurostat 
2022: Energy imports dependency, 2010 and 2020 (%), 
01.02.2022, in: https://bit.ly/3uBpARk [13.04.2022].

https://bit.ly/3uBpARk
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und die Düngemittelindustrie genutzt, wobei 
Letztgenannte nach der Liberalisierung des 
Gasmarktes 2013 bis 2017 einen rapiden Nie-
dergang erlebt hat. Obwohl das Land nach wie 
vor der zweitgrößte Gasproduzent in der EU 
ist, sich seit mehreren Jahren nahezu selbst 
versorgt und nur einen kleinen Teil seines Kon-
sums aus Gaseinfuhren deckt, zeichnet sich in 
jüngster Zeit doch ein Anstieg der Gasimporte 
ab. Nach Angaben der Energieregulierungs-
behörde4 beliefen sich die Gasimporte Rumä-
niens 2015 auf knapp 2 Prozent. 2019 ist der 
Anteil der Gasimporte aus Russland auf mehr 
als 25 Prozent gestiegen. Unter Berücksichti-
gung der jüngsten Trends könnten die Importe 
2030 die 50-Prozent-Marke erreichen, wenn 
keine neuen Vorkommen, beispielsweise aus 
dem Schwarzen Meer, auf den Markt gelangen. 
Zwischen 2017 und 2020 war die Förderung um 
20 Prozent zurückgegangen, wovon die beiden 
größten Akteure (das staatliche Unternehmen 
Romgaz und die privatwirtschaftliche Firma 
OMV Petrom) jedoch unterschiedlich betroffen 
waren.5 Während Romgaz seine Produktion in 
jüngster Zeit durch die Entdeckung eines recht 
umfangreichen Onshore-Vorkommens bei Cara-
gele (30 Milliarden Kubikmeter) leicht steigern 
konnte, verzeichnete Petrom einen raschen Pro-
duktionsrückgang und zog 2019 die Schließung 
oder Veräußerung von mehr als der Hälfte seiner 
Förderstellen in den folgenden drei bis vier Jah-
ren in Erwägung.6 Zudem kündigte das Unter-
nehmen eine Verringerung seiner Produktion 
um sieben Prozent im Jahr 2022 an.7 Somit ist 
die derzeitige Zunahme der Importabhängigkeit 
das Ergebnis einer Kombination aus rückläufigen 
Ressourcen, der allmählichen Erschöpfung der 
momentan betriebenen Gasfelder, die im Schnitt 
40 bis 60 Jahre alt sind, schlechten politischen 
Rahmenbedingungen, einem für Onshore- und 
Offshore-Neuinvestitionen prohibitiven Steuer- 
system8 sowie der temporären Rückkehr zur 
Regulierung der Gasmärkte im Jahr 2018.

Wenngleich die derzeit genutzten Gasvorkom-
men rückläufig sind, so verfügt Rumänien doch 
auch über mehrere ungenutzte Ressourcen, wie 
die Vorkommen im Schwarzen Meer und den 
Zugang zu Gas aus dem regionalen Umfeld, 

Brennstoffe, angewiesen. Angesichts der verfüg-
baren Lieferalternativen für die verschiedenen 
Energieträger sind die am stärksten gefährdeten 
Teilsektoren der Energiewirtschaft Rumäniens 
der Gassektor und – als unmittelbare Folge der 
angespannten Lage auf den Gasmärkten  – der 
Stromsektor. Dies sind aber auch die Bereiche, 
in denen sich das Land nicht nur aus der eigenen 
Abhängigkeit von Russland befreien, sondern 
gleichzeitig auch seine Nachbarn unterstützen 
kann.

Obwohl Rumänien nach  
wie vor der zweitgrößte  
Gasproduzent der EU ist,  
haben die Gasimporte in  
letzter Zeit zugenommen.

Hat sich die Situation des rumänischen  
Energiesektors in den vergangenen Jahren  
verschlechtert?

Auch wenn Rumänien, wie oben ausgeführt, 
unabhängiger von Energielieferungen und insbe-
sondere von Importen aus Russland ist als andere 
EU-Mitgliedsländer, gilt es trotzdem, ein Auge 
auf den Trend zu haben. Dann wird man näm-
lich feststellen, dass die Abhängigkeit des Landes 
von Energieeinfuhren in den vergangenen zehn 
Jahren leicht zugenommen hat (siehe Abb. 1). 
Insgesamt ist dies auf eine Kombination aus der 
allmählichen Erschöpfung nicht regenerativer 
Energieträger vor und nach 1989 und dem gerin-
gen Investitionstempo bei der Stromerzeugung, 
der Netzentwicklung und der Erschließung neuer 
Gasvorkommen zurückzuführen.

Gas

Mit einem jährlichen Gesamtverbrauch von 
durchschnittlich etwa neun bis zehn Milliarden 
Kubikmetern Gas gehört Rumänien zu den Län-
dern mit relativ geringem Gasverbrauch. Gas 
wird hauptsächlich zum Heizen in Haushal-
ten, für die Stromerzeugung, die Petrochemie 
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rund zehn Prozent des rumänischen Verbrauchs 
decken. Das zweite Projekt ist Neptun Deep, ein 
Vorkommen, das seit Anfang 2010 auf 42 bis 84 
Milliarden Kubikmeter geschätzt wird (offizielle 
Zahlen liegen noch nicht vor). Neptune Deep ist 
ein weitaus komplexeres Projekt, das Technolo-
gien erfordert, die in der Tiefseeförderung zum 
Einsatz kommen. Im Gegensatz zum ursprüng-
lichen Investor Exxon verfügen die beiden der-
zeitigen Projektentwickler – OMV Petrom und 
Romgaz – aber über keine Erfahrungen auf die-
sem Gebiet. Noch steht eine endgültige Investi-
tionsentscheidung der Unternehmen aus, wobei 
es etwa drei Jahre dauern wird, das Gas auf den 
Markt zu bringen. Auch dürfte keines der bei-
den Projekte – weder das von BSOG noch das 
von OMV Petrom / Romgaz – in Betrieb gehen, 

etwa über den südlichen Korridor oder zukünf-
tig über die LNG-Häfen im Mittelmeerraum, 
sobald der Ausbau der Gasnetze in den ande-
ren Ländern der Region, vor allem in Bulgarien, 
weitere Fortschritte macht. Im Schwarzen Meer 
gibt es zwei Hauptprojekte: Bei dem ersten Pro-
jekt, das kurz vor der Realisierung steht, handelt 
es sich um ein kleineres Vorkommen von zehn 
Milliarden Kubikmetern, das von Black Sea Oil 
& Gas (BSOG) betrieben wird. Da die notwendi-
gen gesetzlichen Rahmenbedingungen im Mai 
2022 geschaffen wurden, kann das Projekt noch 
im zweiten Quartal 2022 in Betrieb genommen 
werden, wenn der Abschluss kleinerer Rest
arbeiten zum Anschluss der Förderstätte an das 
Netz durch den Gastransportbetreiber Transgaz 
erfolgt. Das Vorkommen könnte für einige Jahre 

Auf Eis gelegt: Wichtige Projekte zur Gaserkundung und -förderung wie das Neptun-Deep-Projekt von  
OMV Petrom im Schwarzen Meer sind aufgrund ungünstiger Rahmenbedingungen ins Stocken geraten. 
Quelle: © Radu Sigheti, Reuters.
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unzureichende Steuervergünstigungen für 
Investitionen gebracht. Hinzu kommt, dass zur 
Gewinnung eines zusätzlichen Kubikmeters aus 
einer ausgeförderten Lagerstätte moderne und 
teure Technologien erforderlich sind. Angesichts 
des Zustands der bestehenden Förderindustrie 
handelt es sich dabei wahrscheinlich ohnehin nur 
um eine Option für begrenzte Mengen über einen 
kurzen Zeitraum.

Für den Zugang zu anderen Gasimportquellen 
ist es wichtig, die Verbindungsleitungen in der 
Region rasch auszubauen. Von entscheidender 
Bedeutung ist dabei in den nächsten Monaten 
die Fertigstellung der Leitung, die Bulgarien und 
Griechenland miteinander verbindet und über 
die aserbaidschanisches Gas durch den südlichen 
Korridor nach Rumänien gelangen kann. Mittler-
weile drängen sowohl die Europäische Kommis-
sion als auch rumänische Entscheidungsträger 
auf die Beschleunigung dieses Projekts, das 
in den vergangenen zwei Jahren ins Stocken 
geraten ist. Zudem sollte sich Rumänien auch 
für den vollständigen Zugang zur ehemaligen 
Trans-Balkan-Pipeline (über den rumänischen 
Abschnitt Isaccea-Negru Vodă) stark machen. 
Obwohl die Pipeline dem Unternehmen Trans-
gaz gehört, ist diese Transitstrecke praktisch vom 
übrigen Netz abgekoppelt und die rumänischen 
Behörden haben bisher kaum Anstrengungen 
unternommen, sie für Gasströme in beide Rich-
tungen in die Republik Moldau, in die Ukraine 
oder nach Bulgarien zu nutzen. Da die Pipeline 
seit Fertigstellung von Turk Stream nicht mehr 
von Gazprom genutzt wird, könnten die rumä-
nischen Entscheidungsträger nun – anders als 
in der Vergangenheit – ein stärkeres politisches 
Engagement für die vollständige Umsetzung 
der EU-Vorschriften über einen ungehinderten 
Zugang an den Tag legen.

Des Weiteren sind auch auf der Nachfrageseite 
Maßnahmen, etwa zur Steigerung der Energie-
effizienz, notwendig, um die Abhängigkeit von 
Gasimporten zu verringern. Während Haushalte 
und gewerbliche Kleinabnehmer (Unternehmen 
und öffentliche Einrichtungen) in gewissem 
Maße vor den Preiserhöhungen im vergangenen 
Winter geschützt waren, haben die seit Herbst 

solange der Gesetzgeber keine Steuersenkungen 
beschließt. Angesichts der in den vergangenen 
Jahren verabschiedeten Ad-hoc-Gesetzgebung 
mit Folgen für die Investitionstätigkeit, wie die 
Sondergewinnsteuer (eine Steuer auf Erträge 
oberhalb eines Schwellenwertes, bei der Inves-
titionen kaum von der Steuer abgesetzt wer-
den konnten), tun sich die Investoren schwer, 
den letzten Schritt zu gehen. Ende 2018 führte 
Rumänien für zwei Jahre eine Regulierung des 
Gasmarktes für Privathaushalte ein, derzeit wird 
über ein neues Gesetz diskutiert, durch das ein 
Teil der Gasförderung ebenfalls reguliert werden 
soll.

Das Unternehmen BSOG ist das Risiko einge-
gangen, 600 Millionen Euro in das kleinere 
Gasvorkommen zu investieren, in der Annahme, 
dass bei etwaigen Verlusten aufgrund der rumä-
nischen Gesetzgebung die Investitionssumme 
in einem internationalen Schiedsverfahren 
zurückgefordert werden kann. OMV Petrom 
und sein Partner (zuerst Exxon, jetzt Romgaz) 
rechnen bei Neptun Deep mit Investitionen bis 
zu 16 Milliarden Euro, einem erheblich höheren 
Risiko, und schieben die Investitionsentschei-
dung seit Jahren vor sich her. Nunmehr könn-
ten sich die beiden Projekte weiter verzögern, 
wenn beispielsweise der Einmarsch Russlands 
in die Ukraine langfristige Auswirkungen auf die 
sichere Durchfahrt im Schwarzen Meer hätte.

Zur Verringerung der 
Abhängigkeit von Gasimporten 
bedarf es nachfrageseitiger 
Maßnahmen, beispielsweise 
zur Steigerung der Energie­
effizienz.

Abgesehen von Offshore-Förderprojekten könnte 
gegebenenfalls auch die Onshore-Gasförderung 
in den derzeit betriebenen Gasfeldern durch 
eine sorgfältige Überarbeitung der Besteue-
rung des Gassektors verbessert werden. Die 
Sondergewinnsteuer aus dem Jahr 2013 hat 
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genommen wurden, relativ rasch verfügbar sind. 
Zusätzliche Mittel in Höhe von etwa einer Milli-
arde Euro könnten dann aus dem nächsten Zyklus 
der Operationellen Programme (2021 bis 2027) 
kommen, der derzeit vorbereitet wird.

Gleichzeitig sollte die Regierung ihre Pläne zum 
Ausbau der Gasnetze zur Anbindung neuer Ver-
braucher überdenken. Derzeit leben etwa 50 
Prozent der Bevölkerung in ländlichen Gebie-
ten ohne Gasanschluss. Seit zwei bis drei Jahren 
denkt die Regierung über den Ausbau der Netze 
für neue Verbraucher nach, ohne aber diese 
Maßnahme explizit an das Thema Energieeffi-
zienz, also die Wärmedämmung der anzuschlie-
ßenden Häuser, zu koppeln. Diesen Ansatz gilt 
es nun zu überdenken, zumal vieles dafür spricht, 
dass sich die vergleichsweise ärmeren ländli-
chen Haushalte die Gaspreise in den kommen-
den Jahren kaum werden leisten können. Zwar 
ist geplant, die Netze und die Anschlüsse der 
neuen Abnehmer auch für Wasserstoff kompa-
tibel zu machen, doch ist dies nicht realistisch. 
Rumänien hat keine Wasserstoffstrategie und 
kaum Vorstellungen über das Potenzial und die 
Technologien zur Erzeugung größerer Wasser-
stoffmengen, wenngleich der NRRP die Ausar-
beitung einer solchen Strategie vorsieht. 

Ohne realistische Bewertung des Wasserstoff-
potenzials ist das Risiko hoch, dass die neu-
gebauten Gasanschlüsse rasch zu verlorenen 
Investitionen (stranded assets) werden oder dass 
ein Anstieg des Gasverbrauchs das Land noch 
stärker von Importen abhängig macht, ohne 
dass die Aussicht besteht, Methan später durch 
Wasserstoff zu ersetzen. Daher müssen die im 
aktuellen Operationellen Programm für große 
Infrastrukturprojekte 2014 bis 2021 enthaltenen 
Initiativen, in denen rund 250 Millionen Euro für 
den Ausbau der Gasnetze zum Anschluss neuer 
Haushalte umgewidmet wurden, ohne Wasser-
stoff dabei auch nur in Erwägung zu ziehen, auf-
gegeben werden. Im NRRP ist zudem ein Betrag 
in Höhe von 515 Millionen Euro für den Ausbau 
der Gasnetze in der rumänischen Region Olte-
nia enthalten. Der Plan sieht vor, bis 2026 in die-
sem neuen regionalen Netz 20 Prozent und bis 
2030 ausschließlich Wasserstoff zu verwenden. 

2021 stark gestiegenen Energiepreise vor allem 
die Industrie, insbesondere die Düngemittel- und 
petrochemische Industrie, zu einschneidenden 
Anpassungen gezwungen. Jetzt ist es an der Regie-
rung, die Folgen der hohen Energiepreise für 
diese Industriezweige sowie den Grad ihrer mög-
lichen Betroffenheit zu analysieren und heraus- 
zufinden, inwieweit dadurch weitere größere 
Schäden für die Wirtschaft entstehen könn-
ten. Da in Folge des Krieges in der Ukraine mit 
einer enormen Verknappung auf dem internati-
onalen Düngemittelmarkt zu rechnen ist, sollte 
die Regierung sorgfältig abwägen, welches der 
beiden Übel leichter zu ertragen ist: weniger 
Düngemittel oder weniger Gas für die übrige 
Wirtschaft?

Die Ausbauprojekte zum  
Anschluss neuer Haushalte  
an das Gasnetz sollten  
aufgegeben werden.

Ein vergleichsweise schneller Erfolg bei der Sen-
kung der Gasnachfrage könnte – ohne größere 
Einschränkungen der Lebensqualität – durch Sen-
kung des Verbrauchs der Haushalte erreicht wer-
den. Dazu sollte der Schwerpunkt der Politik auf 
der Wärmedämmung möglichst vieler Gebäude in 
den nächsten ein bis zwei Jahren liegen, statt – wie 
derzeit geplant – weitere Maßnahmen zur Abfe-
derung der Stromkosten auf den Weg zu bringen. 
Zwar geht die 2020 verabschiedete nationale Stra-
tegie zur Gebäudesanierung9 davon aus, dass bis 
2030 etwa 13 Milliarden Euro aus EU-Program-
men, öffentlichen Haushalten und privaten Mit-
teln für Sanierungsmaßnahmen benötigt werden, 
doch die Umsetzung stockt. Es ist an der Zeit, 
möglichst viele der strategischen Investitions-
prioritäten vorzuziehen. Dazu stehen erhebliche 
EU-Mittel bereit, von denen zwei bis drei Milliar-
den Euro aus dem Nationalen Aufbau- und Resi-
lienzplan (National Recovery and Resilience Plan, 
NRRP; 2,2 Milliarden Euro) und dem laufenden 
regionalen Operationellen Programm (OP) 2014 
bis 2020, die bisher nur zögerlich für die Reno-
vierung von Mehrfamilienhäusern in Anspruch 
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und der nationalen Aufbau- und Resilienzpläne 
sowie neue Schwerpunkte bei der Verteilung der 
verfügbaren EU-Mittel zugunsten von erneuer-
baren Energien und Speicherkapazitäten und 
einer Diversifizierung der Gasversorgungswege 
und -quellen.

Letztlich könnte Rumänien, nachdem es seine 
eigene Abhängigkeit von russischem Gas durch 
Ankurbelung der einheimischen Produktion 
überwunden hat, das russische Monopol in der 
Region ernsthaft erschüttern. Alle Länder in der 
Region, die derzeit vollständig auf russisches Gas 
angewiesen sind, haben einen relativ geringen 
Gasverbrauch: Bulgarien drei Milliarden Kubik-
meter, die Republik Moldau (ohne Transnistrien) 
eine Milliarde Kubikmeter und selbst Ungarn 
verbraucht ebenso wie Rumänien lediglich zehn 
Milliarden Kubikmeter.

Ein Großteil der rumänischen 
Stromerzeugungskapazitäten 
existiert lediglich auf dem 
Papier.

Strom

Wenn es um Energiesicherheit geht, ist der 
rumänische Stromsektor wesentlich anfälliger, 
als es auf den ersten Blick scheinen mag. Seit 
Jahren rühmt sich Rumänien seiner umfang-
reichen installierten Stromkapazitäten. Noch 
2019 sprach die Energieregulierungsbehörde 
von theoretisch nahezu 22 Gigawatt12, also 
mehr als doppelt so viel, wie für den Spitzen
verbrauch von 9 bis 10 Gigawatt benötigt 
wird. Dies wirkt zunächst beruhigend, aller-
dings existiert ein Großteil der Kapazitäten 
nur auf dem Papier, er steht weder jetzt noch 
in Zukunft operativ zur Verfügung. Statt-
dessen zeigen die Statistiken zum tatsäch- 
lichen Betrieb des Stromsystems, dass Rumä-
nien seit 2019 ein Nettoimporteur von Strom ist 
und dies mittelfristig voraussichtlich auch blei-
ben wird, wenn in den kommenden Jahren keine 
bedeutenden Investitionen getätigt werden.

Allerdings ist dieser Ansatz unrealistisch, nicht 
zuletzt da es schwierig ist, Endverbraucher, die 
zunächst bis 2026 zu 80 Prozent Methan bezie-
hen, vier Jahre später auf 100 Prozent Wasser-
stoff umzustellen. Beide Energieträger erfordern 
völlig unterschiedliche Anlagen, Geräte und 
Sicherheitsmaßnahmen in den Haushalten. 
Daher ist das Risiko groß, dass – falls diese Netze 
gebaut werden – der Verbrauch bis weit über das 
Jahr 2030 pfadabhängig bei 80 Prozent Methan 
bleibt.

Ein weiterer großer Gaskonsument ist die 
Stromerzeugung, deren Verbrauch noch zuneh-
men dürfte, werden die derzeitigen Pläne 
umgesetzt. Insgesamt spielt Gas im aktuellen 
Nationalen Energie- und Klimaplan (NECP10) 
als Übergangsenergieträger in der Stromer-
zeugung eine wichtige Rolle. Bis 2030 sind 
neue Gaskapazitäten von insgesamt etwa 2,8 
Gigawatt geplant. Für den Aufbau dieser Kapa-
zitäten sollen EU-Fonds und -Mechanismen 
genutzt werden. Der Modernisierungsfonds 
Rumäniens umfasst schätzungsweise 16 Mil-
liarden Euro, von denen mehrere Milliarden 
Euro für die Umstellung von Kohle auf Gas 
eingesetzt werden könnten (beispielsweise 
für die Umstrukturierung des Kraftwerks CE 
Oltenia, das derzeit mit Braunkohle befeuert 
wird, oder für Investitionen in die Kraft-Wärme- 
Kopplung (KWK) zur Fernwärmeversorgung 
verschiedener größerer Städte) oder für den 
Bau neuer Gaskraftwerke, um Ausgleichsenergie 
für die aus dem bis 2030 erwarteten Ausbau 
der erneuerbaren Energien (etwa sechs Giga-
watt) resultierenden Angebotsschwankungen 
bereitzustellen. Weitere 300 Millionen Euro 
sieht der NRRP als Kofinanzierung für die 
Installation von 300 Megawatt an gasbefeu-
erten KWK-Anlagen vor. All diese Pläne gilt es 
angesichts der bevorstehenden Änderungen in 
der EU-Energiepolitik und der neuen Gegeben
heiten bezüglich der Energiesicherheit sorgfäl-
tig neu zu bewerten. Es ist zu erwarten, dass die 
Europäische Kommission ihre Energiepolitik 
massiv umstrukturieren und eine erhebliche 
Anpassung der nationalen Pläne verlangen 
wird.11 Dies liefe hinaus auf eine Überarbei-
tung der nationalen Energie- und Klimapläne 
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Vor 1989 vollzog sich die chaotische Entwick-
lung des Energiesektors im Land im Geleitzug 
einer irrationalen Überentwicklung der Indus- 
trie in zwei Phasen. In der ersten Phase wurden 
die Förderung, Verarbeitung und Nutzung von Öl 
und Gas, auch für die Stromerzeugung, massiv 
forciert, was einen Rückgang der Öl- und Gasre-
serven zur Folge hatte. Die zweite Phase setzte 
zwischen 1965 und 1970 ein, als die Grenzen 
der Öl- und Gasförderung sichtbar wurden und 
die internationale Ölkrise von 1973 die Situation 

Der Bestand an nicht betriebsfähigen Strom-
kapazitäten sowie die rasch schrumpfenden Öl- 
und Gasvorkommen, deren Förderung in den 
vergangenen vier Jahren um etwa 20 Prozent 
zurückgegangen ist, weisen eher darauf hin, dass 
der rumänische Energiesektor in Wirklichkeit – 
und insbesondere nach dem 24. Februar – recht 
verwundbar ist. Um den wirklichen Zustand der 
Energiesicherheit im Land verstehen zu können, 
muss man die Entwicklung der heutigen Energie-
kapazitäten richtig einordnen.

Ein Arbeiter im Kohlekraftwerk Isalnita: Bis Anfang der 2030er-Jahre wird Rumänien im Vergleich zu 1989 neun 
Gigawatt an Leistung neu installieren müssen, um den Bestand an teils nur in der Theorie funktionsfähigen 
umweltschädlichen und veralteten Kraftwerken zu kompensieren. Quelle: © Bogdan Cristel, Reuters.
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Rumänien bis Anfang der 2030er-Jahre neun 
Gigawatt neue Kapazitäten installieren müssen, 
um die überdimensionierten, veralteten oder 
dysfunktionalen Kohle- und Gaskraftwerke zu 
ersetzen. Investitionen in neue Technologien und 
Netze kommt eine entscheidende Bedeutung zu, 
da die Schließung fossiler Kraftwerke, die nicht 
den Umweltanforderungen entsprechen, veral-
tet oder wirtschaftlich ineffizient sind, zusam-
men mit dem Ausbleiben neuer Investitionen 
die Hauptgründe dafür sind, dass Rumänien in 
jüngster Zeit zum Nettoimporteur geworden ist.

In den vergangenen Jahren ist die Investitions-
tätigkeit im Elektrizitätssektor zum Stillstand 
gekommen. Nach 2016 wurden praktisch keine 
neuen Kapazitäten mehr installiert. Während 
sich die regulatorischen Rahmenbedingungen 
von 2011 bis 2013 für Solar- und Windenergie 
außerordentlich günstig gestalteten, wurden 
die Förderprogramme in den darauffolgen-
den Jahren immer weiter gekürzt, was einen 
Stopp der Neuinvestitionen zur Folge hatte. 
Gleichzeitig führten die häufigen Änderungen 
von Gesetzen und Vorschriften zu Störungen 
und Unsicherheiten im Betrieb der bereits 
installierten Anlagen. Auch verwaltungstech-
nische Hindernisse  – wie Einschränkungen 
bei Stromabnahmeverträgen oder Genehmi-
gungen für Netzanschlüsse – stellten unüber-
windbare Hürden für Investitionen in diesem 
Sektor dar, obwohl nach 2017 unter reinen 
Marktbedingungen erhebliche neue Kapazi-
täten hätten installiert werden können, ohne 
dass dafür staatliche Beihilfen oder zusätz- 
liche Fördermechanismen erforderlich gewe-
sen wären. Was die Netzanschlüsse betrifft, 
so zeigt eine Analyse der aufeinanderfolgen-
den Zehnjahres-Netzentwicklungspläne des 
Übertragungsnetzbetreibers Transelectrica 
seit 2016, dass sich mehr als 80 Prozent der 
Netzmodernisierungsprojekte und alle kon-
kret auf die Integration erneuerbarer Energien 
ausgerichteten Projekte in Verzug befinden. 
Diese Verzögerungen, die auch keine sofor-
tigen Sanktionen der Energieregulierungs-
behörde ANRE nach sich ziehen, lassen sich 
nicht durch fehlende Mittel erklären, da 
das Unternehmen auch bei Projekten aus 

verschärfte. Das Regime entschied sich für 
weitreichende Investitionen in Kohle für Kraft- 
Wärme-Kopplungsanlagen sowie in Wasserkraft 
und stellte umfangreiche Pläne für Kernenergie
projekte auf, wobei die beiden 700-Megawatt- 
Reaktoren in Cernavodă, 1997 und 2007 in 
Betrieb genommen, lediglich zehn Prozent des 
ursprünglichen Plans ausmachen. Während 
große gasbefeuerte Stromerzeugungsanlagen 
praktisch zu Investitionsruinen wurden, führte 
die mangelhafte und sich weiter verschlechternde 
Qualität der (Braun-)Kohle dazu, dass 1989 nur 
etwa 45 Prozent der Kohleverstromungsanlagen 
in Betrieb waren.13 All diese Anlagen tauchen aber 
in den Bestandslisten der vorhandenen Kapazi-
täten auf und haben den rumänischen Behörden 
jahrelang ein falsches Gefühl der Sicherheit ver-
mittelt.

In den vergangenen Jahren  
ist die Investitionstätigkeit  
im Elektrizitätssektor zum  
Stillstand gekommen.

Durch die großen und weitreichenden Verän-
derungen in der Wirtschaft sowie im Lebens-
stil der Menschen nach 1989 haben sich die 
Produktions-, Konsum- und Importmuster von 
Energie in Rumänien verschoben. So ist der Ver-
brauch der Privathaushalte gegenüber einem 
fast vernachlässigbaren Ausgangswert von 1989 
angestiegen. Die energieintensiven Industrien 
wurden in den 1990er-Jahren stark umstruk-
turiert und nach der Wirtschaftskrise 2009 bis 
2011 weiter verkleinert, wobei die auf große 
Stromerzeuger und starken industriellen Ver-
brauch ausgerichtete allgemeine Infrastruktur 
mit der Veränderung der territorialen Nachfra-
geverteilung nicht Schritt halten konnte. Bei den 
Investitionen in die Stromerzeugung handelte es 
sich bis 2007 um zwei Kernkraftblöcke (1.400 
Megawatt), einige Gaskraftwerke, von denen 
das größte Petrom Brazi (860 Megawatt) ist, und 
zwischen 2010 und 2013 um Wind- und Solar
energieanlagen (etwa 4.500 Megawatt ungleich-
mäßige Erzeugung). Im Vergleich zu 1989 wird 
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als auch bei den Erzeugungsstätten erneuer- 
barer Energien – fließen. Darüber hinaus beab-
sichtigt Rumänien, Offshore-Windkraftanlagen 
im Schwarzen Meer zu entwickeln (wobei die 
Privatwirtschaft bereits Interesse an entsprech- 
enden Investitionen bekundet hat). Dies setzt 
aber eine sorgfältige Planung der Entwicklung 
des Netzes von Transelectrica voraus, da sich 
die Offshore-Windkraftanlagen unweit des am 
stärksten überlasteten Transportnetzabschnitts 
befinden.

Schließlich lässt sich durch Beschleunigung der 
Investitionen in die rumänische Stromwirtschaft, 
insbesondere in erneuerbare Energien, die Abhän-
gigkeit der Region von Russland weiter verringern. 
Durch Erzeugung aus regenerativen Quellen kann 
zumindest ein Teil des auf der Grundlage von 
Gas erzeugten Stroms in Ungarn (28 Prozent des 
Strommixes 2021) oder in der Republik Moldau 
(praktisch die gesamte Erzeugung) ersetzt werden.

Der Weg in die Zukunft

Während die Investitionen in den vergangenen 
Jahren aufgrund der unzureichenden strategi-
schen Planung sowie der Ad-hoc-Gesetze und 

-Regelungen des Landes ins Stocken geraten sind, 
erfordern die tektonischen Veränderungen in 
der europäischen Energiepolitik des Jahres 2022 
neben einem erheblichen Ausbau der Kapazi- 
täten auch politischen Willen. Höchste Priorität 
dürfte dabei eine grundlegende Verbesserung der 
Verwaltungskapazitäten in allen Schlüsselposi-
tionen des Energieministeriums, der Energie-
regulierungsbehörde ANRE und der staatlichen 
Unternehmen (Gas- und Stromerzeuger, Trans
electrica, Transgaz) haben. Dazu bedarf es aber 
einer ehrlichen Bewertung der Kompetenz und 
Integrität der derzeitigen Amtsinhaber.

Für praktisch alle Projekte im Bereich Gasför-
derung und Stromerzeugung sowie Netz- und 
Infrastrukturausbau stehen finanzielle Mittel – im 
Wesentlichen EU-Beihilfen und privatwirtschaft-
liche Gelder – zur Verfügung, sofern ein klares 
Bekenntnis zu einer wirklichen Modernisierung 
des Sektors, zur Schaffung von Resilienz und 
zur Begrenzung der derzeitigen Abhängigkeit 

EU-Mitteln, wie dem Netzausbau im Rahmen 
des Operationellen Programms für große Infra- 
strukturprojekte oder den direkt von Brüssel als 
Vorhaben von gemeinsamem Interesse finan-
zierten Verbundleitungen zu Nachbarländern, 
in Verzug ist.

Über die Investitionsprioritäten der kommenden 
Jahre gibt die jüngste Fassung des rumänischen 
Energie- und Klimaplans umfassend Auskunft. 
Wie im Abschnitt zum Gassektor herausgear- 
beitet, müssen einige dieser Prioritäten mögli-
cherweise grundlegend überdacht werden, um 
weg vom Gas zu kommen und den Schwerpunkt 
auf erneuerbare Energien und Speicherung zu 
verlagern. Angesichts der geplanten regulatori-
schen Unterstützung (in Form eines im NRRP 
zugesagten „Differenzvertrags“14) sowie mehre-
rer staatlicher Beihilferegelungen, die direkt aus 
Mitteln des Emissionshandelssystems der EU 
(Modernisierungsfonds) und aus EU-Program-
men (dem NRRP und dem derzeit erarbeiteten 
Operationellen Programm für nachhaltige Ent-
wicklung 2021 bis 2027) finanziert werden, ist der 
Spielraum für privatwirtschaftliche Investitionen 
im Moment groß. Allein im NRRP sind beispiels-
weise 460 Millionen Euro Direktinvestitionen für 
zusätzliche 950 Megawatt bis 2026 sowie 440 
Millionen Euro für die Speicherung von Strom 
und das Recycling von erneuerbaren Energiean-
lagen vorgesehen. Auch müssen Transelectrica 
und die Verteilnetzbetreiber die Entwicklung der 
Transport- und Verteilnetze erheblich beschleu-
nigen, um Flexibilität zu ermöglichen (intel-
ligente Zähler, intelligente Netze, moderne 
SCADA-Systeme (supervisory control and data 
acquisition) sowie weitere Investitionen in die 
Digitalisierung). Mehrere Netzausbauprojekte 
könnten über den Modernisierungsfonds finan-
ziert werden, wobei Ende 2021 gerade erst 23 
Millionen Euro für eine bessere Integration 
erneuerbarer Energien aus der Region Dobrud-
scha in das nationale System genehmigt wurden. 

Da die schwankende Verfügbarkeit der erneuer-
baren Energien das Energiesystem vor erhebli-
che Herausforderungen stellen würde, muss ein 
Teil der finanziellen Unterstützung sicher in die 
Stromspeicherung – sowohl innerhalb der Netze 
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nach einem nachhaltigen Agrarsektor konzi-
piert hatte –, kam es zu dem Ereignis, das nun 
alle Politikfelder überlagert: Durch den Krieg in 
der Ukraine wird die Europäische Union zu tief-
greifenden Richtungsentscheidungen gezwun-
gen und fest verankerte politische Leitlinien 
werden öffentlich zur Disposition gestellt. Die 
bisherige Verteidigungspolitik wird hinterfragt 
und die europäische Energiepolitik, die durch 
eine Abhängigkeit von russischem Gas gekenn-
zeichnet ist, neu ausgerichtet. Der Agrarsektor 
rückt ebenfalls in den Fokus, da viele landwirt-
schaftliche Erzeugnisse aus Russland und der 
Ukraine stammen: So entfallen rund ein Drit-
tel der weltweiten Weizenexporte, 19 Prozent 
der Maisexporte und 80 Prozent der Sonnen-
blumenölexporte auf die beiden Staaten.1 Der 
Krieg und die damit einhergehende Zerstörung 
von landwirtschaftlicher Infrastruktur sowie die 
Blockade wichtiger Handelsverbindungen führen 
dazu, dass essenzielle Lieferketten unterbrochen 
werden. Welche Auswirkungen auf die Lebens-
mittelversorgung in Europa sind vor diesem Hin-
tergrund zu erwarten?

Eine Versorgungskrise wird es in Europa auf-
grund des hohen Selbstversorgungsgrads vor-
aussichtlich nicht geben. Dennoch führen 
unterbrochene Lieferketten zu Preisanstiegen 
und erhöhter Preisvolatilität auf den internatio-
nalen Märkten, die sich in steigenden Lebensmit-
telpreisen niederschlagen können.2 Die Folgen 
von erhöhten Preisen sind auch in wohlhaben-
den Industriestaaten wie Deutschland nicht zu 
unterschätzen, da sie insbesondere Menschen 

Unbemerkt von weiten Teilen der Öffentlichkeit 
feiert 2022 mit der Gemeinsamen Agrarpolitik 
eines der wichtigsten Politikfelder der Europä-
ischen Union seinen 60. Geburtstag. Gestartet 
1962 mit den ersten Marktordnungen für land-
wirtschaftliche Produkte, prägt sie bis heute die 
Landwirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten. Die 
GAP beansprucht rund 40 Prozent des EU-Haus-
halts und ist das einzige Politikfeld der EU, das 
nahezu ausschließlich aus dem gemeinsamen 
Haushalt finanziert wird.

Das Jubiläum steht nun allerdings unter ganz 
anderen Vorzeichen als noch bis vor Kurzem 
erwartet. Nachdem über die vergangenen Jahre 
und Jahrzehnte der Umwelt- und Klimaschutz 
immer mehr Bedeutung innerhalb der GAP 
erlangt hat, rückt mit dem russischen Angriff 
auf die Ukraine am 24. Februar 2022 nun wie-
der das Ziel in den Vordergrund, zu dem die 
Gemeinsame Agrarpolitik in Europa einmal ins 
Leben gerufen wurde: die Versorgungssicherheit. 
Nach den Zerstörungen des Zweiten Weltkrieges 
und der damit verbundenen Unterversorgung der 
Bevölkerung sollte die GAP zunächst einmal die 
Lebensmittelversorgung der Menschen in Europa 
gewährleisten und den Landwirtinnen und Land-
wirten einen angemessenen Lebensstandard 
ermöglichen.

Noch während die Europäische Kommission 
zu Beginn des laufenden Jahres die nationalen 
Pläne ihrer Mitgliedstaaten für mehr Klima- und 
Umweltschutz in der Landwirtschaft prüfte – das 
jüngste Instrument, das die EU in ihrem Streben 

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der Europäischen Union 
stellt ein wichtiges Förderinstrument dar, um die Landwirtinnen 
und Landwirte zu unterstützen und die Ernährungssicherheit 
in Europa zu gewährleisten. Seit einigen Jahren steht die GAP 
vermehrt in der Verantwortung, die Transformation des Agrar- 
sektors hin zu mehr Klima- und Umweltschutz mitzugestalten. 
Der Krieg in der Ukraine wirkt jedoch als Gamechanger,  
der die Versorgungssicherheit wieder in den  
Mittelpunkt der GAP rückt.
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rund 80 Prozent seiner Weizenimporte aus den 
beiden Ländern bezieht. Der Krieg hat dazu 
geführt, dass binnen drei Wochen die Brotpreise 
um die Hälfte gestiegen sind und mittlerweile 
rund zwei Drittel der Bevölkerung subventio-
niertes Brot erhalten.3 Steigende Lebensmit-
telpreise und Versorgungsengpässe können 
konfliktverschärfend wirken und die gesamte 
Region destabilisieren. Im Arabischen Frühling 
2011 hat die Weizenknappheit die Menschen auf 
die Straße getrieben und zur Eskalation beige-
tragen. Manche Beobachter halten es sogar für 
möglich, dass sich die Versorgungsengpässe 
zu einem „Arabischen Frühling 2.0“ entwi-
ckeln.4 In Subsahara-Afrika lassen sich ebenfalls 
besorgniserregende Entwicklungen beobachten: 

mit geringem Einkommen treffen und die gesell-
schaftliche Spaltung forcieren. Folglich ist es von 
großer Bedeutung, dass die Regierung nicht nur 
Maßnahmen gegen die hohen Energiepreise ini-
tiiert, sondern auch alle vorhandenen Hebel in 
Bewegung setzt, um die erhöhten Ausgaben für 
Grundnahrungsmittel zu kompensieren.

Betrachtet man die potenziellen Auswirkungen, 
die der Krieg auf die Versorgungssicherheit 
außerhalb Europas hat, so deuten sich bereits 
zukünftige Konfliktherde an: Viele Staaten in 
Nordafrika, im Nahen und Mittleren Osten 
sowie in Subsahara-Afrika decken ihren Getrei-
debedarf durch Importe aus Russland und der 
Ukraine. Besonders betroffen ist Ägypten, das 

Gefährdete Kornkammer: Der Ausfall ukrainischer Weizenexporte dürfte zwar in Europa nicht zu einer Versorgungs-
krise führen, aber Lieferketten belasten und Preise in die Höhe treiben. Quelle: © Valentyn Ogirenko, Reuters. 
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eine nachhaltige und umweltschonende Bewirt-
schaftung zu unterstützen. Seit 2005 müssen 
Landwirtinnen und Landwirte ordnungsrecht-
liche Standards (Cross Compliance-Regelungen) 
in den Bereichen Umweltschutz, Lebens- und 
Futtermittelsicherheit, Pflanzen- und Tierge-
sundheit sowie Tierschutz einhalten, um Agrar-
zahlungen zu erhalten.7 Das Instrument des 
Greening, das in der Förderperiode von 2014 bis 
2020 eingeführt wurde, verpflichtete Betriebe 
mit mehr als 15 Hektar Fläche dazu, Dauergrün-
land zu erhalten, Fruchtartenvielfalt auf dem 
Acker zu gewährleisten sowie fünf Prozent an 
sogenannten ökologischen Vorrangflächen (etwa 
Landschaftselemente, Stilllegungsflächen oder 
Pufferstreifen) nachzuweisen. Mit dem russi-
schen Angriff wird indes zunehmend hinter-
fragt, inwieweit derlei Vorgaben noch zu halten 
sind, wie im Folgenden noch zu thematisieren 
sein wird.

Die Förderinstrumente der Gemeinsamen Agrar-
politik sind nicht mehr nur auf die Lebensmittel-
versorgung und die Einkommenssicherung der 
Landwirtinnen und Landwirte begrenzt, sondern 
haben sich im Laufe ihrer Geschichte dahinge-
hend weiterentwickelt, dass die Belange des 
Klima- und Umweltschutzes adressiert wurden. 
Dieser Paradigmenwechsel zeigt sich auch in den 
Zielvorgaben, die von der Europäischen Union 
für die GAP definiert wurden. So soll diese „zur 
Bekämpfung des Klimawandels und zu einer 
nachhaltigen Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen beitragen“8.

Überschaubare Wirkungen auf den 
Umwelt- und Klimaschutz

Die Förderperiode von 2014 bis 2020, die mit 
großen Erwartungen in Bezug auf den Klima- 
und Umweltschutz verbunden war, zeichnete 
sich allerdings durch eine ausgeprägte Dys-
funktionalität aus und konnte folglich kaum 
Erfolge erzielen. Kritikerinnen und Kritiker 
fokussierten sich in ihren Analysen vor allem 
auf das Instrument des Greening, das den Treib-
hausgasemissionen sowie dem Biodiversitäts-
verlust kaum entgegenwirken konnte. So wies 
das Umweltbundesamt bereits 2017 am Beispiel 

Seit Beginn des Krieges sind die Weizenpreise in 
Kenia um ein Drittel gestiegen.5 Gleichzeitig ist 
auch in weiteren Staaten die Nahrungsmittelsi-
cherheit gefährdet und erneute Konflikte können 
nicht ausgeschlossen werden.

Unweigerlich stellt sich nun die fundamentale  
Frage, ob die großen Zielsetzungen der Gemein-
samen Agrarpolitik in Bezug auf den Umwelt- und 
Klimaschutz, die hier zunächst in ihrer histori-
schen Entwicklung dargestellt und bewertet wer-
den sollen, vor diesem Hintergrund überhaupt 
erreicht werden können.

Bereits die MacSharry-Reform 
von 1992 stellt einen Meilen­
stein für den Klima- und  
Umweltschutz dar.

Ein kurzer Blick zurück

In der Gemeinsamen Agrarpolitik spiegelt sich 
eine der größten politischen Achsenverschiebun-
gen innerhalb der Europäischen Union wider: 
Der Klima- und Umweltschutz wurde aus sei-
nem Schattendasein befreit und zur Top-Priori-
tät aufgewertet. Bereits die MacSharry-Reform 
von 1992, die eine am Markt orientierte Agrar-
politik einführte, stellt einen Meilenstein für 
die Implementierung von Klima- und Umwelt-
schutz in der GAP dar, weil den Landwirtinnen 
und Landwirten dadurch „die Verantwortung für 
die Erhaltung des ländlichen Raums und seiner 
biologischen Vielfalt sowie für die umsichtige 
Nutzung unserer natürlichen Ressourcen Boden, 
Luft und Wasser“6 übertragen wurde. 

In den folgenden Förderperioden wurde der 
Klima- und Umweltschutz im Rahmen der GAP 
weiter ausgebaut. Heute besteht die Gemein-
same Agrarpolitik aus zwei Säulen: Die erste 
Säule bilden die Direktzahlungen an die Land-
wirtinnen und Landwirte, die je Hektar landwirt-
schaftlicher Fläche gewährt werden, während 
die zweite Säule gezielte Förderprogramme 
beinhaltet, um die ländliche Entwicklung sowie 
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und der Anpassung an den Klimawandel in den 
Mitgliedstaaten nur eine geringe Priorität bei-
gemessen und wenig Mittel dafür ausgegeben 
wurden. Obwohl vielfältige Instrumente zur 
nachhaltigen Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen und zum Klimaschutz innerhalb der 
GAP zur Verfügung standen, wurden nicht alle 
diese Angebote von den Mitgliedstaaten ange-
nommen.12

Klima- und Umweltschutz genießt 
hohe Priorität in Europa

Mit dem European Green Deal, den Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen am 
11. Dezember 2019 vorgestellt hat, wird das ambi-
tionierte Ziel verfolgt, Europa zum ersten klima- 
neutralen Kontinent zu machen. Bei den vielfäl-
tigen Initiativen, die der Deal umfasst, wird auch 
die Landwirtschaft in den Fokus genommen, bei-
spielsweise im Rahmen der Biodiversitätsstrate-
gie oder der Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ 
(Farm to Fork Strategy). Beide Strategien verfol-
gen nicht nur das Ziel, die Ernährungssicherheit 
zu gewährleisten, sondern gleichzeitig auch den 
ökologischen und klimatischen Fußabdruck der 
Lebensmittelproduktion in Europa zu verringern. 
Konkret wird beispielsweise angestrebt, bis 2030 
mindestens 25 Prozent der landwirtschaftlichen 
Flächen in der EU ökologisch zu bewirtschaften 
und den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutz-
mitteln drastisch zu reduzieren. Allerdings stellen 
die Strategien noch kein unmittelbar geltendes 
Recht dar. Dass der Fokus auf die Landwirtschaft 
gerichtet wird, ist dabei wenig überraschend, 
denn der Agrarsektor ist für rund 10,5 Prozent 
der Treibhausgasemissionen in der Europäischen 
Union verantwortlich. Zudem lassen sich auch 
besorgniserregende Biodiversitätsverluste in 
Agrarlandschaften verzeichnen, da den Tier- und 
Pflanzenarten die Nahrungsgrundlage sowie die 
Brut- und Rückzugsmöglichkeiten fehlen. Der 
2019 veröffentlichte Sonderbericht des Inter-
governmental Panel on Climate Change (IPCC) 
über Klimawandel und Landsysteme (SRCCL) 
verweist darauf, dass der Klimawandel den Druck 
auf die Landsysteme, also die Nutzung von Land 
durch den Menschen, verstärke und die Existenz-
grundlage vieler Menschen gefährde.13 Diese 

der Mitgliedstaaten Frankreich, Niederlande, 
Dänemark und Österreich nach, dass die Umset-
zung des Greening aus Sicht des Umwelt- und 
Naturschutzes wenig ambitioniert sei, da meist 
nur ökologische Vorrangflächen mit geringem 
Effekt ausgesucht wurden. Die Studie kommt 
folglich zu der Bewertung, dass „das Greening 
zur Umsetzung von Natur- und Umweltschutz 
nur einen geringen Beitrag leistet und Zielset-
zungen des Natur- und Umweltschutzes vielfach 
weiterhin in erster Linie durch die zweite Säule 
umzusetzen [seien]“9.

Mit dem European Green Deal 
wird das ambitionierte Ziel 
verfolgt, Europa zum ersten 
klimaneutralen Kontinent zu 
machen.

Im Gegensatz dazu kommt der im Dezember 
2021 veröffentlichte Abschlussbericht der Euro-
päischen Kommission zur Förderperiode von 
2014 bis 2020 zu einer weniger negativen Ein-
schätzung: Die Gemeinsame Agrarpolitik biete 

„ein hohes ‚grundlegendes Schutzniveau‘ für die 
Umwelt“10, unter anderem, da 84 Prozent der 
Agrarflächen in der Europäischen Union von den 
Cross Compliance-Regelungen abgedeckt wer-
den. Die Greening-Prämie, die rund 30 Prozent 
der Zahlungen in der ersten Säule ausmachte, 
verhindere  – laut Einschätzung der Kommis-
sion – zwar eine weitere Schädigung der Umwelt, 
könne aber ihr Potenzial nicht entfalten, da die 
Förderinstrumente nicht genügend Anreize für 
alle Betriebe geboten hätten. Um die Einschät-
zung entsprechend einzuordnen, betonte die 
Europäische Kommission in ihrem Bericht, dass 
die Umwelt von verschiedenen Faktoren beein-
flusst werde und sich die Nettoeffekte der GAP 
nur schwer beurteilen ließen.11 Die Analysen 
deuten somit darauf hin, dass die Grundidee des 
Greening einen richtigen Schritt darstellt, es in der 
konkreten Umsetzung aber Schwierigkeiten gab. 
Hinsichtlich des Klimaschutzes konstatierte der 
Abschlussbericht der Kommission, dass diesem 
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viel Geld für die Eco Schemes in der ersten Säule 
zur Verfügung gestellt werden sollte. Nach vielen 
Verhandlungsrunden konnte man sich am Ende 
auf 25 Prozent einigen. In der zweiten Säule wer-
den weiterhin Umwelt- und Klimaschutz sowie 
andere Bewirtschaftungsmethoden gefördert. So 
müssen die Mitgliedstaaten beispielsweise Maß-
nahmen zur Unterstützung des ökologischen 
Landbaus oder zum Erhalt der Wälder anbie-
ten. Zudem müssen 40 Prozent des gesamten 
GAP-Budgets für den Klima- und Umweltschutz 
verwendet werden. Diese Entscheidung steht in 
Zusammenhang mit dem Bekenntnis der EU, bis 

Entwicklungen stellten die bisherige Klima- und 
Umweltpolitik der Mitgliedstaaten infrage. In 
dieser Gemengelage fand die Ausarbeitung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik für die neue Förder-
periode statt. Zweifelsohne war der Klima- und 
Umweltschutz verstärkt zu adressieren.

Weitreichende Reformen in der GAP ab 2023

Die neue Förderperiode der Gemeinsamen 
Agrarpolitik, die am 1. Januar 2023 beginnen 
wird, zeichnet sich durch ihre „Grüne Architek-
tur“ aus und sieht vielfältige Veränderungen vor. 
Die damalige Bundeslandwirtschaftsministerin 
Julia Klöckner beschrieb die Reformen 2021 
dahingehend, dass es „einen Systemwechsel in 
der GAP geben [wird], der ein Mehr an Umwelt- 
und Klimaschutz mit wirtschaftlichen Perspekti-
ven für die Landwirte und die ländlichen Räume 
verbindet“14. Wie sehen die Reformen konkret 
aus?

Mit der Einführung einer „erweiterten Konditio-
nalität“ wird ein Instrument geschaffen, das die 
bisherige Greening-Prämie sowie die Cross Com-
pliance-Regelungen zusammenfügt und durch 
zusätzliche Standards erweitert. Landwirtin-
nen und Landwirte erhalten nur dann Einkom-
mensstützung, wenn sie sich an die „erweiterte 
Konditionalität“ halten. Die bisherigen Cross Com-
pliance-Regelungen werden folglich verschärft. In 
die Praxis übertragen bedeutet die „erweiterte 
Konditionalität“ beispielsweise, dass vier Prozent 
der Ackerflächen stillgelegt werden müssen.

Die größte Neuerung stellt die Einführung von  
Eco Schemes (Öko-Regelungen) dar. Hier-
bei handelt es sich um freiwillige, einjährige 
Umweltmaßnahmen, mit deren Umsetzung die 
Landwirtinnen und Landwirte zusätzlich zur 
Einkommensstützung weitere Gelder abrufen 
können. Streitpunkt war lange Zeit die Frage, wie 

Wirklich nur „grüner“ Schein? Auch wenn das Potenzial für 
Umweltschutz innerhalb der europäischen Agrarpolitik in 

der Vergangenheit noch nicht voll ausgeschöpft wurde, hat 
der Nachhaltigkeitsaspekt doch bis zuletzt immer mehr an 
Bedeutung gewonnen. Quelle: © Yves Herman, Reuters.
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Strategiepläne hat die Europäische Kommission 
drei Monate Zeit, um Stellung zu beziehen. Im 
Anschluss erfolgt die Überarbeitung und Neu-
einreichung durch die Mitgliedstaaten. Der 
Zeitplan ist ambitioniert, denn die reformierte 
GAP soll bereits im Januar 2023 in Kraft treten. 
Die Einführung von Nationalen Strategieplänen 
ist dahingehend positiv zu bewerten, dass die 
heterogenen landwirtschaftlichen Strukturen 
in Europa besser berücksichtigt werden und die 
Mitgliedstaaten beispielsweise diejenigen Maß-
nahmen für die Eco Schemes auswählen können, 
die für die Bedürfnisse ihrer Landwirtinnen 

zum Ende der jetzigen Haushaltsperiode zehn 
Prozent ihres Budgets für den Erhalt der Bio- 
diversität zu verwenden.

Die Gemeinsame Agrarpolitik ab 2023 stellt auch 
deswegen einen Systemwechsel dar, weil sie sich 
auf ein neues Umsetzungsmodell stützt: Erstma-
lig müssen alle Mitgliedstaaten einen Nationa-
len Strategieplan für die erste und zweite Säule 
auf Basis einer SWOT- (Stärken/Schwächen/
Chancen/Risiken) und Bedarfsanalyse erstel-
len und zur Genehmigung bei der Europäischen 
Kommission einreichen. Nach dem Eingang der 
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dem Blick verlieren.“15 Wenig überraschend 
ist diese Kernaufgabe auch in den Zielen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik verankert, die „Land-
wirtinnen und Landwirte unterstützen und die 
Produktivität in der Landwirtschaft verbessern 
[soll], um eine sichere Versorgung mit bezahlba-
ren Nahrungsmitteln zu gewährleisten“16. Der 
Ukrainekrieg hat – wie schon die Coronapande
mie – unterstrichen, dass insbesondere eine regi-
onale Wertschöpfungskette zu fördern ist, um 
Nahrungsmittelengpässe zu verhindern.

Der Krieg und seine Auswirkungen haben die 
Versorgungssicherheit als traditionelle Kernauf-
gabe der Gemeinsamen Agrarpolitik wieder in 
den Fokus gerückt und dabei exemplarisch das 
Spannungsverhältnis zwischen Umweltschutz 
und Versorgungssicherheit aufgezeigt. Geplante 
Maßnahmen, beispielsweise jene, vier Prozent der 
Flächen für den Klima- und Umweltschutz stillzu-
legen, erscheinen vor dem Hintergrund drohender 
Versorgungsengpässe kontraproduktiv und müssen 
daher überdacht werden. In Deutschland fordern 
Politikerinnen und Politiker der Union folgerichtig, 
die nationale und internationale Agrarpolitik zu 
überprüfen, und stellen fest, dass auch eine zeit-
liche Verschiebung der anspruchsvolleren Klima- 
und Umweltziele der Gemeinsamen Agrarpolitik 
nicht auszuschließen sei.17 Ungeachtet dessen hält 
Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir an 
den verpflichtenden Stilllegungsflächen fest und 
vermeidet Forderungen nach einer Nachjustierung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik.

Die Akzentverschiebung sollte in jedem Fall nicht 
als exkulpatorische Absicht verstanden werden, 
um auf den notwendigen Klima- und Umwelt-
schutz zu verzichten. Ernährungssicherheit und 
eine wettbewerbsfähige Landwirtschaft auf der 
einen, Umwelt- und Klimaschutz auf der anderen 
Seite ergeben keine kontradiktorische Bedingung, 
sondern stehen untrennbar miteinander in Verbin-
dung, da Landwirtinnen und Landwirte auf eine 
intakte Natur angewiesen und von den Auswirkun-
gen des Klimawandels betroffen sind. Die aktuel-
len Entwicklungen zeigen aber auf, dass gefährdete 
Lieferketten nur dann stabilisiert werden können, 
wenn es in Europa auch weiterhin Landwirtinnen 
und Landwirte gibt, die eine produktive, resiliente 

und Landwirte am besten geeignet erscheinen. 
Ein weiterer Vorteil dieses Umsetzungsmodells 
besteht darin, dass die Strategiepläne jährlich 
angepasst werden können. Folglich ist eine regel-
mäßige Evaluierung der Maßnahmen möglich, 
sodass die Mitgliedstaaten flexibel reagieren 
können, wenn sie feststellen sollten, dass die 
Wirkung von Maßnahmen unzureichend ist. Wis-
senschaftliche Erkenntnisse können ebenfalls 
zeitnah eingearbeitet werden. Die Nationalen 
Strategiepläne haben somit das Potenzial, zum 
Dreh- und Angelpunkt einer effektiveren För-
derung des Klima- und Umweltschutzes in den 
Mitgliedstaaten im Rahmen der GAP zu werden. 

Mitten in diese sinnvollen Reformpläne platzt 
nun der Krieg in der Ukraine. Ergibt sich dadurch 
ein unauflösbarer Zielkonflikt mit dem Streben 
nach Versorgungssicherheit?

Die geplante Stilllegung von 
vier Prozent der landwirt­
schaftlichen Fläche muss 
angesichts des Ukraine- 
krieges überdacht werden.

Der Ukrainekrieg schärft den 
Blick für das Kerngeschäft

Die Gemeinsame Agrarpolitik steht einerseits 
in der Verantwortung, den Klima- und Umwelt-
schutz noch entschiedener voranzutreiben, damit 
die langfristige Transformation hin zu einer 
nachhaltigen Landwirtschaft erreicht werden 
kann. Dieser Handlungsauftrag darf jedoch den 
Blick auf die eigentliche Kernaufgabe der Land-
wirtschaft nicht verschleiern: Landwirtinnen 
und Landwirte produzieren gesunde und nach-
haltige Lebensmittel, womit sie unsere Ernäh-
rungssicherheit gewährleisten. Die damalige 
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner 
hat dieses Selbstverständnis treffend zusam-
mengefasst: „Eine nachhaltige Landwirtschaft 
muss Umweltbelange stärker beachten, aber sie 
darf dabei die Ernährungssicherung nicht aus 
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und nachhaltige Lebensmittelversorgung sicher-
stellen. Die GAP darf folglich nicht nur auf die 
Erfüllung von Klima- und Umweltschutzzielen 
begrenzt werden, sondern muss – nicht nur vor 
dem Hintergrund des Ukrainekrieges – in all ihren 
Aufgaben und Facetten gedacht werden.

Fazit und Ausblick

Die Gemeinsame Agrarpolitik blickt auf eine 
lange Geschichte zurück und adressiert spä-
testens seit der MacSharry-Reform 1992 auch 
den Umwelt- und Klimaschutz. Vielfältige 
Instrumente wie das Greening wurden in der 
weiteren Entwicklung geschaffen, um die Treibhausgas- 
emissionen zu reduzieren und die biologische Viel-
falt zu schützen. Ihre Resultate blieben hinter den 
Erwartungen zurück, konnten aber einen Transfor-
mationsprozess einleiten, der sich in der Grünen 
Architektur der künftigen Förderperiode widerspie-
gelt. Dieser Prozess wurde mit dem Ukrainekrieg, 
der gravierende Auswirkungen auf die weltweite 
Ernährungssicherheit hat, abrupt zur Diskussion 
gestellt: Fortan stellt sich die Frage, wie die euro-
päische Landwirtschaft die Versorgungssicherheit 
gewährleisten kann und wie eine optimale Unter-
stützung betroffener Schwellen- und Entwicklungs-
länder auszusehen hat. Vielfältige Maßnahmen der 
GAP, beispielsweise die Stilllegungsflächen, stehen 
folglich zur Disposition. Der Klima- und Umwelt-
schutz tritt zugunsten eines Primats der Ernährungs- 
sicherheit in den Hintergrund. Dennoch bleiben Kli-
mawandel und Biodiversitätsverlust auch weiterhin 
drängende Probleme, die von der Gemeinsamen 
Agrarpolitik adressiert werden müssen. Inwieweit 
sich der Krieg in der Ukraine langfristig auf die GAP 
auswirken wird, lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht bestimmen. Fest steht aber, dass auch 
zukünftig ein agrarpolitischer Balanceakt höchster 
Akrobatik erforderlich sein wird, um die verschie-
denen Interessen in Einklang zu bringen sowie das 
Spannungsverhältnis zwischen Klima- und Umwelt-
schutz und Versorgungssicherheit aufzulösen.

André Algermißen ist Referent für Klima, Landwirt-
schaft und Umwelt in der Hauptabteilung Analyse 
und Beratung der Konrad-Adenauer-Stiftung.
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In der Agenda 2063 der Afrikanischen Union haben die afrika-
nischen Länder ihren Anspruch formuliert, künftig einen Fokus 
auf die nachhaltige Entwicklung des Kontinents zu richten. 
Auch bei internationalen Klimaverhandlungen haben sie an 
Einfluss gewonnen. Bei der Umsetzung nationaler Umwelt- und 
Klimaziele stehen viele Staaten jedoch vor enormen Herausfor-
derungen, die nicht allein durch fehlende finanzielle Ressourcen  
und mangelndes technisches Know-how zu erklären sind. 
Vielmehr ist gute Regierungsführung eine Voraussetzung für 
effizienten Umwelt- und Klimaschutz.

Genau 50 Jahre ist es her, dass bei einer UN-Kon-
ferenz die Umwelt des Menschen und Ökologie 
zum ersten Mal auf internationaler Ebene disku-
tiert wurden. Die Konferenz von Stockholm, auf 
die in den 1970er- und 1980er-Jahren zahlreiche 
regionale Abkommen und Initiativen zur Verbesse-
rung des Umweltschutzes in den Industrieländern 
folgten, gilt als Geburtsstunde der internationalen 
Umweltpolitik. Erst zum Ende des 20. Jahrhun-
derts wuchs im Kontext der zunehmenden Globa-
lisierung die Erkenntnis, dass auch Umweltschutz 
ein globales Anliegen ist, für welches lokale oder 
regionale Lösungsansätze nicht ausreichend sind. 
Mit der UN-Konferenz über Umwelt und Entwick-
lung 1992, besser bekannt als Konferenz von Rio 
oder Erdgipfel, wurde Umweltschutz vollständig 
in einen globalen Kontext überführt, in den auch 
Entwicklungs- und Schwellenländer einbezogen 
wurden.1 Mit der in Rio verabschiedeten Klima-
rahmenkonvention der Vereinten Nationen sowie 
der Agenda für nachhaltige Entwicklung im 21. 
Jahrhundert wurde Klimaschutz zudem nicht mehr 
nur auf ökologische Aspekte verengt, sondern in 
Verbindung zu zentralen Entwicklungsfragen 
gesehen. Seitdem sind die Schaffung geeigneter 
politischer Rahmenbedingungen und der Aufbau 
globaler Steuerungsmechanismen Schwerpunkte 
der internationalen Klimadiplomatie.2

Klimadiplomatie: Die afrikanischen 
Staaten sprechen mit einer Stimme

In diesem globalen Kontext ist es afrikanischen 
Staaten gelungen, sich in der internationalen 

Klimapolitik als einflussreiche Akteure zu etablie-
ren.3 Die afrikanische Staatengemeinschaft gilt 
zudem als eine der dominierenden kontinentalen 
Gruppen bei der jährlich stattfindenden Konfe-
renz der Vertragsstaaten des UN-Klimaabkom-
mens (Conference of the Parties, COP).4

Auf dem afrikanischen Kontinent gibt es drei 
Institutionen, die dafür im Wesentlichen ver-
antwortlich sind: die afrikanische Umweltminis-
terkonferenz (African Ministerial Conference 
on the Environment, AMCEN), das Komitee 
ausgewählter afrikanischer Staats- und Regie-
rungschefs zu Klimafragen (Committee of Afri-
can Heads of State and Government on Climate 
Change, CAHOSOCC) und die afrikanische Ver-
handlungsgruppe (African Group of Negotiators, 
AGN). 

AMCEN wurde 1985 mit dem Ziel gegründet, 
afrikanischen Umweltministern ein politisches 
Forum zu bieten. Heute ist AMCEN eine wichtige 
Plattform, um Umweltinitiativen auf regionaler 
Ebene zu implementieren und afrikanische Kapa-
zitäten im Umweltbereich auszubauen. AMCEN 
hat zudem zahlreiche regionale Initiativen gestar-
tet und somit die Umweltpolitik in Afrika nach-
haltig geprägt.5 AMCEN hat jedoch nicht nur die 
Aufgabe, die Umweltpolitik innerhalb Afrikas 
zu koordinieren, sondern leistet auch politische 
Unterstützung und Vorarbeit für gemeinsame 
Positionen, die afrikanischen Vertretern bei inter-
nationalen Klima- und Umweltverhandlungen als 
Grundlage und Orientierung dienen.
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Den zweiten und hochrangigsten Teil der Struktur 
bildet der Zusammenschluss afrikanischer Staats- 
und Regierungschefs CAHOSOCC, der im Rah-
men von Gipfeltreffen der Afrikanischen Union 
(AU) zusammenkommt und zentrale Beschlüsse 
und Stellungnahmen zu Umwelt- und Klimathe-
men veröffentlicht. Seine Mitglieder werden für 
jeweils zwei Jahre gewählt.

Afrikanische Länder  
leiden besonders stark  
unter den Auswirkungen  
des Klimawandels.

Die AGN wiederum wurde 1991 gegründet und 
besteht aus technischen Experten aller afrika-
nischen Staaten. Die Gruppe erstellt Strategien 
und legt Prioritäten für afrikanische Klima- und 
Umweltthemen fest, die im nächsten Schritt 
AMCEN zur Prüfung vorgelegt und schließlich 
vom CAHOSOCC gebilligt werden.

Ziel der afrikanischen Klimadiplomatie ist es, 
bei internationalen Klimaverhandlungen eine 
gemeinsame Position zu präsentieren, nicht 
zuletzt, um das Verhandlungsmandat des Kon-
tinents zu stärken. Dabei bilden die drei genann-
ten Institutionen AMCEN, CAHOSOCC und 
AGN einen eigenen Steuerungsmechanismus im 
Bereich Umwelt- und Klimaschutz, ihr Zusam-
menspiel ist heute fest in der AU verankert.6 In 
der AU-Agenda 2063 haben die Staats- und 
Regierungschefs zudem ihren Anspruch formu-
liert, künftig einen Fokus auf die nachhaltige Ent-
wicklung des Kontinents zu richten. 

Als im Jahr 2009 die Verabschiedung eines 
verbindlichen Regelwerks zur Begrenzung der 
globalen Erderwärmung im Rahmen der Klima-
konferenz von Kopenhagen geplant war, gelang 
es den afrikanischen Ländern zum ersten Mal, 
eine gemeinsame afrikanische Position zu prä-
sentieren. Das dadurch erzeugte Bild eines in 
Klimafragen geeinten Kontinents erhielt viel Auf-
merksamkeit: Hatten afrikanische Länder zuvor 
nur marginal auf die Verhandlungen Einfluss 

genommen, hat die Festlegung auf gemeinsame 
Belange und eine einheitliche Position in der 
internationalen Klimapolitik zu einer Kräftever-
schiebung zugunsten Afrikas geführt.7 Hier muss 
betont werden, dass es extrem schwierig ist, 54 
äußerst heterogene Staaten und ihre diversen 
Interessen im Bereich Klima- und Umweltpolitik 
in einer gemeinsamen Position zu vereinen8 – ihr 
einheitliches Auftreten können die afrikanischen 
Länder daher zurecht als ein Verdienst geltend 
machen.

Afrikanische Prioritäten bei  
internationalen Klimaverhandlungen

Obwohl die gemeinsame afrikanische Position 
im Vorfeld internationaler Klimaverhandlungen 
immer wieder neu gefunden werden muss, ori-
entiert sie sich an drei Grundsätzen:

Fokus auf Anpassung an den Klimawandel

Afrikanische Länder sind nur für rund vier Pro-
zent der weltweiten Treibhausgasemissionen 
verantwortlich, gleichzeitig leiden sie aufgrund 
sozioökonomischer Merkmale und großer Ab- 
hängigkeit vom landwirtschaftlichen Sektor 
besonders stark unter den Auswirkungen des 
Klimawandels. Bereits heute geben afrikanische 
Länder bis zu neun Prozent ihres Bruttoinlands
produkts für Maßnahmen zur Anpassung an den 
Klimawandel (adaptation) aus, oftmals mehr als 
für Gesundheit oder Bildung.9 Gleichzeitig weist 
der Weltklimarat (Intergovernmental Panel on 
Climate Change, IPCC) darauf hin, dass die 
Durchschnittstemperaturen in Afrika schneller 
steigen als in anderen Weltregionen10, was wie-
derum zu mehr extremen Wetterereignissen füh-
ren könnte. Aktuell wird jedoch ein Großteil der 
globalen Klimafinanzierung für die Reduzierung 
von Treibhausgasen (mitigation) verwendet. Aus 
afrikanischer Perspektive adressiert dieser Fokus 
die Probleme auf dem Kontinent nicht angemes-
sen.

Die afrikanischen Länder setzen sich daher dafür 
ein, dass das Thema Anpassung an den Klima
wandel international mehr Beachtung findet. 
Die Aufnahme eines globalen Anpassungsziels 
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(Global Goal on Adaptation, GGA) in das Pari-
ser Klimaabkommen kann auch als ein Erfolg 
der afrikanischen Klimadiplomatie gewertet 
werden. Bisher gibt es allerdings keine verbind-
liche Absprache, wie ein globales Adaptionsziel 
aussehen soll. Bei einem solchen Ziel würde die 
verbesserte Resilienz gegenüber Klimawandel-
folgen im Mittelpunkt stehen. Somit würde der 
Fokus der Klimaverhandlungen, welcher aktuell 
auf der Treibhausgasreduzierung liegt, stärker an 
die Bedürfnisse der afrikanischen Länder ange-
passt. Ein verbindliches Anpassungsziel würde 
zudem auch finanzielle Zusagen für Adaptions-
maßnahmen einschließen.

Bei der COP 26 in Glasgow im November 2021 
wurde beschlossen, dass ein Expertengremium 
in zwei Jahren konkrete Ideen zu einem solchen 
Adaptionsziel vorlegen soll, was ebenfalls als afri-
kanischer Verhandlungserfolg zu bewerten ist. Es 
ist zudem davon auszugehen, dass das Thema 
Adaption bei der nächsten COP in Ägypten, bereits 
im Vorfeld als afrikanische COP bezeichnet, sehr 
prominent auf der Agenda platziert sein wird.

Klimafinanzierung

Afrikanische Staaten vertreten den Standpunkt, 
dass Klimafinanzierung vorhersehbar, nachhal-
tig und angemessen sein und sich nicht auf eine 
Umwandlung bestehender Entwicklungszusam-
menarbeit oder -finanzierung beschränken sollte.11

Afrikanische Staaten fordern, 
dass die Auswirkungen von 
Klimaschäden integraler Teil 
der UN-Klimaverhandlungen 
werden.

Die afrikanischen Verhandlungsführer sprechen 
sich auch dafür aus, dass die Finanzmittel auf 
der Grundlage der Kapazitäten, des Bedarfs und 
regional gerecht verteilt werden. Sie befürwor-
ten eine regelmäßige Überprüfung der Finanzie-
rung auf Grundlage der Bewertungsberichte der 

Entwicklungsländer und empfehlen eine jährli-
che Überprüfung der Anpassungsfinanzierung. 
Die Industrieländer haben sich dazu verpflichtet, 
zwischen 2020 und 2025 jährlich 100 Milliarden 
US-Dollar aus privaten und öffentlichen Mitteln 
bereitzustellen, um Entwicklungs- und Schwel-
lenländer bei der Reduzierung von Treibhaus-
gasen und der Anpassung an den Klimawandel 
zu unterstützen. Diese Verpflichtung wird von 
afrikanischen Ländern als Herzstück der Klima-
verhandlungen gesehen.

Berücksichtigung von dauerhaften  
Verlusten und Schäden

Durch den Klimawandel hervorgerufene dauer
hafte Verluste und Schäden (loss and damage) 
sind für den afrikanischen Kontinent ein beson-
ders wichtiges Thema, das bei internationa-
len Klimaverhandlungen bisher nach Ansicht 
der afrikanischen Verhandlungsführer unter
repräsentiert ist. In den Verhandlungen im 
Vorfeld des Pariser Abkommens hatte die AGN 
wiederholt unterstrichen, dass eine Entschä-
digung für dauerhafte oder unvermeidbare 
Verluste und Schäden durch die negativen Aus-
wirkungen des Klimawandels notwendig ist, 
und forderte entsprechende Maßnahmen. Zwar 
wurde durch die Aufnahme einer speziellen 
Bestimmung zu loss and damage in Artikel 8 des 
Pariser Klimaabkommens ein gewisser Erfolg 
erzielt, doch wie dies in der Praxis umgesetzt 
werden soll, bleibt unklar. Afrikanische Staaten 
fordern, dass Auswirkungen von Klimaschäden 
integraler Teil der UN-Klimaverhandlungen 
werden. Diese Forderung hat durch die jüngste 
Veröffentlichung des IPCC im Jahr 2021 an 
Relevanz gewonnen, da in dem Bericht einmal 
mehr deutlich wird, dass die Erderwärmung auf 
menschliches Handeln zurückgeführt werden 
kann.

Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass es 
den afrikanischen Ländern gelungen ist, die für sie 
wichtigen Punkte bei internationalen Klima- und 
Umweltverhandlungen auf die Tagesordnung zu 
setzen. Dies ist auch vor dem Hintergrund, dass afri-
kanische Länder keine nennenswerte Reduzierung 
der CO2-Emissionen oder finanzielle Unterstützung 
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für andere Länder als Verhandlungsmasse einbrin-
gen können, als Erfolg für den Kontinent zu werten.

Umwelt- und Klimaschutz 
im nationalen Kontext

Die Umsetzung internationaler Abkommen, 
vor allem des Pariser Klimaschutzabkommens, 
muss jedoch auf nationaler Ebene gesche-
hen, indem die Nationalstaaten wirkungs-
volle Gesetze zum Klima- und Umweltschutz 

formulieren. Hier schneiden die afrikanischen 
Länder im internationalen Vergleich bei ihren 
Umweltleistungen schlecht ab und belegen 32 
der 50 hintersten Plätze. Zu diesem Ergebnis 
kommt ein globales Ranking von Umweltleis-
tungen (Environmental Performance Index, 
EPI), welches anhand von 32 Indikatoren den 
aktuellen Zustand des Ökosystems wie auch die 
voraussichtliche künftige Vitalität des Ökosys-
tems und das Ressourcenmanagement in 180 
Ländern misst.12
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Kein Geld für den Klimaschutz?

Im EPI wird ein kausaler Zusammenhang zwi-
schen Bruttoinlandsprodukt und der Fähig-
keit, effiziente und effektive Maßnahmen zum 
Klima- und Umweltschutz zu implementieren, 
nachgewiesen13: Die Fähigkeit, sauberes Trink-
wasser oder eine funktionierende Abwasser-
versorgung bereitzustellen, energieeffizient zu 
wirtschaften oder Treibhausgasemissionen zu 
reduzieren, erfordert finanzielle Ressourcen, 

die wohlhabende Länder leichter bereitstellen 
können. Steigende Bevölkerungszahlen und 
die rasante Urbanisierung erhöhen zudem den 
Druck auf die Umweltinfrastruktur und die ver-
fügbaren Ressourcen, sodass in afrikanischen 
Ländern immer höhere Investitionen nötig sind, 
um die Qualität des Ökosystems zu verbessern. 
So verschlechterte sich beispielsweise die Posi-
tion Nigers im Vergleich zu früheren Erhebungen 
des EPI, da aufgrund des rasanten Bevölkerungs-
wachstums von rund vier Prozent jährlich das 
Ökosystem extremen Belastungen ausgesetzt 
ist.14

Trotzdem sind im EPI auch positive Beispiele 
aus Afrika zu finden: So sind etwa die Seychellen  
aufgrund der Verringerung von schädlichen 
Treibhausgasen und ihres Engagements für den 
Küstenschutz mithilfe eines nachhaltig gestal-
teten Blue-Economy-Plans auf Platz 1 in Sub-
sahara-Afrika und Platz 38 weltweit zu finden, 
Mauritius kann mit einem für die Region führen-
den Abfallwirtschaftsplan überzeugen, Botswana 
und Sambia punkten mit ihren Maßnahmen  
für Biodiversität.15 Das ostafrikanische Kenia war 
2016 das erste Land in Afrika, das eine umfang-
reiche Rahmengesetzgebung als Reaktion auf 
den Klimawandel verabschiedete mit dem Ziel, 
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawan-
del bereitzustellen und gleichzeitig eine kohlen-
stoffarme Entwicklung zu fördern. Zahlreiche 
Länder auf dem Kontinent sind dem Beispiel 
gefolgt. In Ostafrika hat Uganda mit der Schaf-
fung eines Umweltinformationszentrums (Nati-
onal Environment Information Centre, NEIF) 
innerhalb des Ministeriums für Umweltschutz 
dafür gesorgt, das Ressourcenmanagement 
und den Schutz von Ökosystemen effizienter zu 
gestalten. Gabun, das im afrikanischen Vergleich 
bei Umwelt- und Klimaschutz ebenfalls sehr gut 
abschneidet, hat sogar eine Möglichkeit gefun-
den, aus seinen natürlichen Ressourcen Kapital 

Windpark nahe Nairobi: Kenia hat als Reaktion auf den 
Klimawandel als erstes afrikanisches Land 2016 eine  
umfangreiche Rahmengesetzgebung beschlossen, die 
nicht zuletzt eine kohlenstoffarme Entwicklung fördern  
soll. Quelle: © Thomas Mukoya, Reuters.
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zu schlagen: Im Jahr 2021 stellte die Central Afri-
can Forest Initiative (CAFI), eine Initiative ver-
schiedener europäischer Länder und Südkoreas, 
dem zentralafrikanischen Land eine erste Aus-
zahlung von insgesamt 150 Millionen US-Dollar 
zur Verfügung, nachdem unabhängige Experten 
festgestellt hatten, dass Gabun nachweislich die 
Abholzung seines Regenwalds, reduzieren und 
die Degradierung von Landnutzungsflächen 
stoppen konnte. Das Geld soll für Investitionen in 
die nachhaltige Forstwirtschaft, Forschung und 
den Aufbau von weiteren Umweltdatenbanken 
genutzt werden. Gabun plant, aus den Umwelt-
leistungen seines Regenwalds, welcher rund 88 
Prozent der Landesfläche einnimmt, noch mehr 
Kapital zu gewinnen.16 Auch das bitterarme 
Malawi im südlichen Afrika weist, gemessen an 
seinem BIP, eine sehr viel bessere Umweltbilanz 
vor als reichere Länder auf dem afrikanischen 
Kontinent.17

In Demokratien ermöglicht der 
Zugang zu Informationen und 
der Austausch wissenschaft­
licher Argumente zu Umwelt­
problemen politisches Lernen.

Demokratische Prinzipien stärken das Ökosystem

Anhand des Beispiels von Malawi wird deutlich, 
dass die Umweltleistung nicht ausschließlich 
durch die zur Verfügung stehenden finanziellen 
Ressourcen erklärt werden kann. Die Autoren des 
EPI haben ebenfalls untersucht, inwiefern gute 
Regierungsführung (Good Governance) einen 
Einfluss auf Umweltleistungen hat. Hierfür wur-
den die sechs Indikatoren des Weltbank-Rankings 
für Regierungsführung – Mitspracherecht und Ver-
antwortlichkeit, politische Stabilität und Abwesen-
heit von Gewalt, Leistungsfähigkeit der Regierung, 
staatliche Ordnungspolitik, Rechtsstaatlichkeit 
und schließlich Korruptionskontrolle18 – heran-
gezogen. Es besteht ebenfalls ein Zusammenhang 
zwischen der Qualität von Regierungsführung 
und der Performance bei Umweltleistungen, 

was zunächst nicht überraschend ist, denn die  
Qualität der Regierungsführung spiegelt wider, 
ob die Regierung in der Lage ist, Gesetze zu 
implementieren oder die Bevölkerung Entschei-
dungsträger für die (ausbleibende) Umsetzung 
von effizienter und effektiver Umwelt- und 
Klimapolitik zur Verantwortung ziehen kann. 
Gleichzeitig ermöglicht der freie Zugang zu Infor-
mationen und der Austausch wissenschaftlicher 
Argumente zu Umweltproblemen in Demokratien 
das politische Lernen. Da Demokratien in der 
Regel auf einer freien Marktwirtschaft basieren, 
können Unternehmen sowohl Umweltanreizen 
als auch Sanktionen ausgesetzt werden.19 Von 
den sechs Indikatoren für gute Regierungsfüh-
rung haben Korruptionskontrolle, staatliche 
Ordnungspolitik und Rechtsstaatlichkeit einen 
größeren Einfluss auf die Umweltleistung der 
Nationalstaaten, was bedeutet, dass einzelne Ele-
mente guter Regierungsführung auch unabhängig 
vom Bruttoinlandsprodukt verantwortlich für die 
Implementierung umwelt- und klimapolitischer 
Maßnahmen sind.20

Besonders Korruption ist für die Region Sub-
sahara-Afrika ein Hindernis beim effizienten 
Klima- und Umweltschutz, denn das Problem der 
Bestechlichkeit und unlauteren Vorteilsnahme ist 
in der Region weit verbreitet. Die Region belegt in 
der Statistik der korruptesten Länder weltweit mit 
trauriger Regelmäßigkeit den Spitzenplatz: Laut 
dem Korruptionsindex von Transparency Inter-
national befinden sich 10 der weltweit 20 kor-
ruptesten Länder in Afrika südlich der Sahara.21 
Korruption im Bereich von Umwelt- und damit 
verbunden Ressourcenmanagement kann bereits 
bei Umweltverträglichkeitsprüfungen auftreten, 
indem etwa gegen eine Zahlung das Umweltrisiko 
eines Projekts geschönt wird. Dies hat oftmals 
verheerende Folgen für Ökosysteme und Biodi-
versität. So ergab beispielsweise in Sierra Leone 
eine Untersuchung der Umweltschutzbehörde 
(Environmental Protection Agency Sierra Leone, 
EPA-SL), dass rund ein Drittel der geprüften 
Unternehmen ohne die gesetzlich vorgeschrie-
benen Umweltverträglichkeitsprüfungen ope-
riert, Umweltauflagen nicht oder nur lückenhaft 
bekannt sind und die Unternehmen regelmäßig 
gegen diese verstoßen. Und auch die EPA-SL 
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nutzt die zur Verfügung gestellten finanziellen 
Ressourcen nicht für ein vorgeschriebenes Moni-
toring der Betriebe.22

In den meisten Fällen haben die Länder natio-
nale Umweltgesetze, die sich an internationa-
len Abkommen orientieren, nur werden diese 
Gesetzte durch korrupte Praktiken ausgehe-
belt. Somit ist Korruption verantwortlich für die 
unsachgemäße und illegale Landnutzung sowie 
die Ausbeutung natürlicher Ressourcen.23 Schät-
zungen zufolge ist der finanzielle Schaden, wel-
cher den ärmsten Ländern durch Bestechlichkeit 
und unlautere Vorteilsannahme entsteht, zudem 
zehnmal so hoch wie die Summe der gezahlten 
Entwicklungshilfe.24 Es ist daher nicht verwun-
derlich, dass das Scheitern der Umweltpolitik 
in Entwicklungsländern eher auf Schwächen 
des Rechtsstaats zurückzuführen ist und nicht 
auf politische oder ökonomische Gründe.25 
Anhand des westafrikanischen Landes Liberia, 
welches im EPI weltweit das Schlusslicht bildet, 
kann das Zusammenspiel von guter – oder eben 
schlechter  – Regierungsführung und Umwelt-
performance anschaulich beschrieben werden. 
Das Land ist gekennzeichnet von politischer 
Instabilität, während des Bürgerkrieges in den 
1990er- und 2000er-Jahren wurde die Ener-
gieversorgung des Landes vollständig zerstört. 
Heute liefern fossile Brennstoffe rund 50 Prozent 
der Elektrizität, während vergleichbare Länder 
wie Malawi oder Mosambik mehr als 70 Prozent 
ihrer Elektrizität aus erneuerbaren Energiequel-
len gewinnen.26 Fehlende Umweltregulierungen 
haben dazu geführt, dass sich die Luftqualität in 
den letzten zehn Jahren deutlich verschlechtert 
hat. Es gibt immer weniger Wald- und Grünflä-
chen in Liberia, was wiederum einen überdurch-
schnittlich hohen Rückgang der Artenvielfalt zur 
Folge hat.27

Bäume pflanzen gegen den Klimawandel?

Ein weiterer Grund für die schlechte Umwelt-
performance afrikanischer Länder ist die feh-
lende oder unzureichende Kommunikation 
über die Sinnhaftigkeit von umweltpolitischen 
Maßnahmen.28 Eine große Mehrheit der afri-
kanischen Bevölkerung nimmt veränderte 

Wetterverhältnisse wahr, kann Ursachen und 
Wirkung jedoch nicht in einen größeren Kli-
makontext einordnen. Die Menschen setzen in 
der Kommunikation den Klimawandel mit der 
Bedeutung von Bäumen und Wäldern gleich 
und sind oftmals der Meinung, dass Wettere-
reignisse durch das Fällen von Bäumen oder 
Umweltverschmutzung auf lokaler Ebene 
beeinflusst würden. Hierbei wird der Eindruck 
vermittelt, Klimaprobleme könnten auf lokaler 
Ebene durch das Pflanzen von Bäumen gelöst 
werden.29 Die Rolle von Treibhausgasen kommt 
in diesem Narrativ folglich nicht vor. Entspre-
chend haben politische Entscheidungsträger 
Schwierigkeiten, für Maßnahmen zur Eindäm-
mung des Klimawandels öffentliche Unterstüt-
zung zu erhalten. Allerdings sind Initiativen zur 
Aufforstung und Baumpflanzung auch die am 
häufigsten von lokalen Regierungsvertretern 
initiierten Umweltaktivitäten30, was ebenfalls 
an den Kenntnissen der politischen Entschei-
dungsträger über den Klimawandel zweifeln 
lässt.

Oft könnten Ressourcen im 
Sinne des Umweltschutzes 
effektiver eingesetzt werden, 
indem zunächst die Qualität 
der Regierungsführung selbst  
verbessert wird.

Auch Journalisten sind nur eingeschränkt in der 
Lage, Ursachen und Folgen des Klimawandels 
so darzustellen, dass die lokale Bevölkerung 
komplexe Zusammenhänge versteht. Oftmals 
fehlen ihnen selbst fundierte Kenntnisse und 
sie berichten entweder über internationale 
Klimaverhandlungen oder über lokale Initiati-
ven zum Klima- und Umweltschutz, die jedoch 
nicht in einen Zusammenhang gesetzt werden. 
Mangelndes Verständnis der Notwendigkeit 
und Dringlichkeit umweltpolitischer Maßnah-
men behindert deren Umsetzung erheblich, 
da die Akzeptanz dieser Maßnahmen und die 
Unterstützung durch die breite Bevölkerung 
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für die erfolgreiche Implementierung grund-
legend sind, besonders wenn es sich um eine 
Veränderung von Verhalten oder Gewohnhei-
ten handelt.

Möglichkeiten zur Stärkung von Klima- 
und Umweltschutz auf nationaler Ebene

Bei der Implementierung von Klimaschutz- und 
Umweltmaßnahmen bildet die Region Subsahara- 
Afrika das Schlusslicht, obschon sich afrika-
nische Länder auf internationaler Bühne mit 
geeinter Kraft für die Umsetzung des Pariser 
Klimaabkommens einsetzen. Die Nationalstaaten  
in Afrika müssen daher in ihrem effektiven und 
effizienten umweltpolitischen Handeln gestärkt 
werden. Hierzu sind finanzielle Ressourcen und 
technisches Know-how notwendig, aber nicht 
zwingend ausschlaggebend, denn diese Instru
mente können Probleme bei der Implementie-
rung von Umweltgesetzgebung nur zum Teil 
beheben: Gute Regierungsführung, allen voran 
die Eindämmung von Korruption, und eine ziel-
gerichtete Kommunikation über die Sinnhaftig-
keit von Umweltpolitik sind notwendig, damit 
Umwelt- und Klimapolitik zielführend sind. In 
Südafrika beispielsweise haben Klima- und 
Umweltschutz an politischer Bedeutung gewon-
nen, im Vergleich zu anderen Entwicklungs- und 
Schwellenländern gibt es für die Zivilgesellschaft 
zahlreiche Möglichkeiten, an Konsultationspro-
zessen mitzuwirken.31 Südafrika ist bei seiner 
Energieerzeugung stark von Kohle abhängig, 
daher wird der Übergang zu erneuerbaren Ener-
gien und der damit einhergehende Verlust einer 
für das Land wichtigen Industrie nur möglich 
beziehungsweise handhabbar sein, wenn es 
eine breite gesellschaftliche Unterstützung für 
die Transformation gibt.

Spielende Kinder in einem ausgetrockneten Stausee 
in Südafrika: Viele Menschen auf dem afrikanischen 

Kontinent nehmen zunehmende Wetterextreme deutlich 
wahr, in der öffentlichen Diskussion fehlt aber häufig die 

Verknüpfung solcher Phänomene mit dem weltweiten 
Klimawandel und dem Ausstoß von Treibhausgasen.  

Quelle: © Mike Hutchings, Reuters.
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Eine Erhöhung der finanziellen Ressourcen für 
Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen, entweder 
im Rahmen von internationaler Klimafinanzie-
rung oder durch öffentliche Finanzierung, könnte 
ohne gleichzeitige Korruptionsbekämpfung hin-
gegen dazu führen, dass sich die Umweltleis-
tung der Länder verschlechtert.32 Eine Analyse 
von Daten der globalen Anpassungsinitiative 
(ND-GAIN), welche anhand von verschiedenen 
Indikatoren zeigt, wie Länder ihre Widerstands-
fähigkeit gegenüber dem Klimawandel verbes-
sern können33, kommt zu dem Schluss, dass 
eine direkte Ausrichtung auf Umweltprobleme 
in denjenigen Ländern sinnvoll ist, die ein hohes 
Maß an wirtschaftlicher, ordnungspolitischer 
und sozialer Konsolidierung aufweisen. In Län-
dern mit schwacher Regierungsführung könnten 
Ressourcen jedoch effektiver eingesetzt werden, 
indem zunächst die Qualität der Regierungs-
führung selbst verbessert wird.34 Aufgrund der 
voraussichtlichen Erhöhung der globalen Klima-
finanzierung in den nächsten Jahren sollte der 
Zusammenhang zwischen guter Regierungsfüh-
rung und effizienter und effektiver Umwelt- und 
Klimapolitik mitgedacht werden. Es muss sicher-
gestellt werden, dass Investitionen in Klima 
und Umwelt zielgerichtet eingesetzt werden. 
Entsprechende internationale Abkommen und 
Initiativen sollten immer auch die für die Imple-
mentierung zuständigen Gremien stärken und 
Rückschlüsse geben, wie eine zweckgebundene 
Mittelverausgabung sichergestellt werden kann.

Um afrikanische Länder stärker in den internati-
onalen Klima- und Umweltschutz einzubeziehen, 
sollten Maßnahmen und Ziele auch auf die nati-
onalen Entwicklungsziele und die Bedürfnisse 
der Bevölkerung abgestimmt werden. Partner wie 
die UN, aber auch die EU oder Deutschland soll-
ten daher darauf achten, dass die Umwelt- und 
Klimaziele der Industriestaaten mit den afrika-
nischen Prioritäten Infrastruktur, Energie, Land, 
Ernährungssicherheit oder Industrialisierung ver-
einbar sind.35 So wird zudem dem Eindruck entge-
gengewirkt, Umwelt- und Klimaschutz seien mit 
wirtschaftlichem Wachstum unvereinbar. Landnut-
zungsrechte oder der Zugang zu Ressourcen sind 
für afrikanische Staaten seit langer Zeit von zentra-
ler Bedeutung36, allerdings werden diese Aspekte 

in einem lokal angemessenen Kontext formuliert, 
welcher nicht unbedingt mit dem Verständnis der 
Industrieländer übereinstimmt. Dies bedeutet 
jedoch keinesfalls, dass für afrikanische Länder 
Umwelt- und Klimaschutz keine Rolle spielen.

Ohne den afrikanischen  
Kontinent und seine Rohstoffe 
können die Energiewende und 
das Pariser Klimaabkommen 
nicht umgesetzt werden.

Die Staatengemeinschaft Afrikas hat sich in 
den internationalen Klimaverhandlungen 
Gehör verschafft, nahm dabei allerdings eher 
eine passive Rolle wahr, nämlich als ein vom 
Klimawandel betroffener Kontinent, welcher 
auf fremde (finanzielle) Unterstützung beim 
Kampf gegen die Folgen der globalen Erder-
wärmung angewiesen ist.37 Dabei verfügt der 
Kontinent über erneuerbare Energien, Minera-
lien und Rohstoffe, die für die Energiewende in 
den Industriestaaten gebraucht werden. Dazu 
zählt zum Beispiel Kobalt, welches für die Her-
stellung von Elektroautos und Energiespeichern 
benötigt wird. 60 Prozent des weltweit genutz-
ten Kobalts stammen aus der Demokratischen 
Republik Kongo, zudem könnte die potenziell 
verfügbare Wasserkraft des Kongo-Flusses 
nahezu für den gesamten afrikanischen Kon-
tinent emissionsarm Strom erzeugen. Dieses 
Potenzial könnte gleichzeitig genutzt werden, 
um grünen Wasserstoff emissionsneutral und 
zu einem global kompetitiven Preis herzustel-
len. Außerdem speichern tropische Ökosysteme 
wie der kongolesische Regenwald CO2 und sind 
somit ein wichtiger Bestandteil der weltweiten 
Anstrengung, Nettotreibhausgasemissionen  
zu senken. Die COP 27, welche im November 
2022 in Ägypten stattfindet, wäre eine gute Gele-
genheit, die gemeinsame afrikanische Position 
stärker in diese Richtung zu formulieren: Ohne 
den afrikanischen Kontinent und seine Rohstoffe 
kann die Energiewende und damit das Pariser 
Klimaabkommen nicht umgesetzt werden.
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Die russische Invasion der Ukraine hat Deutsch-
land und Europa zudem drastisch die Fragilität 
der eigenen Energieversorgung und -sicherheit 
vor Augen geführt. Bisher spielen afrikanische 
Länder für die Energiewende in Deutschland 
keine Rolle. Allerdings könnte sich dies auf-
grund der geopolitischen Entwicklungen – Krieg 
in Europa, Unstimmigkeiten innerhalb der EU 
und ein angespanntes Verhältnis zwischen China 
und den USA – mittel- bis langfristig ändern. So 
basiert beispielsweise die im Juni 2020 verab-
schiedete EU-Wasserstoffstrategie unter ande-
rem auf der Annahme, dass grüner Wasserstoff 
in Osteuropa, besonders in der Ukraine, künftig 
für Gesamteuropa kostengünstig hergestellt wer-
den könne. Ob dafür in naher Zukunft noch eine 
Infrastruktur bereitsteht, ist jedoch fraglich.

Afrika wird weder heute noch morgen die Rolle 
des Energielieferanten für Europa übernehmen 
können, hierfür mangelt es an vielem. Zudem 
sollte auch die Stromversorgung der afrikanischen 
Bevölkerung Priorität haben. Deutschland aber 
wäre gut beraten, die Rolle Afrikas für die eigene 
Energiewende perspektivisch zu überdenken und 
innovative Ansätze für die Zusammenarbeit im 
Bereich der Umwelt- und Klimapolitik zu finden, 
die das Thema Energiesicherheit einbeziehen.

Anja Berretta ist Leiterin des Regionalprogramms 
Energiesicherheit und Klimawandel Subsahara- 
Afrika der Konrad-Adenauer-Stiftung mit Sitz in 
Nairobi.
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künftigen Generationen die natürlichen Lebens-
grundlagen“ zu schützen, leiten die Richter ein 
Generationenrecht ab. Im Ergebnis bedeutet dies, 
dass eine unzureichende heutige Klimaschutz-
politik die Freiheit zukünftiger Generationen 
bedrohen kann.

Klimaprobleme und -katastrophen machen 
jedoch nicht an Grenzen halt. Ein interessanter 
Akteur könnten aus diesem Grund die inter-
nationalen Menschenrechtsgerichtshöfe sein. 
Weltweit gibt es drei dieser Art: seit 1959 den 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) in Straßburg, 20 Jahre später folgte 
der Interamerikanische Gerichtshof für Men-
schenrechte (IAGMR) in San José (Costa Rica) 
und im neuen Jahrtausend dann das afrikani-
sche Pendant in Arusha (Tansania), das erst 
2009 sein erstes Urteil sprach.3 Vor allen Din-
gen die Region Lateinamerika hat im Bereich 
der Klimaklagen eine Vorreiterrolle eingenom-
men. Aufgrund bisher noch fehlender spezieller 
Verfahren vor dem Afrikanischen Gerichtshof 
für Menschenrechte und Rechte der Völker 
beschränkt sich der folgende Artikel auf die Ver-
fahren vor dem Interamerikanischen und dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
und setzt sich im Anschluss kritisch mit der 
Frage auseinander, welche Rolle die internati-
onalen Gerichte im Klimaschutz spielen können 
und sollten.

Verfahren vor Kommission und  
Gerichtshof im interamerikanischen  
Menschenrechtssystem

Der lateinamerikanische juristische Diskurs zum 
Umweltrecht wird entscheidend geprägt von 
einer inzwischen ansehnlichen Zahl innerstaat- 

„Der Klimawandel ist eine Bedrohung für die 
globale Sicherheit, die nur durch ein beispiel- 
loses Maß an globaler Zusammenarbeit bewältigt 
werden kann. Er wird uns dazu zwingen, unsere 
Wirtschaftsmodelle und unsere Wertvorstel-
lungen zu hinterfragen, völlig neue Industrien 
zu erfinden, die moralische Verantwortung der 
reichen Nationen gegenüber dem Rest der Welt 
anzuerkennen und der Natur einen Wert beizu-
messen, der weit über Geld hinausgeht.“1 Dies 
konstatierte der britische Naturforscher und 
Filmemacher Sir David Attenborough in seiner 
bewegenden Rede vor dem UN-Sicherheitsrat 
am 23. Februar 2021.

Mittlerweile stehen Klima- und Umweltfra-
gen sowohl national als auch international auf 
höchster politischer Ebene auf der Agenda. Am 
8. Oktober 2021 verabschiedete der UN-Men-
schenrechtsrat eine Resolution, in der das Recht 
auf eine gesunde Umwelt als grundlegendes 
Menschenrecht anerkannt wird. Vielen geht das 
politische Handeln jedoch nicht schnell genug. 
Aus diesem Grund wird versucht, Unternehmen, 
aber auch Staaten zu einem konkreten Han-
deln zu zwingen, indem man sich der Gerichte 
bedient (sogenannte Klimaklagen). Diese Klagen 
sind keine Seltenheit mehr und haben durchaus 
Aussicht auf Erfolg, wie die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom ver-
gangenen Jahr zeigt.2 Mit dem Beschluss hat der 
Erste Senat des BVerfG entschieden, dass das 
deutsche Klimaschutzgesetz vom 12. Dezem-
ber 2019 in Teilen nicht mit den Grundrechten 
vereinbar ist. Überraschend und nicht ganz 
unumstritten ist dabei vor allen Dingen die Argu-
mentationslinie des obersten deutschen Gerichts. 
Aus Artikel 20a des Grundgesetzes, der den Staat 
verpflichtet, „auch in Verantwortung für die 

Klima- und Umweltfragen beschäftigen verstärkt auch die 
Gerichte. Deren Entscheidungen können eine bedeutende 
Signalwirkung entfalten. Nicht zuletzt im internationalen 
Kontext zeigt sich indes auch: Der Wirkungsbereich  
verschiedener Institutionen unterscheidet sich – und die 
Umsetzung von Urteilen gestaltet sich schwierig.
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Indigener Protest gegen das Abfackeln von Gas im ecuadorianischen Amazonasgebiet: In der Vergangenheit hat 
der Interamerikanische Gerichtshof für Menschenrechte in mehreren Fällen ein Recht auf gesunde Umwelt aus dem 
Recht indigener Gemeinschaften auf „progressive Entwicklung“ abgeleitet. Quelle: © Johanna Alarcon, Reuters. 
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geschah in Fällen, die indigene Völker betra-
fen, und wurde folgendermaßen hergeleitet: 
Ein „Recht auf eine gesunde Umwelt“ müsse als 
Teil der Rechte auf eine „progressive Entwick-
lung“ (Art. 26 AMRK) betrachtet werden, da die 
Staaten verpflichtet seien, gemäß der Charta 
der Organisation Amerikanischer Staaten eine 

„ganzheitliche Entwicklung“ ihrer Völker zu 
erreichen. Ebenso hat der Interamerikanische 
Gerichtshof die Verletzung des Rechts auf eine 
gesunde Umwelt bereits mit der Verletzung des 
Rechts auf Leben, auf persönliche oder kollek-
tive Integrität und anderer wirtschaftlicher, 
sozialer, kultureller oder ökologischer Rechte 
in Verbindung gebracht.

Gut dargestellt wird dies im Fall Lhaka Hon-
hat gegen Argentinien. In diesem 2020 vom 
Gerichtshof entschiedenen Fall wurde die Ver-
letzung des Rechts einer indigenen Gruppe auf 
gesunde Umwelt, kulturelle Identität, Nahrung 
und Wasser durch Argentinien festgestellt.5 
Dabei gründete der IAGMR seine Argumenta-
tion auf Art. 26 AMRK, also auf wirtschaftliche, 
kulturelle und soziale Rechte.

Ein für die Klimadebatte in Amerika besonders 
relevantes Dokument stellt die „Konsultative 
Stellungnahme zu Umwelt und Menschenrech-
ten“ des Interamerikanischen Gerichtshofs dar. 
Dieses über 100-seitige Dokument stammt aus 
dem Jahr 2017. Eine solche Stellungnahme kann 
von jedem Mitgliedstaat zur Klärung der Interpre-
tation eines Artikels der Amerikanischen Men-
schenrechtskonvention beantragt werden. Die 
dann vom Gerichtshof erstellte konsultative Stel-
lungnahme ist bindend. Bei dieser von Kolum-
bien gestellten Anfrage wurden das Recht auf 
Leben sowie auf menschliche Behandlung thema-
tisiert. In seiner Stellungnahme bezeichnet der 
Gerichtshof das Recht auf eine gesunde Umwelt 
klar als ein eigenes Menschenrecht. Daneben 
werden im Dokument ausführlich diverse Pflich-
ten der Staaten geregelt, etwa zur Verminderung 
erheblicher Umweltschäden, zur Erstellung von 
Notfallplänen oder zur Öffentlichkeitsbeteiligung. 
Wichtig ist auch die Ermöglichung eines effek-
tiven Rechtswegs zur Überprüfung staatlicher 
Umweltschutzmaßnahmen.

licher Klagen und Gerichtsentscheidungen. Zu den 
bekanntesten gehören wohl die Entscheidungen 
kolumbianischer Gerichte (aus 2016 und 2018) 
über die eigenständige Rechtsnatur des Flusses 
Río Atrato sowie des kolumbianischen Regen-
waldgebiets. Beiden Entscheidungen kommt eine 
Pionierfunktion weit über die Landesgrenzen zu. 
Zuletzt hat es aber auch in Brasilien eine Zunahme 
von Gerichtsverfahren in Klimastreitigkeiten 
gegeben.4

Doch werfen wir zunächst einen Blick auf das 
interamerikanische Menschenrechtssystem. Mit 
Kommission einer- und Gerichtshof anderer-
seits sind zwei Institutionen zur Überwachung 
der in der Amerikanischen Konvention über 
Menschenrechte (AMRK) niedergeschriebe-
nen Normen vorgesehen. Die Kommission ist 
älter als der Gerichtshof und im Unterschied zu 
diesem für Petitionen von Gruppen sowie Ein-
zelpersonen zuständig. Die AMRK wurde als 
regionaler, multilateraler Vertrag 1969 verab-
schiedet und ist seit 1978 in Kraft. Die Konven-
tion selbst enthält keine spezifische Bestimmung 
über den Schutz des Rechts auf eine intakte 
Umwelt. Erst im Zusatzprotokoll von San Sal-
vador (aus dem Jahr 1988, in Kraft seit 1999) 
wird in Artikel 11 ein „Recht auf gesunde 
Umwelt“ genannt. Dieses kann allerdings weder 
vor der Interamerikanischen Kommission noch 
vor dem Gerichtshof geltend gemacht werden. 
Eine solche Geltendmachung ist gemäß Art. 19 
Abs. 6 des Zusatzprotokolls nur für das Recht 
auf Bildung und gewerkschaftliche Rechte vor-
gesehen.

Der Interamerikanische  
Gerichtshof für Menschen­
rechte bezeichnet das Recht 
auf eine gesunde Umwelt klar 
als ein eigenes Menschenrecht.

Der Gerichtshof hat allerdings trotzdem schon 
mehrfach über die Verletzung des Rechts 
auf eine gesunde Umwelt entschieden. Dies 
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Dieser weite Fächer möglicher Urteilssprüche 
des Gerichts lässt erahnen, wie schwer es ist, 
diese Urteile in der Praxis auch durchzusetzen. 
Dass die Umsetzung von Urteilen in Klima- und 
auch sonstigen Fällen der schwächste Punkt im 
System ist, dass diese gar in einigen Fällen nicht 
einmal begonnen oder versucht wird, hat der 
IAGMR bereits erkannt und daher im Jahr 2015 
eine eigene Abteilung zur Überwachung der 
Einhaltung seiner Urteile eingerichtet. Dadurch 
konnten in den letzten Jahren alle Fälle, die  
sich in der Umsetzungsphase befinden, nach-
verfolgt werden. Während die Einrichtung der 
Einheit zwar ein Fortschritt ist, ersetzt sie jedoch 
nicht den Willen der Staaten, Urteile auch tatsäch-
lich umzusetzen. Berücksichtigt werden muss 
natürlich auch, dass die Erfüllung von Umweltre-
parationen regelmäßig sehr komplex ist.

Die gerichtliche Debatte über Fälle dieser Art 
wird momentan intensiv geführt. Beispielhaft 
genannt werden sollen abschließend noch einige 
momentan vor dem Gerichtshof sowie der Kom-
mission anhängige Verfahren:

Ein seit 2020 beim IAGMR anhängiger Fall mit 
Klimabezug behandelt die Gruppe der Tagaeri-
Taromenane und untersucht etwaige Rechtsver-
letzungen durch Ecuador.6 Bei diesen Völkern 
handelt es sich um indigene, zurückgezogen 
lebende Gruppen ohne Kontakt zur Außenwelt. 
Manche Experten sprechen von „ökosystemischen“ 
Völkern, da der enge Kontakt zur Umwelt für ihr 
Überleben zentral ist. Teile ihres Lebensraums 
werden von Bergbauunternehmen beansprucht. 
Angesichts dessen wird es spannend sein zu sehen, 
welche Abwägung der IAGMR treffen wird.

Einer der jüngsten „Klimafälle“, über den die 
Interamerikanische Kommission allerdings  
bislang noch nicht entschieden hat, wurde 
Anfang 2021 von einer Gruppe haitianischer 
Minderjähriger angestrengt. Sie machen eine 
Verletzung ihrer Rechte durch eine giftige  
Mülldeponie in ihrer Nachbarschaft, verschlim-
mert durch Effekte des Klimawandels, geltend. 
Dabei stützen sie sich auf Kinderrechte (Art. 19 
AMRK) sowie auf ihr Recht auf ein Leben in 
gesunder Umgebung (Art. 4, 26 AMRK).

Auf dem amerikanischen Doppelkontinent ist das 
Umweltrecht der Schlüssel zur Gewährleistung 
kollektiver und nicht nur individueller Rechte. 
Dies gilt insbesondere für Fälle, die indigene 
Völker, die afroamerikanische Bevölkerung oder 
bäuerliche Gemeinschaften betreffen. Nach Auf-
fassung des Interamerikanischen Gerichtshofs 
besteht eine untrennbare Verbindung zwischen 
der Umwelt und dem Territorium sowie den 
natürlichen Ressourcen. Diese müssen erhalten 
werden, um das Überleben der Menschen, wel-
che die Umwelt nutzen, zu sichern. Aus Sicht des 
IAGMR gibt es also eine enge Verbindung zwi-
schen der Garantie des Rechts auf eine gesunde 
Umwelt einerseits und dem Leben, der Unver-
sehrtheit und der Gesundheit der indigenen Völ-
ker andererseits, was weitere damit verbundene 
Menschenrechte wie das Recht auf Zugang zu 
Wasser, Bildung und Kultur einschließt.

Die Umsetzung von Urteilen 
ist der schwächste Punkt im 
System.

Der Interamerikanische Gerichtshof für Men-
schenrechte ordnet nicht nur die wirtschaftliche 
Kompensation des entstandenen Schadens an. 
Er wendet ein ganzheitliches Konzept der Wie-
dergutmachung an, welches neben der Beseiti-
gung des Schadens auch die Gewährleistung der 
Nichtwiederholung und gerichtliche oder admi-
nistrative Sanktionierung der Verantwortlichen 
beinhaltet. In diesem Sinne hat der Interame-
rikanische Gerichtshof die Staaten zu weitrei-
chenden Maßnahmen verpflichtet. Dazu zählen 
beispielsweise die Behebung der verursachten 
Umweltschäden, die Änderung und/oder Aufhe-
bung bestimmter Gesetze und politischer Maß-
nahmen in Bezug auf die Umwelt oder Aspekte 
des Umweltschutzes, die Einleitung von Gerichts-
verfahren gegen verantwortliche Beamte oder 
Wirtschaftsakteure, eine öffentliche Entschuldi-
gung für die verursachten Schäden bei Opfern und 
ihren Familien sowie die Umsiedlung der Betrof-
fenen in Gebiete, welche den nun kontaminierten 
oder sonstig betroffenen Gebieten ähnlich sind.
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stellen, inwieweit die durch den Klimawandel 
hervorgerufenen Gefahren bereits bestehende 
Konventionsrechte so weit beeinträchtigen, dass 
dies für den Gerichtshof gerichtlich erfassbar und 
beurteilbar ist – und darüber hinaus, inwieweit 
diese Beeinträchtigung dem beklagten Vertrags-
staat völkerrechtlich zuzurechnen ist. Für den 

Ein weiterer noch vor der Kommission anhängi-
ger Fall betrifft die Volksgruppe der Athapasken 
im Norden Kanadas, welche die unvollständige 
Regelung von Kohlenstoffemissionen in Kanada 
mit dem Klimawandel und konkret mit dem 
überdurchschnittlichen Temperaturanstieg in 
ihren Siedlungsgebieten in Verbindung bringen. 
In diesem Fall wollen die Indigenen einen kausa-
len Zusammenhang zwischen der unvollständigen 
Rechtslage und der Verletzung ihrer Rechte auf 
Kultur, Eigentum, Gesundheit sowie den Grund-
lagen ihrer Selbstversorgerwirtschaft erkennen.

Es lässt sich also feststellen, dass der Inter
amerikanische Gerichtshof und die Kommission 
bereits auf eine ausgefeilte Umweltrechtspre-
chung zurückblicken können. Damit kommt dem 
interamerikanischen System eine Schrittmacher
funktion zu. Die Natur ist als Rechtssubjekt 
bereits anerkannt, bei gleichzeitigem Bezug zu 
bestimmten Menschenrechten. Ungewiss bleibt 
vorerst noch, ob das zu beobachtende Durchset-
zungsdefizit des IAGMR auch hinsichtlich der 
Klimaklagen bestimmend bleibt.

Verfahren vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte

Der EGMR hat bisher noch kein Urteil im Rah-
men einer Klimaklage gesprochen. Dies liegt 
vor allen Dingen daran, dass weder in der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention (EMRK) 
noch in einem Zusatzprotokoll ein Recht auf 
eine saubere Umwelt festgeschrieben ist. Anders 
als nationale Gerichte ist der EGMR darauf 
beschränkt, die Einhaltung der Verpflichtungen 
sicherzustellen, welche die Staaten in der Kon-
vention völkerrechtlich verbindlich übernommen 
haben. Für Klimaklagen heißt das konkret: Der 
Gerichtshof kann sich zunächst nur die Frage 

Verheerende Flammen: Sechs portugiesische Jugendliche 
nahmen die tödlichen Waldbrände von 2017 zum Anlass,  
unter Berufung auf ihr Recht auf Leben ihr Land und 32  

weitere Staaten vor dem Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte zu verklagen. Quelle: © Pedro Nunes, Reuters.
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Für das Umweltrecht bedeutet dies, dass die 
Konvention im Einklang mit den einschlägigen 
Normen des Völkerrechts stehen muss. Es wer-
den damit über diesen Umweg alle einschlägigen 
Regelungen des Völkerrechts, die in den Bezie-
hungen zwischen den Parteien anwendbar sind, 
berücksichtigt.

EGMR ist die Europäische Menschenrechtskon-
vention jedoch ein living instrument. Dies bedeu-
tet, dass der Gerichtshof die Konvention stets 
auf der Grundlage der jeweils aktuellen sozia-
len und wirtschaftlichen Bedingungen auslegt.7 
Dies hat er bereits in über 360 Entscheidungen 
zu umweltrechtlichen Fragestellungen gezeigt. 



74 Auslandsinformationen 2|2022

der Klimaklagen weiterentwickelt. Eines ist 
jedoch gerade auch im Hinblick auf die Resolu-
tion des UN-Menschenrechtsrats herauszustel-
len: Umweltschutz und Menschenrechte müssen 
zusammengedacht werden. Der IAGMR zeigt in 
einigen aktuellen Fällen den Weg auf. Vielleicht 
wagen die europäischen Richterinnen und Rich-
ter einen Blick über den Ozean zu ihren Kolle-
ginnen und Kollegen aus Amerika, auch wenn 
sich natürlich nicht alle Erfahrungen nahtlos 
übernehmen lassen. Zu unterschiedlich sind die 
Erfahrungshorizonte.

Die notwendigen Trans- 
formationen können nur  
auf politischer Ebene  
erreicht werden.

Gerade an dem zuletzt vorgestellten anhängigen 
Verfahren beim EGMR wird deutlich, an welche 
Grenzen Gerichte bei Klimaklagen stoßen. Die 
EMRK ist ein typischer völkerrechtlicher Vertrag 
aus den 1950er-Jahren, der auf den einzelnen Mit-
gliedstaat fokussiert ist. Wie der portugiesische 
Fall zeigt, sind jedoch 33 Länder verklagt. Dies 
wirft bereits komplizierte Zulässigkeitsfragen auf. 
Bei internationalen Gerichten gilt der Grundsatz 
der Ausschöpfung des Rechtswegs. Dies bedeu-
tet, dass zunächst die nationalen Gerichte ange-
rufen und um Rechtsschutz gebeten werden 
müssen, bevor in letzter Instanz die internatio-
nalen Gerichte überhaupt tätig werden können. 
Ist es einzelnen Personen aber zumutbar, so viele 
Verfahren in so vielen Ländern vorab zu führen? 
Oder ergibt es nicht gerade Sinn, diese in einem 
Verfahren vor einem internationalen Gericht zu 
bündeln? Umwelteinflüsse und -schäden machen 
schließlich auch nicht an Landesgrenzen halt. 
Der Klimawandel ist ein globales Problem und 
die Auswirkungen haben eine globale Dimen-
sion. Wieviel kann ein einzelner Staat da über-
haupt leisten? Die Reduzierung der Emissionen 
in einem Land fühlt sich dabei an wie ein Tropfen 
auf den heißen Stein. Isolierte Maßnahmen allein 
in einem Staat scheinen praktisch wenig zu brin-
gen. So könnte man natürlich generell nationale 

Derzeit sind in Straßburg mehrere Klimaklagen 
anhängig.8 Zunächst ist der Fall einer Gruppe 
älterer Frauen aus der Schweiz zu nennen, die ihr 
Land in der Verantwortung sieht, mehr für den 
Klimaschutz zu tun. Konkret bringen sie vor, dass 
es aufgrund des Klimawandels in der Schweiz zu 
mehr Hitzewellen kommt und sie selbst aufgrund 
ihres Alters besonders gefährdet seien, da bei 
älteren Frauen nachweislich eine Übersterblich-
keit in Hitzewellen bestehe. Eine weitere Klage 
kommt von Klimaaktivisten, die sich gegen neue 
Ölbohrungen in Norwegen wenden, durch deren 
Folgen sie sich ihrer Zukunft beraubt sehen. Für 
Aufsehen hat aber vor allem die Klage sechs por-
tugiesischer Kinder und Jugendlicher gegen Por-
tugal und 32 weitere Länder gesorgt. Anlass war 
der große Waldbrand im Jahr 2017, der über 100 
Menschen das Leben kostete. Die Kläger sehen 
den weltweiten Klimawandel als mitverantwort-
lich für die verheerenden Waldbrände. Sie stüt-
zen ihre Klage aufgrund der Todesfälle vor allen 
Dingen auf das in Artikel 2 EMRK verankerte 
Recht auf Leben. Ziel der Klage ist einerseits, die 
verklagten Länder dazu zu zwingen, ihre natio-
nalen Klimaziele zu erhöhen, und andererseits, 
ihren international tätigen Konzernen eine Redu-
zierung der Emissionen vorzuschreiben. Nicht 
nur die Kläger verbinden mit der Klage erheb-
liche Erwartungen, deren Erfüllung aber eine 
Änderung der bisherigen Praxis des Gerichtshofs 
erfordern würde.

Der EGMR spricht entsprechend Artikel 41 
EMRK Geschädigten eine „gerechte Entschädi-
gung“ zu.9 Bisher hat der Gerichtshof diese auf 
monetäre Urteile in Form von Schadensersatz-
zahlungen beschränkt. Anders als der IAGMR 
fällt er bislang keine Leistungsurteile.10 Also 
beispielsweise kein Urteil, welches konkret zur 
Minderung von Emissionen verpflichtet.

Grenzen von Klimaklagen: Was  
können Gerichte überhaupt leisten?

Der IAGMR und der EGMR haben im Ergebnis 
sowohl bei den Voraussetzungen als auch auf der 
Folgenseite unterschiedliche Möglichkeiten und 
Herangehensweisen. Es bleibt abzuwarten, wie 
sich die Rechtsprechung des EGMR im Bereich 
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Klimaklagen in Frage stellen. Eine Abkehr von 
dem Grundsatz der Rechtswegausschöpfung 
scheint aber undenkbar. Gerade mit Blick auf 
die Arbeitsbelastung würde es die Kapazitäten 
internationaler Gerichte sprengen, wenn man die 
nationalen Gerichte nicht vorher anrufen müsste. 
Schon unter den jetzigen Bedingungen kämpft 
der EGMR seit Jahrzehnten mit einer riesigen 
Beschwerdeflut. Unabhängig davon muss jedes 
Land seinen Teil zum Klimaschutz beitragen.

Durch eine Gerichtsentscheidung wird jedoch 
erst einmal noch keine einzige Tonne CO2 ein-
gespart. Die weltweite Aufgabe ist zu groß, als 
dass ein nationales oder internationales Gericht 
sie lösen könnte. Die notwendigen Transforma-
tionen können nur auf der politischen Ebene 
erreicht werden. Klimaschutzpolitik kann nicht 
Richterinnen und Richtern übertragen werden, 
die dafür weder die Expertise noch die Ressour-
cen haben. Aber: Wie gerade das jüngste Urteil 
des BVerfG gezeigt hat, können solche wegwei-
senden Gerichtsentscheidungen eine wichtige 
Signalwirkung haben. Außerdem wird dadurch 
der politische Druck erhöht. Klimaurteile können 
somit eine entscheidende Anstoßfunktion aus-
üben. Auch wenn die Mehrheit der Klimaklagen 
nationale Gerichte beschäftigt, können gerade 
der IAGMR und der EGMR weithin sichtbare 
Akzente setzen und mögliche Lösungen aufzei-
gen – sei es durch Feststellungen, sei es durch 
konkrete Handlungsverpflichtungen im Urteil. 
Dass angesichts des fortschreitenden Klima- 
wandels Rechtsstreitigkeiten zu Klimafällen auf 
allen Ebenen zunehmen, dürfte niemanden über-
raschen.

Hartmut Rank leitet das Rechtsstaatsprogramm 
Lateinamerika der Konrad-Adenauer-Stiftung mit Sitz 
in Bogotá.

Dr. Franziska Rinke ist Referentin für Rechtsstaats-
dialog und Völkerrecht in der Hauptabteilung Analyse 
und Beratung der Konrad-Adenauer-Stiftung.
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Wie nachhaltig sind 
Schockmomente?

Was sich aus dem Krieg in der Ukraine lernen lässt

Frank Priess

Weitere Themen
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Warner und klugen Analysten, nur Gehör wollte 
man ihnen nicht schenken, wollte sich die einge-
übten Denkroutinen nicht kaputtmachen lassen, 
wollte einmal mehr nicht glauben, was ein auto-
ritärer Führer sagte und schrieb – nicht einmal 
dann, als er begann, es zu tun. Sich angesichts 
all dessen über lange Jahre in eine so massive und 
einseitige Energieabhängigkeit von Russland zu 
manövrieren, ist krasses Politikversagen und 
harrt der Aufarbeitung.

Russlands erneuter und diesmal offener Über-
fall auf die Ukraine vom 24. Februar hat mit 
schonungsloser Deutlichkeit klargemacht, dass 
klassische Machtpolitik mit militärischen 
Mitteln gerade für autoritäre Systeme zum In- 
strumentenkasten gehört, den man diesbezüg-
lich in Deutschland schon weitgehend entleert 
hatte. Putins Regime sicherte so von Anbeginn 
den Zusammenhalt der Föderation mit dem 
brutalen Krieg in Tschetschenien, schlug 2008 
in Georgien zu und setzte schon hier auf Sepa-
ratisten, eroberte 2014 die Krim und destabi-
lisierte die Ostukraine, sicherte sich über die 
Unterstützung der Assad-Diktatur und unter 
hohem Blutzoll der Zivilbevölkerung in Syrien 
Einfluss im Mittelmeer und in Nahost, spielte 
im fragilen Libyen mit und suchte über Söld-
ner-Einsätze der Wagner-Truppe mehr Einfluss 
in Afrika. Flankiert wurde das alles von nostalgi-
scher Großreich-Rhetorik, die Hobbyhistoriker 
Putin auch der Ukraine-Invasion vorausschickte 
und die mindestens für die Staaten im Baltikum 
und die Republik Moldau nichts Gutes verheißt. 
Belarus ist dabei ohne einen Schuss längst zum 
Vasallenstaat Russlands geworden, da sich für 

Die – zumindest rhetorische – 180-Grad-Wende der deutschen 
Außen- und Sicherheitspolitik wurde erst nach der offenen 
Invasion der Ukraine durch Russland möglich. Während 
manche Politiker auch aus den Reihen der Bundesregierung 
nach dem ersten Schreck bereits wieder in behagliche alte 
Denkmuster zurückfallen, sollten sich alle anderen die Frage 
stellen: Was ist jetzt zu tun, um für Auseinandersetzungen in 
Zukunft besser gewappnet zu sein?

„Zeitenwende“ ist das Wort der Stunde, vieles 
mag speziell den etwas Älteren auch wie ein 

„Zurück in die Zukunft“ vorkommen. In jedem 
Fall ist es bemerkenswert, in welch kurzer Zeit 
sich Beurteilungsparameter ändern können, 
an deren Grundlagen gleichwohl schon länger 
gezweifelt werden konnte. Es ist noch nicht 
lange her, dass die CDU die Außen- und Sicher-
heitspolitik an den Beginn ihres Wahlprogramms 
stellte und diese anschließend im Wahlkampf so 
gar keine Rolle spielte. Heute ist jedem klar, dass 
etwas mehr Debatte und Klarheit in grundlegen-
den Fragen sinnvoll gewesen wäre. Und manche 
zweifeln, ob Olaf Scholz, wenn er seine Rede 
vom 27. Februar im Bundestag schon im Septem-
ber 2021 gehalten hätte, wohl jetzt im Kanzler-
amt säße. Müßig natürlich auch die Frage, wie 
weit schon da die Disziplin der eigenen Partei 
gereicht und welche Auswirkungen auf Koaliti-
onsoptionen das wohl gehabt hätte.

Zu lange die Augen verschlossen

Immerhin leben wir jetzt offenbar in Zeiten stei-
ler Lernkurven – allerdings gilt auch das, wie man 
leidvoll erlebt, keineswegs für alle. „Die wenigen 
Seiten des Koalitionsvertrages über Außen- und 
Sicherheitspolitik lesen sich teils wie archäologi-
sche Funde aus einer antiken Zivilisation“, läs-
tert Melanie Amann Mitte März im Spiegel. Nur 
bleibt die Frage, warum es immer Schockerleb-
nisse für dieses Lernen, für den Abschied von 
Illusionen, braucht, während Prävention fast 
überall das Stiefmütterchen ist. Es ist ja keines-
wegs so, wie jetzt gern überall behauptet wird, 
dass „wir alle uns geirrt haben“. Es gab sie, die 
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diese so gering ausgeprägt sein würde, wie es 
seiner Perzeption entsprach. Anhaltspunkte 
dafür, dass es um jene Wehrhaftigkeit nicht 
allzu gut bestellt sein könnte und man dort nach 
erster Aufregung und Schockstarre schnell wie-
der zur Tagesordnung übergehen würde, hatte 
er leider genug. Deutschland dürfte er dabei 
durchaus als besonderen Schwachpunkt im 
westlichen Mauerwerk identifiziert haben: kein 
Bedrohungsgefühl bei der Bevölkerung, ent-
sprechend vernachlässigte Streitkräfte, durch 
Umfragen bestätigte „Zurückhaltung“ bei der 
Erfüllung von NATO-Beistandsverpflichtungen, 
der vielfache Wunsch nach „Sonderbeziehungen  
aus historischer Verantwortung“ gegenüber Russ-
land – und sei es über die Köpfe der mitteleuropä-
ischen Nachbarn hinweg –, wirtschaftsgetriebene 
Vernachlässigung von geo- und sicherheitspo-
litischem Denken, eine fehlende strategische 
Kultur, ein latenter Anti-Amerikanismus, gefüt-
tert durch die traumatischen Jahre der Trump- 

den dortigen Diktator nur so die eigene Macht 
gegen die eigene Bevölkerung sichern ließ. „Er 
ist von der gefährlichen und wahnwitzigen Idee 
besessen, eine historische Mission zu haben“, 
heißt es im Economist über das Verhalten Putins.

In der Ukraine jedenfalls wird gerade – das ist 
eindeutig – mehr verteidigt als die Freiheit und 
Unabhängigkeit des Landes selbst. Russland 
ist in Europa im Gegensatz zur Sowjetunion im 
Kalten Krieg keine Status-quo-Macht, sondern 
eine, die aktiv und notfalls mit Gewalt Grenzen 
verschieben will und sich in einem Systemkon-
flikt mit dem „Westen“ sieht, dessen „Dekadenz“ 
gerade Putin mehr als einmal als Feindbild pro-
jiziert hat. „Putin will den Westen in die Knie 
zwingen“, urteilt diesbezüglich der Osteuropa- 
Historiker Karl Schlögel im Tagesspiegel.

In jedem Fall testet Putin die Resilienz und die 
Wehrhaftigkeit dieses Westens und hoffte, dass 

Enger Schulterschluss: Mit dem Krieg in der Ukraine hat Russland die Einigkeit unter den westlichen Partnern  
erreicht, die es seit Jahren zu untergraben versucht hatte. Quelle: © Yves Herman, Reuters. 
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Transatlantische Partnerschaft und 
europäisches Eigengewicht

Unklar allerdings ist noch immer, wie nachhal-
tig die Erkenntnisse aus dem „Ukraine-Schock“ 
wirken werden – bei manchen scheint die Ent-
schlusskraft schon wieder zu bröckeln. Die 
To-do-Liste ist lang und der Stolpersteine sind 
es viele. Und so klar, wie vieles jetzt wirkt, ist es 
keineswegs.

So wissen Deutschland und Europa einmal 
mehr, was eigentlich zu tun wäre. Doch was 
folgt daraus? Erstaunlich, wie gut man in der 
Krise zusammenhält und schmerzhafte Sankti-
onen weiterhin gemeinsam trägt, ausreichend 
aber ist das nicht. Es braucht klarere Schritte 
für eine Stärkung der europäischen Verteidi-
gungsfähigkeit in Ergänzung zur NATO und 
zur Unterlegung der Beistandsverpflichtungen 
nach Artikel 42 des EU-Vertrags. Mehr Effizienz 
und Kooperation statt Klein-Klein, abgestimmte 
Rüstungsvorhaben, pooling and sharing, wirklich 
einsetzbare battle groups – der Elemente gibt es 
viele und sie setzen voraus, dass nationale Ego-
ismen und Befindlichkeiten sich dem gemein-
samen Ziel unterordnen, auch und gerade in 
Deutschland. Es braucht zudem ein glaubwür-
diges strategisches Konzept für die dauerhafte 
Bindung der Länder des westlichen Balkans und 
der östlichen Partnerschaft, aber auch für den 
Schulterschluss mit den Ländern im Süden und 
dem Partner Türkei.

Die transatlantischen Beziehungen und die 
enge Verbindung mit den USA sind das unver-
zichtbare Herzstück europäischer Sicherheit, 
auch das hat der Krieg in der Ukraine verdeut-
licht. Folge muss sein, sich um diese Beziehun-
gen zu bemühen, sie zu pflegen, den Mehrwert 
auch jenseits des Atlantiks immer wieder zu ver-
deutlichen. Dass Europa dabei auch militärisch 
in der eigenen Nachbarschaft mehr Verantwor-
tung übernehmen muss, ist ein wichtiger Aspekt, 
aber keineswegs der einzige. Für die USA spie-
len der Indopazifik und die Rivalität mit China 
für die Zukunft die zentrale Rolle, was sich auch 
durch die eher kurzfristige neue Konzentration 
auf den Konflikt mit Russland in Europa nicht 

Erfahrungen  – die Liste ließe sich fortsetzen. 
Nun allerdings hat Putin selbst den Auslöser 
dafür geliefert, dass sich das ändern könnte. Es 
sickert langsam durch, dass Sicherheit in Europa 
mit diesem Russland aktuell nicht möglich ist, 
sondern dass man sich gegen dieses Russland 
behaupten muss. Die Ukraine könnte, wie man-
che Experten meinen, der „Fukushima-Moment“ 
der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik 
sein. Der Politikwissenschaftler Peter Graf Kiel-
mansegg kommt in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung mit Blick auf die Demokratien zu dem 
Ergebnis: „Die Naivität der letzten ein, zwei 
Jahrzehnte werden sie sich nicht noch einmal 
leisten können.“

Deutschland hatte der  
Kreml wohl als besonderen 
Schwachpunkt im westlichen 
Mauerwerk identifiziert.

Dass Bundeskanzler Olaf Scholz plötzlich und 
unerwartet das in der NATO vereinbarte „Zwei-
Prozent-Ziel“ übererfüllen will und mit einem 
Sonder-etat von 100 Milliarden Euro für die 
Bundeswehr flankiert, dass Waffenlieferun-
gen in ein Kriegsgebiet weitgehender Konsens 
werden, dass das SPD-Lieblingsprojekt Nord 
Stream 2 auf Eis gelegt wurde und man über 
Energieembargos verhandelt, dass die Sank-
tionsmaßnahmen immer schärfer werden 
und der Schulterschluss mit den USA immer 
enger wird, all das darf Putin direkt auf sein 
Konto buchen. Gleiches gilt, wenn Länder wie 
Schweden und Finnland aus neuer Angst den 
NATO-Beitritt beantragen oder für die Länder 
der östlichen Partnerschaft plötzlich ein fast 
track in die EU möglich erscheint. Wenn dann 
in den Vereinten Nationen nur noch Nordko-
rea, Syrien, Belarus und Eritrea in Treue fest 
an Russlands Seite stehen, aber 141 Staaten sein 
Verhalten verurteilen und sich 35 weitere ent-
halten, ist das wohl für ein ständiges Mitglied 
des UN-Sicherheitsrats ähnlich beispiellos wie 
der Rausschmiss aus dem Menschenrechtsrat 
der UN oder aus dem Europarat.
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fortdauernde Pandemie beweist dies täglich. 
Käme bewusst aggressives Verhalten wichtiger 
internationaler Akteure hinzu, hätte man den 

„perfekten Sturm“. Gleichzeitig ist es nur noch 
Europas wirtschaftliche Stärke, wegen der es 
international ernstgenommen wird und sank-
tionsfähig ist. Aber wie lange noch? Ohne die 
Dominanz des US-Dollars liefen schon jetzt zent-
rale finanzielle Strafmaßnahmen gegen Russland 
völlig leer, der Ausbau des Euro zu einer ähnli-
chen Stärke wäre dringend nötig, auch für den 
Fall, dass sich europäische und amerikanische 
Interessen einmal nicht decken. Zudem führt 
der relative Erfolg der aktuellen Sanktionen dazu, 
dass anderswo fieberhaft daran gearbeitet wird, 
Abhängigkeiten zu reduzieren und eigene Alter-
nativen bereitzustellen – China macht da bereits 
deutliche Fortschritte.

Die Trump-Jahre haben gezeigt, wie schnell 
sich das Panorama für Europa verändern kann. 
Auch wenn die Biden-Regierung engen Schulter-
schluss und enge Abstimmung mit den Alliierten 
sucht, der Ton harmonischer wurde: Der „Ame-
rica first“-Gedanke ist auch dieser Administra-
tion nicht fremd, ihr Blick gilt nicht zuletzt der 
amerikanischen Öffentlichkeit und den eigenen 
Wahlchancen. Die unerklärlich langen Reise-
beschränkungen für Europäer in der Pandemie 
haben dies ebenso gezeigt wie der Alleingang 
beim Rückzug aus Afghanistan. Und ein Blick 
auf die amerikanische Innenpolitik zeigt, dass 
eine Rückkehr in Trumpsche Zeiten keineswegs 
ausgeschlossen ist, selbst Isolationismus ist in 
weiten Kreisen durchaus populär, nachdem man 
sich international über Jahrzehnte zu oft die Fin-
ger verbrannt hat.

Europa ist also gut beraten, sich auf die eigene 
Stärke zu besinnen, wie immer man das auch 
etikettiert – militärisch, wirtschaftlich, technolo-
gisch, finanzpolitisch. Dem Tandem Frankreich- 
Deutschland dürfte dabei nach dem keines-
wegs eindrucksvollen Wahlsieg von Emma-
nuel Macron weiterhin zentrale Bedeutung 
zukommen, ausreichend ist das aber längst 
nicht mehr. Beide müssten in mehrfacher 
Hinsicht über den eigenen Schatten springen: 
Frankreich als einzig verbliebene Nuklear- 

ändern wird – schon gar nicht, wenn eine chine-
sisch-russische Achse erkennbar wird und sich 
diese Staaten gegenseitig stützen.

Der Wert, den die USA den europäischen Ver-
bündeten beimessen, definiert sich nicht zuletzt 
aus ihrer erwarteten Nützlichkeit in der Ausei-
nandersetzung mit dem Reich der Mitte. Ein 
Dilemma nicht zuletzt für ein mit China wirt-
schaftlich eng verflochtenes Land wie Deutsch-
land, allerdings kein unauflösbares. Schon die 
Reduzierung von Abhängigkeiten und die 
Diversifizierung von Lieferketten wären hilf-
reich, ebenso enge Technologiekooperationen, 
wie sie jetzt zwischen der EU und den USA wie-
der intensiver diskutiert werden. Würde dies 
durch einen neuen und umfassenden Anlauf 
im Freihandel unterfüttert – umso besser! Denn 
auch wenn der aktuelle Krieg in der Ukraine 
recht konventionell geführt wird: Ohne Tech-
nologieführerschaft bei Hightech, bei KI und 
im gesamten digitalen Raum kann eine Selbst-
behauptung der liberalen Demokratien nicht 
gelingen. Was das heißt, lässt sich etwa im Buch 

„Future War and the Defence of Europe“ von 
John R. Allen, F. Ben Hodges und Julian Lindley- 
French eindrucksvoll nachlesen.

Der „America first“-Gedanke 
ist auch der Biden-Adminis- 
tration nicht fremd.

Das lenkt den Blick darauf, dass schon ohne den 
Ukrainekrieg Defizite in Sachen Resilienz deut-
lich geworden sind. Im Vertrauen auf das Funk-
tionieren globaler Märkte – Deutschland war hier 
über Jahrzehnte sicher einer der größten Profi-
teure – konnte es preisbedingt zu Abhängigkeiten 
kommen, wie wir sie jetzt schmerzlich nicht nur 
in der Energiefrage mit Blick auf Russland beob-
achten. Bei wichtigen Rohstoffen sind es einige 
wenige Erzeuger, die die Basis für unsere Indus-
trieprodukte bereitstellen, deutsche Firmen sind 
auf diesen Gebieten kaum noch unterwegs, Roh-
stoffpartnerschaften fehlt die Substanz. Die inter-
nationalen Lieferketten sind störanfällig – die 



81Weitere Themen

weltpolitisches Freund-Feind-Schema – hier die 
(westlichen) Demokratien, dort die chinesischen 
und russischen Diktaturen – einordnen zu lassen 
und eindeutig Partei zu ergreifen. Dem traditi-
onellen Westen macht das klar, dass die eigene 
Glaubwürdigkeit über Jahrzehnte hinweg gewal-
tige Defizite aufweist, beginnend mit der oft 
noch nicht aufgearbeiteten Kolonialgeschichte 
wichtiger Staaten bis hin zu völkerrechtlich 
nicht legitimierten Militärinterventionen. Zu 
oft wurde der Eindruck vermittelt, dass Men-
schen- und Bürgerrechte zwar zu Hause oberste 
Priorität, im Umgang mit anderen Völkern aber 
höchstens untergeordnete Bedeutung haben. 
Gerade in der aktuellen asiatischen Literatur 
mischt sich in die Freude über den eigenen 
wirtschaftlichen Aufstieg auch eine gewisse 
Schadenfreude über den Bedeutungsverlust 
des Westens, den man zu lange als arroganten 
Oberlehrer ertragen musste.

macht der EU müsste wohl bereit sein, seine 
„force de frappe“ für europäische Mitwirkung zu 
öffnen, sie über die strategischen Nuklearwaffen 
hinaus zu diversifizieren sowie Sicherheitsinte- 
ressen gerade im Osten ernster zu nehmen und 
nicht nur entlang früherer französischer Einfluss- 
zonen zu definieren. In Deutschland bräuchte 
es eine andere militärstrategische Kultur und 
die größere Bereitschaft, die eigene wirtschaft-
liche Stärke noch sichtbarer in die Stärkung der 
Gemeinschaft zu investieren. Ansätze in die 
genannten Richtungen sind immerhin bereits 
erkennbar.

Die Welt ist nicht voller Wertepartner

Das Abstimmungsverhalten in den UN hat 
deutlich gemacht, dass es weltweit wichtige 
Staaten gibt, die bei aller Kritik an der russi-
schen Kriegspolitik nicht bereit sind, sich in ein 

Bloß nicht festlegen? Während Anfang März noch eine überwältigende Zahl von UN-Mitgliedern den russischen 
Angriff auf die Ukraine verurteilt hatte, zeigte die Abstimmung über den Ausschluss Russlands aus dem UN- 
Menschenrechtsrat am 7. April deutlicher, dass eine beträchtliche Zahl von Staaten es vermeidet, klar Partei zu 
ergreifen. Quelle: © Andrew Kelly, Reuters.



82 Auslandsinformationen 2|2022

rieren wiederum auch die hiesige Diskussion. 
Zudem sind diese Länder Anziehungspunkte 
sowohl für Verfolgte als auch Talente  – hier 
schließt sich der Kreis zu Putins Russland: Das 
Land verliert gerade seine Zukunft! Professi-
onelle und gut ausgebildete junge Menschen 
sehen dort keine Perspektive mehr und gehen. 
Journalisten, Künstler, Wissenschaftler halten 
ihrerseits Bedrohung und Enge nicht mehr aus, 
auch sie suchen schweren Herzens das Exil.

Die derzeitige Lage und das, was mindestens auf 
mittlere Sicht zu tun ist, bietet auch Chancen, 
sich als glaubwürdiger Zukunftspartner welt-
weit zu beweisen. Ganz aktuell wird dies bei der 
absehbaren Ernährungskrise, wenn Lieferungen 
aus Russland und der Ukraine ausbleiben oder 
Grundnahrungsmittel für viele Menschen uner-
schwinglich werden. Die Hilferufe der UN-Orga-
nisationen sind seit Wochen unüberhörbar: „Wir 
kappen jetzt schon Essen bei den Hungernden, 
um Verhungernde zu retten“, lässt sich David 
Beasley vom Welternährungsprogramm laut 
Spiegel vor dem UN-Sicherheitsrat ein und warnt 
vor Hungerrevolten, Instabilität und Massen-
flucht. Hier bedarf es schneller und großzügiger 
Hilfe – auch in unserem eigenen Interesse.

Fatal wäre es, bei Zukunftsfragen der Mensch-
heit wie dem Klimaschutz nun auf die Bremse 
zu treten nach dem Motto: Das machen wir 
dann später. Nicht umsonst warnt Armin Nas-
sehi im Tagesspiegel vor Abstumpfung: „Auch 
der Weltuntergang hat kaum Informationswert. 
Die Berichte darüber sind Routine geworden.“ 
Schon jetzt sind durch die pandemiebedingten 
Wirtschaftseinbrüche viele Entwicklungsziele 
der sogenannten Agenda 2030 (SDGs) in weite 
Ferne gerückt, viele Länder sehen sich um Deka-
den zurückgeworfen und suchen Hilfe, wo immer 
sie auch herkommen mag: China hat bereits mit 
seiner „Impfdiplomatie“ Zeichen gesetzt und 
wird jetzt, ähnlich wie Russland, versuchen, 
die Krise zur Mehrung des eigenen Einflusses 
und zur Schaffung von neuen Abhängigkeiten 
zu nutzen. Die Sorge geht um, dass nun gerade 
von großen Gebern aus Europa alle Anstrengun-
gen auf den Wiederaufbau der Ukraine gelegt 
oder Haushaltsspielräume für die Abfederung 

Viel ist in diesem Westen – schon die Begriffs-
definition erscheint reformbedürftig  – daher 
jetzt von „Augenhöhe“ zu hören, nicht zuletzt 
in entwicklungspolitischen Kreisen, zu prakti-
schen Konsequenzen allerdings führt dies nicht 
immer. Man steckt auch hier in einem Dilemma: 
Einerseits sind da die eigenen Werte, die man 
nicht aus rein „realpolitischen“ Gründen auf-
geben kann, will und darf. Menschenrechtliche 
Mindeststandards sollten bei echten Partnern 
schon eingehalten werden. Zudem wird die 
Bereitschaft erwartet, eine aktive Zivilgesell-
schaft nicht zu behindern, Demokratie zuzulas-
sen sowie Rechtsstaatlichkeit, Good Governance 
und Korruptionsbekämpfung zu praktizieren. 
Andererseits ist die Zahl derer, die „so sind wie 
wir“, weltweit gerade eher rückläufig, wie man 
einschlägigen Indizes entnehmen kann. Zudem 
sollten wir es nicht übertreiben, jede bei uns als 
Erweiterung der Rechteskala einzelner gesell-
schaftlicher Gruppen durchgesetzte Veränderung 
sofort zum neuen internationalen „Goldstandard“ 
zu erheben. Es bedarf ganz offenbar „konzen- 
trischer Kreise“ freundschaftlicher Beziehungen, 
was die Enge der Kooperation angeht, und einer 
Unterscheidung: Nicht jeder „Geschäftspartner“ 
ist auch ein „Wertepartner“, und trotzdem ein 
Partner – der Bundeswirtschaftsminister hat das 
nach seinen Reisen an den Golf auf der Suche 
nach Energiealternativen nicht zuletzt der eige-
nen Klientel zu erklären versucht.

Es wäre fatal, bei Zukunfts- 
fragen der Menschheit wie 
dem Klimaschutz nun auf  
die Bremse zu treten.

Es gibt keinen Anlass, sich international zu ver-
stecken und „in Sack und Asche“ zu gehen. Die 
Systemkonkurrenz zwischen Freiheit und Auto-
ritarismus lässt sich selbstbewusst führen. Die 
Demokratien dies- und jenseits des Atlantiks, 
aber auch im indopazifischen Raum und in Afrika 
haben viel vorzuweisen und sind attraktiv. Wache 
Zivilgesellschaften weltweit orientieren sich an 
ihnen, profitieren von den Kooperationen, inspi- 
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von Krisenfolgen zu Hause gebraucht werden. 
So schwierig es wird: Man muss das eine tun, 
ohne das andere zu lassen. Wer kurzfristig 35 
Milliarden Euro Hilfe für das Ahrtal oder zwei 
Milliarden für die Verbilligung des öffentlichen 
Nahverkehrs in Zeiten von Benzinpreiserhö-
hungen mobilisieren kann, wird sich daran auch 
bei Überlebensfragen anderswo messen lassen 
müssen.

Weltweite Probleme machen keine Pause, nur, 
weil wir uns gerade mal wieder lediglich auf 
ein Thema konzentrieren können, so prioritär 
es auch sein mag. Friedrich Merz hat den Mut 
aufgebracht, die deutsche Bevölkerung darauf 
hinzuweisen, dass der Peak unseres Wohlstands 
auf absehbare Zeit erreicht sein könnte. Wenn es 
aber, auch das gehörte zur Botschaft, gelingt, sich 
jetzt gut zu behaupten, die anstehenden gewalti-
gen Transformationen zu bewältigen, sich auch 
ein Stück weit neu zu erfinden, für ein starkes 
Land auch international eine starke Rolle und 
Verantwortung wirklich anzunehmen und im Ver-
bund mit Gleichgesinnten voranzugehen, dann 
muss einem um die Zukunft nicht bange sein.

Frank Priess ist stellvertretender Leiter der Haupt- 
abteilung Europäische und Internationale Zusammen-
arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung.
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Ohnmacht gegenüber dem 
digitalen Hass

Afrikanische Gesellschaften und ihr Umgang mit  
den sozialen Netzwerken
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Soziale Medien eröffnen in Afrika ungeahnte Möglichkeiten 
der Kommunikation. Gleichzeitig befeuern sie Konflikte wie 
etwa jenen in Äthiopien. Facebook, das vor TikTok wichtigste 
soziale Netzwerk auf dem Kontinent, kommt seiner Modera-
tions- und Aufsichtspflicht völlig unzureichend nach. Oben-
drein schützen die meisten Staaten ihre Bürger nicht vor 
digitalen Übergriffen. Aufgrund der Nachlässigkeit dieser 
Regierungen, die ein größeres Interesse an Überwachung als 
am Schutz der Menschen haben, wird der Kontinent zu einem 
riesigen Versuchslabor für Firmen aus Palo Alto und Schanghai. 
Europa hat alldem technologisch wenig entgegenzusetzen.

Der Minister ist privat hier. Von einem prominen-
ten Journalisten in Mbabane hat er gehört, dass 
deutsche Besucher im Land sind. Er kenne dieses 
Hotel, sagt er beim Rock Shandy, einem Mixge-
tränk aus Angostura, Soda und Limonade, in dem 
Restaurant eines guten Resorts in Manzini. Wäh-
rend der Unruhen Mitte 2021, als in dem kleinen 
Königreich Eswatini die Barrikaden brannten, 
habe auch er zwei Nächte hier im Hotel ver-
bracht. Verbringen müssen, wäre wohl richtiger, 
denn sein Privathaus liegt unweit des Resorts. 
Auf Facebook sei damals derart gegen den König 
und die Eliten, die Minister und Staatsbeamten 
gehetzt worden, dass er um seine Sicherheit habe 
fürchten müssen. Facebook, sagt er und schüttelt 
ungläubig den Kopf, sei eine wahre Größe und 
Macht in Eswatini. Bei der Erinnerung an den 
Hass und den Schaum im Netz in jenen Tagen 
scheint es ihn zu schaudern.

Die sozialen Medien verändern die Politik, auch 
in der letzten absoluten Monarchie in Subsahara- 
Afrika. In dem kleinen Königreich, das einmal 
Swasiland hieß und in dem jeder jeden zu ken-
nen scheint, verbreiten sich Gerüchte in Windes- 
eile, insbesondere über Facebook. Gegner und 
Kritiker des Königs streuen sie bewusst, sei es 
wegen seiner Art des Herrschens oder seiner Anti- 
China-Politik. Viele der Posts werden außer-
halb des Landes aufgesetzt, vor allem in Süd- 
afrika, wo eine Reihe von Kritikern des Herrscher- 
hauses aus Sicherheitsgründen lebt. Ein ganzes 

Land kann durch ein soziales Netzwerk destabi-
lisiert werden, für die Debatte ist da kein Platz 
mehr, es dominieren Empörung und Hetze. Doch 
was der Minister in Eswatini über die Bedro- 
hungen durch Facebook gesagt hat, wäre schwer in 
einer öffentlichen Diskussion zu artikulieren, weil 
sogleich der Vorwurf der versuchten Zensur und 
der Beschränkung der freien Rede im Raum stünde.

In der Tat ist es natürlich so, dass die sozialen 
Netzwerke, gerade in einem autoritär regierten 
Staat wie dem Königreich Eswatini, auch ein 
emanzipatorisches Potenzial in sich tragen. Die 
Kritiker des Königs können durch sie zum ers-
ten Mal effektiv ihre Kritik äußern. Vor Jahren 
wurden vielleicht noch Flugblätter der Oppo-
sition in ein Land geschmuggelt, heute kommt 
die Kritik  – deutlich einfacher  – auf digitalem 
Wege. Seit einiger Zeit haben daher Herrscher 
von Tansania über Uganda bis Simbabwe unter 
dem Vorwand, man wolle gegen Cyberkrimi-
nalität vorgehen, vor allem das Recht auf freie 
Meinungsäußerung, etwa durch Blogger, massiv 
eingeschränkt. Anders macht es indes der ruan-
dische Präsident Paul Kagame: Alle Netzwerke 
sind in dem zentralafrikanischen Land erlaubt, 
was bei westlichen Gästen regelmäßig zu aner-
kennenden Kommentaren führt. Doch wird kein 
Ruander im Land öffentlich die Kritiker Kagames 
zitieren, auch wenn jeder sie gelesen haben mag. 
Das Volk weiß, was möglich ist – und was man 
tunlichst unterlassen sollte.
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Konzerne mit riesiger Reichweite

Nach einer neuen Umfrage des Recherche- 
instituts Afrobarometer besitzen 92 Prozent der 
Menschen in afrikanischen Städten ein Mobil-
telefon.1 Auf dem Land sind es immerhin noch 
76 Prozent. Von der Stadtbevölkerung sind 69 
Prozent regelmäßig im Internet und 60 Prozent 
beziehen Nachrichten aus den sozialen Medien. 
In den ländlichen Regionen, wo derzeit noch die 
Mehrheit der Menschen südlich der Sahara lebt, 
ist nur ein Viertel der Bevölkerung regelmäßig im 
Internet, da hier die Abdeckung oft nicht ausrei-
chend ist und die Einkommen nicht üppig genug 
für ein Smartphone oder Datenpakete sind.

Die Algorithmen von Facebook 
verschärfen Spannungen.  
Manche sehen darin eine  
bewusste Strategie.

Immerhin 3,6 Milliarden Menschen nutzen regel-
mäßig ein Facebook- beziehungsweise Meta- 
Produkt, wie es heute heißt. Das ist also jeder 
zweite Bewohner der Erde. Mehr als 80 Prozent 
der Nutzer von Facebook und Twitter leben 
außerhalb der USA. Im Dezember 2020 gab 
es immerhin 233 Millionen Facebook-Mitglie-
der in Afrika südlich der Sahara, also etwa ein 
Viertel der Bevölkerung. Kein anderes Medium 
hat derartige Reichweiten über Sprach- und 
ethnische Grenzen hinweg. Keine Afrikanische 
Union, keine UN-Organisation, geschweige denn 
irgendeine Regierung oder Firma hat solch direk-
ten Zugang zu Menschen in Afrika – und zu ihren 
Daten.

Die negativen Folgen der sozialen Medien, ins-
besondere von Facebook, sind für manche  
Menschen existenziell. So beklagte Arrey Elvis  
Ntui von der International Crisis Group im 
Februar 2020, wie ethnische Auseinanderset- 
zungen in Kamerun auf Facebook mit seinen 
vier Millionen Nutzern angeheizt würden.2 In 
dem zentralafrikanischen Land werde Facebook 

„genutzt, um ethnische Stereotypen zu verbreiten, 

tribalistische Beleidigungen, Falschinformatio-
nen zu streuen und zur Gewalt aufzurufen“. Die 
Algorithmen des Netzwerks verschärfen Spannun-
gen. Manche Beobachter sehen darin nicht einen 
bedauerlichen Fehler, sondern eine bewusste 
Strategie.

Anders als in Europa wird die Allmacht der sozia-
len Medien in Afrika selten hinterfragt. In einem 
Wechsel offener Briefe zwischen dem Springer- 
Vorstandsvorsitzenden Mathias Döpfner und 
der EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen wurde Anfang 2021 über die Notwendigkeit 
einer Beschränkung der Macht der Techkonzerne 
debattiert. Döpfner warnte dabei vor allem vor der 
totalen Durchleuchtung des Bürgers, wobei sicher 
auch der Erhalt der wirtschaftlichen Macht von 
Medienhäusern wie jenem, dem er vorsteht, ein 
(legitimes) Anliegen war.3 Von der Leyen sprach 
von der Notwendigkeit, die Macht der Techkon-
zerne „einzuhegen“4. Doch solche Diskussionen 
gehen zumeist an Afrika und seinen anderen Wirk-
lichkeiten vorbei.

Die Möglichkeit, Facebook zu ignorieren oder 
gar ganz hinter sich zu lassen, ist, wie die Digi-
talexpertin Rosemary Ajayi erklärt, ein west- 
liches Privileg. Für viele Menschen in Afrika sind 
die Dienste von Facebook und Instagram, vor 
allem aber Whatsapp, alternativlos – und eben 
auch alternativlos günstig. Facebook präsentiert 
sich auch in Afrika als die große Kontaktmaschine, 
die Menschen zusammenbringt, die sich aus den 
Augen verloren haben oder solche, die sich dank 
Facebook finden. Das Netzwerk gibt sich sehr 
modern und hip, die afrikanische Facebook-Zent-
rale im Johannesburger Stadtteil Bryanston präsen-
tiert sich in freundlichen Presse- und PR-Berichten 
als am Menschen orientiert, man trifft sich in 
modern gestalteten Versammlungsräumen mit 
wohlklingenden Namen wie Tshongololo oder 
Timbuktu. Die Verfehlungen von Facebook, die 
immense Bedrohung für die Sicherheit von ohne-
hin fragil wirkenden Staaten in Afrika, möchte 
man nicht diskutieren. Der Chef des Africa Policy 
Teams von Facebook in London, Kojo Boake, 
lehnt ein für diesen Artikel angefragtes Gespräch 
mit dem Medienprogramm Subsahara-Afrika der 
Konrad-Adenauer-Stiftung explizit ab.
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Allgegenwärtig: Mit der Free Basics Initiative versucht Facebook, seinen Einfluss auf dem afrikanischen Kontinent 
weiter auszubauen. Quelle: © Afolabi Sotunde, Reuters.

Nun mag die sektiererisch wirkende Geheim-
niskrämerei von Meta im Einzelfall die Macht 
größer erscheinen lassen, als sie tatsächlich ist. 
Aber Meta-Chef Mark Zuckerberg hat die digi-
tale und weltweite Dominanz als Ziel ausgege-
ben. Dazu gehört es denn auch, jenen Facebook 
beziehungsweise die Meta-Produkte zugänglich 
zu machen, die sonst aus technischen oder wirt-
schaftlichen Gründen gar keinen Zugriff hätten. 
Facebook hat darum die Free Basics Initiative 
begründet. Die Nutzer laden eine entsprechende 
App herunter, über die sie wenige ausgesuchte 
Seiten zur Verfügung gestellt bekommen. Die 
Mobilfunkanbieter berechnen keine Datenge-
bühren für die App. Wer Seiten aufrufen möchte, 
die nicht in der App geführt werden, erhält die 
Aufforderung, sich Datenmengen zu kaufen. Nur 
wer welche Internetseiten für die App aussucht 
und warum gerade diese, das bleibt intranspa-
rent.5 Im Juni 2020 lief die Free Basics Initiative 
in 32 Staaten Afrikas. Die kenianische Autorin 

Nanjala Nyabola sagt, Facebooks wachsende 
Macht in Afrika finde unter dem Radar der 
öffentlichen Wahrnehmung statt.6 Aber Zucker-
berg verstehe Afrika nicht – „Zuckerberg doesn’t 
get Africa after all“. Denn viele der Telekommu-
nikationsanbieter, die mit Facebook bei der Free 
Basics Initiative kooperieren, sind staatlich oder 
der Staat hat Anteile an ihnen. Das heißt, Face-
book sucht aus, welche Nachrichten oder Pro-
dukte der Nutzer in einem Slum von Nairobi oder 
Abidjan vorgesetzt bekommt. Das System beein-
flusst seine Kaufentscheidungen, aber eben auch 
seine politische Meinung zu den Ereignissen in 
seiner Umgebung. Wer etwa den Suchbegriff 

„Kenya Airways“ im Internet auf einer Suchmaske 
eingibt, liest kritische Berichterstattung über die 
in Schwierigkeiten geratene Fluggesellschaft, 
ihren schlechten Service und die permanenten 
Verspätungen. Wer das gleiche Suchwort bei 
Free Basics eingibt, bekommt lediglich die Web-
seite der Fluggesellschaft mit den zu buchenden  
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führe, nicht zuletzt zur Weitergabe von Falsch- 
nachrichten, die dann oft genug wider besseres 
Wissen nicht korrigiert würden, was eine wahre 
Negativspirale befördere.

Aus Angst vor einer afrikani­
schen Version des „Arabischen 
Frühlings“ geht es den meisten 
Regierungen in Subsahara- 
Afrika um Überwachung.

Die meisten afrikanischen Herrscher hätten 
weniger ein Problem mit Facebook und den 
Produkten von Meta als mit ihrem jeweiligen 
Nachbarland, sagt Justine Limpitlaw12, Medien- 
rechtsexpertin von der University of the Wit-
watersrand in Südafrika.13 In Eritrea sei die 
medienrechtliche Lage am schlechtesten, so Lim-
pitlaw, weil dort die Bürger nicht einmal Zugang 
zum Internet bekämen. Auch die Situation in 
Äthiopien habe sich dramatisch verschlechtert. 
Beeindruckt ist sie dagegen von Kenia. Südafrika 
stehe im Prinzip ordentlich da, die Datenschutz-
gesetze seien die besten auf dem Kontinent, aber 
die Sicherheitsdienste würden die nützlichen 
Regeln einfach nicht anwenden. Aus anhaltender 
Angst vor einer afrikanischen Version des „Arabi-
schen Frühlings“ von 2010 geht es den meisten 
Regierungen in Subsahara-Afrika in erster Linie 
um Überwachung. Den notwendigen Schutz 
der Bürger vor Cybermobbing, Internetbetrug 
und Falschnachrichten ignorieren sie weitestge-
hend. Stattdessen wird etwa über Social-Media- 
Steuern wie in Uganda oder den Zwang zur 
Lizensierung von Bloggern wie in Tansania 
versucht, Aktivitäten in den sozialen Medien 
praktisch zu verunmöglichen oder zumindest zu 
erschweren.

Politiker in Afrika verstehen nicht unbedingt, wie 
die sozialen Medien funktionieren. Sie wissen 
aber, dass sie diese brauchen. Der nigerianische 
Präsident Buhari wurde von Twitter brüskiert, 
als einer seiner Tweets wegen eines herabwür-
digenden Kommentars über die Volksgruppe 

Flugangeboten zu sehen. In Indien ist Meta mit 
der Free Basics Initiative gescheitert und musste 
seine Tätigkeit einstellen. Für die Initiative gilt, 
was das britische Magazin The Economist über 
Facebook schreibt: „Einige nicht gewählte und 
niemandem Rechenschaft schuldige Manager 
üben die Kontrolle aus.“7

Die Autorinnen Sheera Frenkel und Cecilia Kang 
warnen, dass Facebook das folgenreichste soziale 
Experiment der Gegenwart sei, „mit einem Vier-
tel der Weltbevölkerung als Versuchsobjekten“.8 
Es könnte sich zu einem „digitalen Franken-
stein“ entwickeln. Eines der größten Probleme 
sei, dass die Meta-Chefs überhaupt nicht mit- 
bekämen, was in anderen Sprachen auf ihren 
Netzwerken passiere.

Das Problembewusstsein bleibt  
ausbaufähig

Auch in Afrika ist das Bewusstsein für die Gefah-
ren nicht gleich groß wie die Zufriedenheit über 
die Chancen, die die sozialen Medien eben auch 
bieten. Zu Beginn war die Freude über das Ende 
der Fesseln und der Zensur auch unter Intellek-
tuellen sehr groß. Der botswanische Medien- 
manager Joel Konopo schrieb, es werde schwie-
rig für afrikanische Regierungen, 500 Millionen 
befreite Stimmen zu ignorieren.9 Nic Cheese-
man von der Universität Birmingham erinnert, 
dass selbstverständlich davon ausgegangen 
wurde, dass die neuen technischen Möglichkei-
ten die Demokratie stärken würden. Heute gebe 
es wesentlich mehr Pessimisten. „Whatsapp ist 
eine unterminierende Technologie, die beste-
hende Hierarchien herausfordert, auf eine Art, 
die ebenso emanzipatorisch wie destruktiv ist.“10 
So sei der emanzipatorische Effekt von Whats-
app am größten in autoritären Staaten, in denen 
Unterdrückung und Zensur herrschten. Am meis-
ten zerstören könne es dagegen in denjenigen 
grundsätzlich demokratisch orientierten Staa-
ten, in denen aber das Vertrauen in die Instituti-
onen sehr gering ist. In einer von der Universität 
Johannesburg und Africa Check durchgeführten 
Untersuchung über die Untiefen von Whatsapp11 
wurde herausgearbeitet, dass die Verschlüsse-
lung eben auch zu größerer Geheimniskrämerei 
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war Abiy Ahmed Ministerpräsident im zweit-
größten afrikanischen Land geworden, er hatte 
inhaftierte Journalisten und Blogger freigelassen, 
alles, so sein Versprechen, sollte besser werden. 
Es wurde bei der Veranstaltung in Addis Abeba 
über die äthiopische und die deutsche Lage dis-
kutiert, die sicher nur schwer miteinander zu ver-
gleichen waren, weil es in Äthiopien eben sehr 
wenig gedruckte Presse gab und das Internet 
obendrein immer mal wieder kontrolliert oder 
gar abgestellt wurde. Außerdem verstanden sich 
viele Chefs äthiopischer Medienhäuser in erster 
Linie als Vertreter ihrer wirtschaftlichen Interes-
sen, weniger als Kämpfer für die Wahrheit.

Digitale Brandbeschleuniger

Als Konstante zog sich aber durch die Diskussio-
nen die große Sorge vor der unkontrollierbaren 
Macht der Techgiganten. Besonders Facebook 
und Youtube werden im äthiopischen Hochland 
eben nicht nur zum Posten von Einkaufstipps und 
Hochzeitsglückwünschen genutzt, sondern auch 
zur politischen und ethnischen Hetze. Gangs 
der beiden größten Gruppen, der Amharen und 
der Oromo, verabreden sich auf Facebook, um 
mit großer Brutalität gegen die jeweils andere 
Gruppe vorzugehen.

Die Moderation von Inhalten 
wird oft genug lediglich als 
Feigenblatt benutzt.

Ministerpräsident Abiy Ahmed war früher ein-
mal selbst im Militärgeheimdienst zuständig 
für die Kontrolle des Internets. Und er ließ es 
mehrfach in Gänze abstellen, um, so offiziell, die 
Lage zu beruhigen. All das änderte nichts an dem 
lähmenden Gefühl der politischen und media-
len Klasse, hier schutzlos Kräften ausgeliefert zu 
sein, gegen die man nichts machen könne.

Ein Google-Manager, auf einem Kongress des 
International Press Institute in Genf 2019 ange-
sprochen auf die Frage, wie viele amharisch- 
sprechende Moderatoren man denn bei Google  

der Ibo gesperrt wurde. Buharis Bemerkung 
weckte Erinnerungen an den Biafra-Krieg in 
den 1960er-Jahren. Die Reaktion des Präsiden-
ten des bevölkerungsreichsten Landes auf dem 
Kontinent ließ nicht lange auf sich warten und 
der Zugang zu Twitter wurde in Nigeria gesperrt. 
Abgesehen davon, dass die Reaktion des Staats- 
chefs etwas infantil wirkte, hatten er und seine 
Mitarbeiter anschließend einen sprunghaften 
Anstieg der Downloads von Virtual Private Net-
works (VPNs) in Nigeria zu verzeichnen. Über 
diese abhörsicheren Kanäle kann man durchaus 
auch Zugang zu gesperrten Seiten wie der von 
Twitter bekommen.

Das US-amerikanische soziale Netzwerk Twitter, 
dem es gelungen ist, sich ein sehr viel freundliche-
res Image als Facebook zu geben, das gleichwohl 
aber durchaus fragwürdige Entscheidungen von 
Algorithmen fällen lässt, hat ein Team in Ghana 
installiert, mit der Begründung, dass das Land 
die Meinungsfreiheit schütze und die Freiheit 
im Internet garantiere.14 Dabei hat Twitter 2021 
etwa eine Ausgabe der panafrikanischen Whats-
app-Zeitung The Continent blockiert, weil sich 
darin der Name Bill Gates und die Diskussionen 
um seine medizinischen Programme in Afrika 
wiederfanden. Allerdings hatte die Zeitung ein 
Gespräch mit Gates geführt, der Algorithmus 
hatte offenbar nur Kritik an Gates erkannt und 
geblockt  – mit den entsprechenden Folgen für 
den Vertrieb von und die Werbung für die inkri-
minierte Ausgabe. Seit Elon Musk die Übernahme 
von Twitter angekündigt hat, herrscht große Ver-
unsicherung, auch unter den Twitter-Mitarbeitern, 
die mittlerweile Gespräche mit Kritikern ableh-
nen, da erst einmal abgewartet werden müsse, wie 
sich die Politik des Netzwerks entwickle.

Dass man keine Handhabe gegen die sozialen 
Medien habe, meinen auch viele Wissenschaft-
ler und Journalisten auf dem Kontinent, die sehr 
wohl versuchen, die negativen Auswirkungen 
zu begrenzen. Im Jahr 2019 wurde das Medien-
programm der Konrad-Adenauer-Stiftung nach 
Addis Abeba gebeten, um mit deutschen Exper-
ten und äthiopischen Juristen, Chefredakteuren 
und Universitätsdozenten über ein neues äthio-
pisches Mediengesetz zu diskutieren. Kurz zuvor 
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habe, wirkte etwas ratlos und erklärte, nach 
seiner Kenntnis gar keine. Das mag sich bei 
manchen Social-Media-Giganten mittlerweile 
geändert haben. Doch die Crux bleibt, dass die 
Moderation von Inhalten oft genug lediglich als 
Feigenblatt benutzt wird und der gigantischen 
Masse von zu moderierendem rassistischen oder 
volksverhetzenden Inhalt nicht gerecht werden 
kann.

Gerade Facebooks mangelnde Moderation von 
Posts aus umkämpften Weltgegenden wie Äthi-
opien, weitab von der artifiziellen Wirklichkeit 
des Silicon Valley, dauert an. Dazu kommt ein 
Mangel an ausreichend qualifizierten Mitarbei-
tern mit historischen und politischen Kennt-
nissen, vor allem aber an psychologischem 
Verständnis und interkulturellen Fähigkeiten. 
Es wirkt manchmal, wie die Autorinnen Frenkel 
und Kang in ihrem Buch „An Ugly Truth“ nahe-
legen, als wachse Facebook mit seinen mehr als 
30.000 Mitarbeitern die Welt über den Kopf.15 
Hinzu kommt, dass ein apolitischer Chef wie 
Mark Zuckerberg den Mitarbeitern vorlebt, 
dass Politik und das Geschehen da draußen in 
der Welt etwas grundsätzlich Unappetitliches 
sind, in jedem Fall sehr weit weg von der Wirk-
lichkeit der USA.

Dass Facebook den Posts, die zu Morden an 
den muslimischen Rohingya in Myanmar auf-
stachelten, nicht entschieden genug entgegen-
trat, nicht ausreichend moderierte und löschte, 
haben Zuckerberg und seine Managerin Sheryl 
Sandberg zu öffentlichem Bedauern veranlasst. 
Seit 2010, berichtet der Economist, habe Face-
book es versäumt, aktiv und effektiv Inhalte zu 
moderieren.16 Genauso wie Facebook es immer 
wieder bedauert, wenn eine neue Sicherheits- 
lücke aufgetreten ist, wenn russische Trolle den 
US-amerikanischen Wahlkampf beeinflussen, 
wenn Holocaustleugner weiter ihre kruden The-
orien verbreiten können. Dass die Algorithmen 
von Facebook solche Aufreger, bis hin zu Mord-
aufrufen gegen Muslime, favorisieren, scheint 
das Geschäftsmodell zu sein. Denn je mehr Men-
schen sich das Bild eines getöteten Burmesen 
anschauen, umso größer der mögliche geschäft-
liche Erfolg.

Myanmar ist aus Palo Alto gesehen sehr weit weg. 
Mindestens so weit wie das äthiopische Hoch-
land. Der von Ministerpräsident Abiy Ahmed 
geführte Bürgerkrieg gegen seine früheren tigrai-
schen Bündnispartner findet eben nicht nur in 
Lalibela und anderen heiligen Stätten der äthio-
pischen Orthodoxie statt, sondern auch im Inter-
net, vor allem auf Facebook. Die Zeitschrift The 
Continent berichtete nach Sichtung von Doku-
menten der Whistleblowerin Frances Haugen 
2021, dass Facebook bewusst und gezielt nicht so 
viel unternehme wie nötig sei, um beispielsweise 
Mordaufrufe zu löschen.17 „Es scheint, dass der 
Erfolg von Hassreden bei Facebook nicht auf 
einen technischen Fehler zurückzuführen, son-
dern Strategie ist“, so die Continent-Autoren. Auf 
eine offizielle Anfrage des Medienprogramms der 
Konrad-Adenauer-Stiftung bei Kojo Boake, dem 
Policy Director von Facebook in London, in der 
unter anderem nach der Zahl der Moderatoren 
gefragt wird, die eine Sprache wie Amharisch 
sprächen, wird geantwortet, man sehe sich nicht 
in der Lage, auf diese Anfrage zum jetzigen Zeit-
punkt zu reagieren.

Der Fall Äthiopien ist nur ein 
Beispiel für den paternalistisch 
wirkenden Umgang von  
Facebook mit anderen  
Weltgegenden.

Rosemary Ajayi vom Digital Africa Research 
Lab18 sagt, das „schlechte Management der Äthi-
opien-Krise durch Facebook“ sollte eine Warnung 
sein für den Rest Afrikas, „weil man daran able-
sen kann, welche Art von Krisenreaktion auch in 
anderen afrikanischen Staaten zu erwarten ist“. 
Noch im Oktober 2020 verkündete Facebook 
stolz, man habe mehr Moderatoren eingestellt, 
die Swahili, Amharisch, Zulu, Somali, Oromo 
und Hausa sprächen. Auch wenn die Moderati-
onsrealität offenbar anders aussieht.19 Der Fall 
Äthiopien ist nur ein Beispiel für den paterna-
listisch wirkenden Umgang des Konzerns mit 
anderen Weltgegenden. Nach Recherchen des 
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in den USA und Westeuropa, beschäftigt. 
Denn dort ist der Druck der Gesetzgeber und 
Regierungen besonders groß, die Macht des 
Konzerns zu beschränken, oder, wie in den 
USA angedacht, ihn gar zu zerschlagen. Auch 
darum wird von Ermittlern besonders genau 
hingeschaut und vom Meta-Konzern beson-
ders intensiv erklärt, moderiert und lobbyiert. 
In Afrika scheint das gar nicht als nötig erachtet 
zu werden.

Viele afrikanische Regierungen fürchten eher 
eine Gefährdung ihrer Herrschaft durch kriti-
sche Blogger und Influencer, als dass sie eine 
Zersetzung ihrer Gesellschaft durch die sozia-
len Medien antizipieren. Das politische Bewusst-
sein für die Gefahren ist kaum vorhanden. In 
einem Land wie Südafrika mit einer breiten 
Mittelschicht mit relativ hohem Bildungsstan-
dard gibt es in den sozialen Medien derart viele 
Posts voller Rassismus und auch Sexismus wie 
in keinem anderen Land auf dem Kontinent. 
Das Johannesburger Holocaust- und Genozid-
zentrum und die Universität Kapstadt betreiben 
eine Studie zu den Narrativen und wiederkeh-
renden Klischees in den Posts. Dazu wurde unter 
der Leitung von Dr. Gavaza Maluleke und Prof. 
Adam Mendelssohn eine Equipe von Codern 
zusammengestellt, die alle Hautfarben und 
gesellschaftlichen Schichten Südafrikas reprä-
sentieren. Ein Weißer aus der südafrikanischen 
Oberschicht versteht nicht zwingend die Konno-
tationen von Äußerungen jener aus den Armen-
vierteln und umgekehrt. Abgesehen davon, dass 
viele der sehr engagierten Coder berichten, dass 
sie die Arbeit belaste und zu einer Reflexion 
über eigene Vorurteile geführt habe, reagieren 
viele Multiplikatoren in Südafrika überrascht auf 
die Menge an Posts, von denen viele justiziabel 
wären. Allein eine allseits gelobte südafrikani-
sche Justiz zeigt sich überfordert von der schie-
ren Menge. Immerhin, manchmal schickt ein 
Richter einen Angeklagten, der den Holocaust 
leugnet oder rassistische Kommentare von 
sich gegeben hat, für einige Tage Besinnungs-
arbeit in das Holocaust- und Genozidzentrum 
in Johannesburg. Dort wird ihm dann von der 
Leiterin Tali Nates, Tochter eines von Oskar 
Schindler geretteten Juden, nicht nur die Shoah 

US-amerikanischen Magazins Time Anfang 2022 
sind die Moderationen von strittigen Inhalten an 
externe Firmen ausgelagert.20 So berichtet Time 
von 200 jungen Frauen und Männern, die als 
Moderatoren für elf verschiedene afrikanische 
Sprachen in Nairobi arbeiten. Das Sichten von 
brutalen Videos und Nachrichten erfolgt für die 
kenianische Firma Sama mit Hauptsitz in Kali-
fornien, die wiederum von Facebook mit dem 
Moderieren von Inhalten auf dem afrikanischen 
Kontinent beauftragt ist. Die von Time geschil-
derten Arbeitsbedingungen in Nairobi lassen 
vermuten, dass neben den traumatischen Belas-
tungen, die entstehen, wenn man ständig Gewalt 
sehen muss, die schiere Flut von zu begutachten-
den Posts überhaupt nicht zu bewältigen ist. 
Die Firma in Nairobi bearbeitet offenbar den 
Löwenanteil der kritischen Posts aus Afrika. Man 
stelle sich das einmal vor: Es gibt mehr als 250 
Millionen Facebook-Nutzer in Subsahara-Afrika, 
wo Facebook nach wie vor das wichtigste soziale 
Medium darstellt, auch wenn die US-Amerikaner 
vermutlich in den nächsten Jahren zunehmend 
von TikTok verdrängt werden. Und deren Posts – 
viele Nutzer posten mehrmals am Tag – werden 
lediglich von 200 Personen geprüft?

In den USA und Westeuropa 
erklärt und lobbyiert Meta  
intensiv. In Afrika scheint  
das nicht als nötig erachtet  
zu werden.

Nach jedem Skandal, der Wahlen beeinflusst 
oder Menschenleben kostet, wird von Mark 
Zuckerberg und anderen gelobt, man werde 
noch mehr Geld in die Sicherheit investieren. 
So soll Facebook im Jahr 2021 immerhin fünf 
Milliarden US-Dollar für Sicherheitsmaßnah-
men ausgegeben haben und angeblich nun 
weltweit 15.000 zusätzliche Moderatoren 
beschäftigen. Genaue Zahlen sind von Face-
book nicht zu erhalten und es ist davon aus-
zugehen, dass die Masse der Moderatoren 
sich mit den anglophonen Posts, vornehmlich 
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Mobilfunkteilnehmer keine andere Währung 
habe als die Teilhabe an seinen Daten, dann 
werde er diese Währung natürlich einsetzen.22

Wann Facebook ähnlich wie in Europa auch in 
Afrika als Netzwerk der alten Generation ange-
sehen werden wird, hängt wesentlich von der 
weiteren Entwicklung um Youtube und TikTok 
ab. Für Kaigwa haben sie das größte Potenzial 
auf dem Kontinent. Will McBain sieht in der 
Publikation African Business TikTok ganz klar 
im Vorteil: „Die herzlichen Beziehungen afrika-
nischer Regierungen mit China könnten TikTok  
von den immer mal wieder eingeführten Ver-
boten der sozialen Medien ausnehmen.“23 Die 
Firma wurde 2016 gegründet, ihre App war 
schon im April 2020 mehr als zwei Milliarden 
Mal heruntergeladen. Für das Management ist 
Afrika der größte Wachstumsmarkt, befördert 
durch immer günstigere internetfähige Smart-
phones aus chinesischer Produktion. Peking ist 
mit einem Prozent bei Byte Dance eingestiegen, 
dem Mutterkonzern von TikTok, und hat so 
einen Sitz im Aufsichtsrat, in dem nur drei Mit-
glieder sitzen. Statista hat 2020 bereits einen 
Marktanteil von TikTok von knapp 32 Prozent 
ausgemacht, es gibt Technikzentren in Süd
afrika, Nigeria und Kenia. Will McBain zitiert zur 
Erklärung des Erfolgs Scott Thwaites, Chef für 
Wachstumsmärkte bei TikTok Global Business 
Solutions: „Videos werden auf Basis dessen, was 
man mag, empfohlen, nicht auf der Grundlage 
der Frage, wem man folgt.“

Ob es ein Zufall ist, dass der Senegalese 
Khaby Lame die zweitgrößte TikTok-Anhän-
gerschaft hat, nämlich 111,8 Millionen? Lame 
lebt in Italien und macht Videos über die klei-
nen und großen Pannen des Alltags. Es sind 
diese Filmchen, die meist niemandem weh 
tun, oft am Rande der Banalität, die TikTok so 
erfolgreich machen. Dass bestimmte Begriffe 
etwa zur Minderheit der Uiguren, die Peking 
missfallen könnten, gelöscht werden, führt 
in Afrika zu keinerlei Aufschrei oder Empö-
rung. Die Mehrheit der TikTok-Nutzer ist zwi-
schen 18 und 24 Jahre alt, die Kurzfilme zeigen 
viel Tanz, Mimik, Selbstdarstellung. Aber es 
gibt bereits Versuche, Kurznachrichten über 

erklärt, sondern auch andere Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, vom Genozid an den Arme-
niern über die Apartheid in Südafrika hin zum 
Genozid von 1994 in Ruanda und dem Massaker 
von Srebrenica.

Wer kann Facebook das Wasser reichen?

Dass Techgiganten sich übermächtig fühlen, 
ist natürlich nicht nur in Subsahara-Afrika der 
Fall. Der Streit der australischen Regierung mit 
Google und Facebook über die Weiterverbrei-
tung australischer und anderer Medieninhalte 
und deren Bezahlung war exemplarisch.21 Auch 
wenn die Techgiganten sich dabei eine blutige 
Nase geholt haben mögen: Dies wird nicht der 
letzte Versuch gewesen sein, Inhalte, für die 
andere bezahlen, gratis weiter zu verteilen. Auf 
dem afrikanischen Kontinent gibt es allerdings 
keine einzige Regierung, die sich so hinter die 
Interessen ihrer Bürger und Medienunternehmen 
stellen würde wie die damalige australische. Das 
macht es den großen sozialen Netzwerken sehr 
viel leichter, sie können unbekümmerter oder 
rücksichtsloser auftreten als etwa in Australien.

Dass auf TikTok bestimmte  
Begriffe, die Peking missfallen  
könnten, gelöscht werden, 
führt in Afrika zu keinerlei 
Aufschrei.

Für Mark Kaigwa, den Chef der digitalen Bera-
tungsfirma Nendo in Nairobi, ist die Besorgnis 
um Datensicherheit von Bürgern allerdings eher 
ein westliches Privileg. „Diese Sorgen um die 
Sicherheit im Internet sind nur etwas für jene, 
die sich größere Mengen an Prepaid-Mobilfunk-
daten leisten können“, sagt der Kenianer. Und 
genau dort setzen Firmen wie Facebook und 
TikTok an: Eine mehrheitlich arme Bevölkerung, 
die an der Welt teilhaben will, und afrikanische 
Herrscher, die andere Interessen haben, als ihre 
Bürger vor Cybermobbing oder Fake News zu 
schützen, stellen keine Hürden dar. Wenn ein 
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verschwiegene Firmen aus den USA, dem Mut-
terland der modernen Demokratie, und der 
Volksrepublik China, einer Diktatur. Nun mögen 
die Versuche einzelner Regierungen, wie der in 
Äthiopien, ein eigenes soziales Netzwerk zu grün-
den, belächelt werden, weil sie technisch hilflos 
wirken. Sie scheinen aber auch Ausdruck einer 
tiefen Verunsicherung über die Fragilität des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts in ohnehin 
wirtschaftlich und ethnisch polarisierten Gesell-
schaften zu sein. Nick Clegg, der geschmeidige 
ehemalige britische Vizepremier, ist mittlerweile 
einer der Presidents von Facebook, und erklärt: 

„Ich fände es toll, wenn das nächste Google oder 
Alibaba aus Europa kommt.“26

Das klingt generös und wettbewerbsorien-
tiert, ändert aber nichts an der Dominanz, wie 

TikTok zu verbreiten. Von TikTok gehe eine 
persönliche Suchtgefahr aus und eine geo-
politische Bedrohung, weil Pekings Glaube 
an das Internet mit einer anti-liberalen 
Ideologie einhergehe, warnt der Harvard- 
Dozent Niall Ferguson.24 Hier steht also das 
zensierende, von Peking kontrollierte TikTok, 
das die freie Debatte unterbindet, gegen das 
US-amerikanische Facebook, das ein Interesse 
an vielen Klicks hat und dessen Algorithmen 
darum Gewalt und Brutalität favorisieren. Es 
scheint, als könne man sich als junger Nutzer 
nur zwischen der digitalen Pest und der digita-
len Cholera entscheiden.

Warum gibt es bis heute keine europäische Such-
maschine? Oder einen Dienst, der ähnlich popu-
lär ist wie Facebook?25 Stattdessen dominieren 

Kommt der Platzhirsch bald aus China? Nach Ansicht von Experten verfügt TikTok über großes Entwicklungs-
potenzial in afrikanischen Staaten. Ob ein Erfolg der Plattform aus dem Einparteienstaat Fortschritte in Sachen 
Meinungsfreiheit bringt, ist jedoch fraglich. Quelle: © Florence Lo, Reuters.
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